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Personenbeförderungsgesetz (PBefG); 

Neubau einer Straßenbahnzulaufstrecke zum Straßenbahnbetriebsgelände an der Ständ-

lerstraße durch die Stadtwerke München GmbH 

Planfeststellung nach § 28 PBefG  

 

Anlagen: festgestellte Planunterlagen 

 

 

Die Regierung von Oberbayern erlässt folgenden Planfeststellungsbeschluss: 

 

1. Der Plan der Stadtwerke München GmbH für den Neubau einer Straßenbahnzulaufstre-

cke zum Straßenbahnbetriebsgelände an der Ständlerstraße wird auf deren Anträge vom 

16.12.2024 und 19.12.2025 hin mit den in Ziffer 2. genannten Nebenbestimmungen festge-

stellt.  

Der festgestellte Plan umfasst folgende Unterlagen: 

1.1 Erläuterungsbericht mit Anhängen Abkürzungsverzeichnis und Umwelterklärung 

1.2a     Erläuterungsbericht Interimsgleisanschluss Tektur A mit Anhang schalltechnische 

Stellungnahme 

3.0 Legende Lageplan  

3.1 Lageplan Schwanseestraße M 1:500 

3.2 Lageplan Ständlerstraße M 1:500 

3.3 Lageplan Rückbau Bestandszulaufstrecke M 1:500 

3.4a     Ergänzungsplan Interimstrassierung an Bestandsgleis Tektur A M 1:500 

4.1 Regelquerschnitt 1 geschlossener Oberbau Rillengleis M 1:100 

4.2 Regelquerschnitt 2 Rasengleis mit Schotterbettung M 1:100 

4.3 Regelquerschnitt 3 feste Fahrbahn mit Raseneindeckung M 1:100 

4.4 Lageplanquerschnitte M 1:100 

4.5  Längsschnitt Ausrückgleis M 1:1.000/100 

4.6 Längsschnitt Einrückgleis M 1:1.000/100 

5.0 Bauwerksverzeichnis 

5.1 Lageplan 1 Schwanseestraße zum Bauwerksverzeichnis M 1:500 

5.2 Lageplan 2 Ständlerstraße zum Bauwerksverzeichnis M 1:500 

5.3 Lageplan 3 Rückbau Bestandszulaufstrecke zum Bauwerksverzeichnis M 1:500 

5.4 Legende Lagepläne zum Bauwerksverzeichnis 

7.1 Grunderwerbsverzeichnis 

7.2 Grunderwerbsplan M 1:500 

9.1 Schalltechnische Untersuchung Erläuterungsbericht  

9.2.1    Lageplan Schallschutz, Prognose-Planfall 2035 Schiene, Tag M 1:1.000 

9.2.2    Lageplan Schallschutz, Prognose-Planfall 2035 Schiene, Nacht M 1:1.000 

9.3.1    Lageplan Schallschutz, Prognose-Planfall 2035 Straße, Tag M 1:1.000 

9.3.2    Lageplan Schallschutz, Prognose-Planfall 2035 Straße, Nacht M 1:1.000 

9.4.1    Lageplan Schallschutz, Prognose-Summenpegel 2035 Straße und Schiene, Tag M 

1:1.000 

9.4.2    Lageplan Schallschutz, Prognose-Summenpegel 2035 Straße und Schiene, Nacht 

M 1:1.000 

9.5.1    Tabelle Beurteilungspegel Schiene Prognose-Planfall 2035 

9.5.2    Tabelle Beurteilungspegel Straße Prognose-Nullfall und -Planfall 2035 
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9.5.3   Tabelle Beurteilungspegel Summe Straße und Schiene Prognose-Nullfall und -Plan-

fall 2035 

9.6.1    Tabelle Schallemissionen Straße, Prognose-Nullfall 2035 

9.6.2    Tabelle Schallemissionen Straße, Prognose-Planfall 2035 

10.1     Baulärmgutachten Erläuterungsbericht 

10.2     Lageplan Quellen und Immissionsorte Abbruchmaßnahmen M 1:3.500 

10.3     Lageplan Quellen und Immissionsorte Erdbauarbeiten M 1:3.500 

10.4     Lageplan Quellen und Immissionsorte Betonagearbeiten M 1:3.500 

10.5     Lageplan Quellen und Immissionsorte Mastengründungen M 1:3.500 

10.6     Lageplan Quellen und Immissionsorte Gleisbauarbeiten M 1:3.500 

10.7     Lageplan Quellen und Immissionsorte Straßenbauarbeiten M 1:3.500 

10.8     Tabelle Beurteilungspegel Abbruchmaßnahmen 

10.9     Tabelle Beurteilungspegel Erdbauarbeiten 

10.10   Tabelle Beurteilungspegel Betonagearbeiten 

10.11   Tabelle Beurteilungspegel Mastengründungen 

10.12   Tabelle Beurteilungspegel Gleisbauarbeiten 

10.13    Tabelle Beurteilungspegel Straßenbauarbeiten 

11.1      Erschütterungstechnische Prognose Erläuterungsbericht 

11.2      Erschütterungstechnische Untersuchung Lageplan Erschütterungsschutz M  

             1:1.500 

11.3      Erschütterungstechnische Untersuchung Tabelle Ergebniszusammenstellung 

11.4      Erschütterungstechnische Untersuchung Prognosetabellen 

11.5      Erschütterungstechnisch Untersuchung Dokumentation Messpunkte 

12.        Lufthygienische Untersuchung 

13.        Untersuchung der elektromagnetischen Verträglichkeit 

14.1 Landschaftspflegerischer Begleitplan – Erläuterungsbericht 

14.2     Landschaftspflegerischer Bestands- und Konfliktplan M 1:1.000 

14.3     Landschaftspflegerischer Maßnahmenplan M 1:1.000 

14.4     Landschaftspflegerischer Begleitplan - Habitatanalyse 

15.1 Verkehrstechnische Untersuchung Erläuterungsbericht 

15.2     Verkehrstechnische Untersuchung Anlage 1: Signallagepläne M 1:100 

15.3     Verkehrstechnische Untersuchung Anlage 2: Verkehrszahlen 

15.4     Verkehrstechnische Untersuchung Anlage 3: Verkehrstechnische Unterlagen 

15.5     Verkehrstechnische Untersuchung Anlage 4: Leistungsfähigkeitsberechnungen 

16.1     Baugrundgutachten Verkehrsanlagen 

16.2     Baugrundgutachten Fahrleitungsmastgründung 

16.3     Boden- und Schadstoffuntersuchung Fahrleitungsmastgründung 

 

 

2.  Nebenbestimmungen: 

 

2.1 Eigentumsrechtliche Belange 

 

2.1.1 Sämtliche vorübergehend in Anspruch genommenen Grundstücksflächen privater Dritter 

sind unverzüglich, spätestens ein Jahr nach Abschluss der Inanspruchnahme der jeweili-

gen Fläche für die Bauarbeiten von der Stadtwerke München GmbH auf eigene Kosten 

in den ursprünglichen Zustand zurückzuversetzen, insbesondere sind beseitigte, beschä-

digte oder sonst in Anspruch genommene bauliche Anlagen und Wege innerhalb dieser 
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Frist vollständig wiederherzustellen, soweit nicht in den planfestgestellten Unterlagen 

oder in den folgenden Nebenbestimmungen etwas Abweichendes festgesetzt wird. Die 

Details der Ausführung sind mit den Eigentümern und Inhabern von im Grundbuch einge-

tragenen Rechten, soweit diese berührt sind, abzustimmen. Ersatzpflanzungen auf die-

sen Grundstücken sind von der Stadtwerke München GmbH unverzüglich, spätestens 

ein Jahr nach Beendigung der Inanspruchnahme des jeweiligen Grundstücks auf eigene 

Kosten in Abstimmung mit den Eigentümern und im Grundbuch Berechtigten unter Be-

rücksichtigung der bisherigen Bepflanzung in vergleichbarer Pflanzqualität, insbesondere 

was den Stammumfang betrifft, und der Ortsüblichkeit der Pflanzenarten vorzunehmen, 

soweit nicht mit den Eigentümern und Berechtigten etwas anderes vereinbart wird. Es ist 

sicherzustellen, dass vorhandene Grenzzeichen während der Bauarbeiten nicht verloren 

gehen oder beschädigt oder verrückt werden.  

 

2.1.2 Die Stadtwerke München GmbH hat bei ihren Grunderwerbsverhandlungen neben den 

Grundstückseigentümern auch Inhaber im Grundbuch eingetragener Rechte möglichst 

frühzeitig einzubeziehen. 

 
2.1.3 Entgegen der Ausführung unter Ziffer 1.6. des Grunderwerbsverzeichnisses, planfestge-

stellte Unterlage 7.1, ist das städtische Flurstück 16231 der Gemarkung München nicht 

mit einer Fahrleitungsmastdienstbarkeit zu belasten, da die Inanspruchnahme über die 

Konzessionsvereinbarung zwischen der Stadtwerke München GmbH und der Landes-

hauptstadt München - Vereinbarung über die Nutzung städtischer Grundstücke durch 

Straßenbahnen und Anlagen des öffentlichen Nahverkehrs aus dem Jahr 2014 – erfolgt. 

 

2.2       Bauausführung, Baudurchführung 

 

2.2.1    Der Baubeginn ist der technischen Aufsichtsbehörde der Regierung von Oberbayern an-

zuzeigen. Die geprüften und freigegebenen Bauunterlagen, Prüfberichte, Abnahmeproto-

kolle und Baustellenbegehungsprotokolle müssen auf der Baustelle zur Einsicht für die 

technische Aufsichtsbehörde und die von dieser gemäß § 5 Abs. 2 der Verordnung über 

den Bau und Betrieb der Straßenbahnen (BOStrab) beigezogenen sachkundigen Perso-

nen vorliegen.  

 

2.2.2 Querungsstellen sollen als differenzierte Querungen ausgeführt werden. 

 

2.2.3 Arbeiten im Bereich der städtischen Bauwerke der Landeshauptstadt München sind spä-

testens zwei Wochen vor Beginn dem Baureferat der Stadt, Hauptabteilung Ingenieur-

bau, Abteilung Wasserbau- und Bauwerksunterhalt per E-Mail anzuzeigen.  

 

2.2.4   Der Weichensteuerungsschrank an der südlichen Straßenseite der Ständlerstraße ist im 

Rahmen der Bauausführung in eine Position außerhalb des Einflussbereichs des in der 

Unterhaltungslast der Landeshauptstadt München befindlichen Ingenieurbauwerks - Bau-

werks-Nr. 46/123A der Landeshauptstadt München - Stützwand der Straßenunterführung 

Ständlerstraße unter der Bahnstrecke München-Ost – Deisenhofen und München-Gie-

sing - Kreuzstraße mit einem Mindestabstand von 1,50 m zu dieser zu versetzen.  

Hinsichtlich dieses Ingenieurbauwerks sowie des ebenfalls in der Unterhaltungslast der 

Landeshauptstadt München befindlichen Ingenieurbauwerks Pumpstation Straßenunter-

führung Ständlerstraße unter der Bahnlinie München-Ost – Deisenhofen und München-
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Giesing - Kreuzstraße – Bauwerks-Nr. 46/123D der Landeshauptstadt München - ist zu 

beachten, dass diese zu erhalten sind und nicht beschädigt werden dürfen. Die Zugäng-

lichkeit zu den Bauwerken, insbesondere zur Durchführung von Instandhaltungs- und In-

standsetzungsarbeiten sowie etwaiger notwendiger Bauwerksprüfungen und Aufgrabun-

gen muss auch während der Straßenbahnbaumaßnahme immer gewährleistet sein. Ein 

Mindestabstand von 1,50 m zuzüglich des spartenspezifischen Sicherheitsabstandes ist 

in seitlicher Lage zu den Bauwerken und den Bauwerksteilen wie Fundamenten und Ab-

dichtungen bei der Ausführungsplanung sowie bei der Bauausführung einzuhalten. Die 

Ausführungsplanung ist insoweit mit der Landeshauptstadt München, Baureferat, Haupt-

abteilung Ingenieurbau abzustimmen. Eine Unterschreitung des Mindestabstands ist nur 

mit schriftlicher Zustimmung des Baureferats, Hauptabteilung Ingenieurbau, der Landes-

hauptstadt München zulässig. Die Arbeiten sind im Bereich der Bauwerke entsprechend 

vorsichtig und erschütterungsarm durchzuführen. Im unmittelbaren Bereich der Bau-

werke oder an den Bauwerken selbst dürfen keine zusätzlichen Lasten auf- oder ange-

bracht werden. Die Funktion der Bauwerke, insbesondere deren Tragfähigkeit und Ver-

kehrssicherheit, darf aufgrund der Baumaßnahme zu keinem Zeitpunkt eingeschränkt 

werden. Durch die Baumaßnahme dürfen sich die Ingenieurbauwerke in Folge von Set-

zungen und Hebungen nicht verändern. 

Es ist von der Stadtwerke München GmbH so zu planen und zu arbeiten, dass Beschädi-

gungen an den beiden genannten Ingenieurbauwerken ausgeschlossen sind. 

Falls eines der Bauwerke wider Erwarten beschädigt wird oder sich eine Beschädigung 

abzeichnet, sind die Arbeiten in dessen unmittelbarem Umgriff sofort einzustellen und 

das Baureferat, Hauptabteilung Ingenieurbau der Landeshauptstadt München unverzüg-

lich zu informieren. Der Gefahrenbereich muss von der Stadtwerke München GmbH auf 

eigene Kosten gemäß den geltenden Regeln der Technik abgesichert werden; zudem ist 

die Schadenstelle abzusperren und der Zutritt unbefugter Personen ist zu verhindern. Die 

Schäden sind auf Kosten der Stadtwerke München GmbH, insbesondere fotografisch, zu 

dokumentieren und fachgerecht nach den geltenden Regeln der Technik instand zu set-

zen. Die geplanten Instandsetzungsarbeiten sind im Rahmen eines schriftlichen lnstand-

setzungskonzepts, welches auch einen zeitlichen Rahmen zur Behebung des entstande-

nen Schadens enthält, vor Ausführungsbeginn mit der Landeshauptstadt München, Bau-

referat, Hauptabteilung Ingenieurbau, abzustimmen und im Anschluss gemäß dem im 

Konzept enthaltenden Zeitplan durchzuführen. Die Arbeiten für die Straßenbahnbaumaß-

nahme im Bereich des betroffenen Bauwerks dürfen erst nach Freigabe durch das Bau-

referat der Landeshauptstadt München wiederaufgenommen werden. 

 

2.2.5    Bei Baumaßnahmen auf und im öffentlichen Straßengrund im Stadtgebiet München sind 

die Regelungen der Verwaltungsanordnung über Baumaßnahmen an Straßen der Lan-

deshauptstadt München (AufgrO) zu beachten. 

 

2.2.6 Für die Verkehrsführung während der Bauphase ist eine Detailplanung zu erstellen. Hier-

bei sind Mobilitätsreferat und Branddirektion der Landeshauptstadt München sowie der 

Abfallwirtschaftsbetrieb München (AWM) einzubeziehen. 

 

2.2.7    Bestehende Zufahrten für Einsatzfahrzeuge des Rettungsdiensts müssen auch während 

der Bauzeit weiterhin ständig nutzbar sein. Änderungen der Zufahrtssituation und ver-

kehrliche Behinderungen im Zusammenhang mit der Baumaßnahme sind der Integrier-

ten Leitstelle München stets unverzüglich zu melden. 



 
 

 
 

- 6 - 

 

 

2.2.8 Die provisorische und endgültige Umverlegung von Ver- und Entsorgungsleitungen und –

anlagen insbesondere für Wasser, Strom und Fernwärme der SWM Infrastruktur GmbH 

& Co. KG und Telekommunikation der Telekom Deutschland GmbH und Vodafone 

Deutschland GmbH sind im Detail mit diesen Unternehmen rechtzeitig vor Baubeginn 

und laufend während der Bauphase abzustimmen. 

 

2.2.9   Durch den Bau und Betrieb der Straßenbahnstrecke darf der Schienenverkehr und damit 

auch die Sicherheit und Leichtigkeit des Eisenbahnbetriebes auf der Strecke der Deut-

schen Bahn (DB) 5551 zwischen München-Ost und Deisenhofen und 5552 zwischen 

München-Giesing und Kreuzstraße nicht gefährdet oder beeinträchtigt werden. Die 

Standsicherheit und Funktionstüchtigkeit der Bahnanlagen gem. § 4 Abs. 1 der Eisen-

bahn-Bau- und Betriebsordnung (EBO) einschließlich der Bahnkörperentwässerungsan-

lagen ist jederzeit zu gewährleisten. Notwendige Maßnahmen der DB zur Instandhaltung 

und dem Unterhalt der Eisenbahninfrastruktur und in Zusammenhang mit dem Eisen-

bahnbetrieb dürfen durch die Baumaßnahme für die Straßenbahn nicht erschwert oder 

behindert werden.  

           Gegen die vom Eisenbahnbetrieb und der Erhaltung der Bahnanlagen auf die Straßen-

bahnbaumaßnahmen einwirkenden Immissionen, insbesondere Luft- und Körperschall, 

Abgase, Funkenflug, Abriebe durch Bremsstäube und elektrische Beeinflussungen durch 

magnetische Felder sind erforderlichenfalls von der Stadtwerke München GmbH auf ei-

gene Kosten geeignete Schutzmaßnahmen vorzunehmen. 

Insbesondere während der Bauzeit hat die Stadtwerke München GmbH durch geeignete 

und wirksame Maßnahmen darauf hinzuwirken, dass keine an der Maßnahme mitwirken-

den Personen entgegen § 62 EBO das Bahnbetriebsgelände betreten und/oder befahren 

oder in sonstiger Weise in den Gefahrenbereich der Bahnanlagen hineingelangen. 

Bei Einsatz von Baumaschinen in unmittelbarer Nähe zur Bahnstrecke ist darauf zu ach-

ten, dass die Abstandsflächen zur Bahnlinie eingehalten werden und dass bei etwaigem 

Einsatz von Kränen, durch die Betriebsanlagen der Eisenbahn überschwenkt werden, 

der Aufstellort des Krans sowie das weitere Vorgehen mit der DB InfraGO AG abge-

stimmt werden. 

Bei Bauausführungen unter Einsatz von Bau- und Hubgeräten, beispielsweise Kran, Mo-

bilkran oder Bagger, ist das Überschwenken der Bahnfläche oder der Bahnbetriebsanla-

gen mit angehängten Lasten oder herunterhängenden Haken verboten. Die Einhaltung 

dieser Auflage hat die Stadtwerke München GmbH auf eigene Kosten durch den Einbau 

einer TÜV-geprüften Überschwenkbegrenzung sicherzustellen.  

Besteht die Möglichkeit, dass bei einem Kraneinsatz Betriebsanlagen der Eisenbahn 

überschwenkt werden, hat die Stadtwerke München GmbH mit der DB Netz AG eine kos-

tenpflichtige Kranvereinbarung abzuschließen, die mindestens 8 Wochen vor Kranauf-

stellung bei der DB Netz AG zu beantragen ist. Mit diesem Antrag ist ein maßstäblicher 

Lageplan 1:1.000 mit dem vorgesehenen Schwenkradius vorzulegen. Eine etwa erforder-

liche Bahnerdung ist zusätzlich vorzusehen. 

Weiterhin hat die Stadtwerke München GmbH bei ihren Bauarbeiten, die in unmittelbarer 

Nähe zur Oberleitungsanlage der Eisenbahnstrecke durchgeführt werden, die Gefahren 

durch die 15.000 V Spannung der Oberleitung und die zum Schutz vor diesen einzuhal-

tenden einschlägigen Bestimmungen einzuhalten. Es ist ein Schutzabstand von 3 m zu 

unter Spannung stehenden Teilen der Oberleitung mit allen Fahrzeugen, Werkzeugen, 

Baumaschinen, Materialien und Personen einzuhalten. 
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Baumaschinen im Rissbereich der Oberleitung – mit einem geringeren Gleisabstand als 

4 m - sind bahnzuerden, soweit technisch nicht anders möglich, dürfen sie erst nach Ab-

schaltung und Bahnerdung der Oberleitung eingesetzt werden. 

die Oberleitung abgeschaltet und bahngeerdet werden. Auch Einfriedungen im Rissbe-

reich der Oberleitung sind bahnzuerden, gegebenenfalls ist ein Prellleiter 

anzubringen. Elektrisch leitende Teile im Handbereich von weniger als 2,50 m zu bahn-

geerdeten Anlagen sind ebenfalls bahnzuerden. 

Vor Beginn von Grabungsarbeiten innerhalb eines Umkreises von 5 m ab Fundamentau-

ßenkante um Oberleitungsmaste der Eisenbahn hat die Stadtwerke München GmbH der 

DB AG einen Standsicherheitsnachweis, erstellt durch einen durch das Eisenbahn-Bun-

desamt zertifiziertem Prüfstatiker, vorzulegen. In diesem ist nachzuweisen, dass durch 

das geplante Bauvorhaben die Bahnbetriebsanlagen, insbesondere Masten und Leitun-

gen, nicht in ihrer Standsicherheit und Sicherheit beeinträchtigt werden. 

Grenzsteine sind vor Baubeginn zu sichern. Sie dürfen nicht überschüttet oder beseitigt 

werden. Erforderlichenfalls sind sie zu Lasten der Stadtwerke München GmbH neu ein-

zumessen und zu setzen.  

Dach-, Oberflächen- und sonstige Abwässer dürfen nicht auf oder über Bahngrund 

abgeleitet oder dort versickert werden. 

Baumaterial und Bauschutt dürfen nicht auf Bahngelände zwischen- oder abgelagert 

werden. Lagerungen von Baumaterialien entlang der Bahngeländegrenze sind so 

vorzunehmen, dass unter keinen Umständen Baustoffe oder Abfälle in den Gleisbereich, 

auch nicht durch Verwehungen, gelangen. 

Die Stadtwerke München GmbH ist verpflichtet, die örtlich zuständigen Ver- und Entsor-

gungsunternemen über etwa vorhandene Kabel oder Leitungen in den Bahnanlagen, so-

weit diese für Bauarbeiten in Anspruch genommen werden, selbst zu befragen und deren 

Lage örtlich festzulegen. Werden bedingt durch den Neubau der Straßenbahn neue Ver-

legungen von Kanälen, Wasserleitungen, Stromleitungen oder anderer Leitungen oder 

die Änderung bereits vorhandener Leitungen auf Bahngrund erforderlich, so hat die 

Stadtwerke München GmbH hierfür entsprechende kostenpflichtige Kreuzungs- bzw. Ge-

stattungsanträge bei der DB AG, DB Immobilien, zu stellen, falls dies nicht aufgrund ge-

setzlicher Regelungen oder bestehender Vereinbarungen entbehrlich ist.  

 

2.2.10 Das Bauwerk Straßenunterführung Ständlerstraße unter der DB-Strecke München-Ost - 

Deisenhofen und München-Giesing - Kreuzstraße befindet sich im Unterhalt der DB. Die 

Baumaßnahmen und Schutzmaßnahmen an und in der Nähe der Unterführung sind im 

Detail mit deren Unternehmen rechtzeitig vor Baubeginn und laufend während der Bau-

phase abzustimmen. Hierzu hat die Stadtwerke München GmbH eine ergänzende Prü-

fung ihres elektrotechnischen Schutzmaßnahmenkonzepts für diesen Bereich durch ei-

nen durch das Eisenbahn-Bundesamt zertifizierten Prüfsachverständigen durchführen zu 

lassen und der DB AG dessen Prüfungsergebnis, Stellungnahme und die darauf aufbau-

enden Ausführungspläne vorzulegen. Für die Mitbenutzung der Eisenbahnbrücke und 

die erforderlichen Schutzmaßnahmen hat die Stadtwerke München GmbH eine vertragli-

che Vereinbarung in Form eines Gestattungsvertrags über die DB AG, DB Immobilien, 

mit der DB InfraGO AG abzuschließen.   

 

2.3       Brandschutz 
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2.3.1 Bestehende Feuerwehrzufahrts- und -aufstellflächen zu angrenzenden Grundstücken im 

Baufeld sind zu erhalten und müssen auch während der Bauzeit und nach Fertigstellung 

der Straßenbahnanlage weiterhin nutzbar sein. Oberleitungen einschließlich deren Ab-

spannungen und sonstige Bauteile müssen zwischen den Aufstellflächen und den anzu-

leiternden Gebäuden so positioniert werden, dass die Zugänglichkeit jeder Nutzungsein-

heit gewährleistet ist. Bei Änderungen im Straßenraum sind Art. 5 und 31 der Bayeri-

schen Bauordnung (BayBO) sowie die Richtlinien über Flächen für die Feuerwehr, die 

auf der Internetseite des Bayerischen Staatsministeriums für Wohnen, Bau und Verkehr 

unter https://www.stmb.bayern.de/assets/stmi/buw/baurechtundtechnik/27_richtlinie-flae-

chen-feuerwehr.pdf abgedruckt sind, zu beachten und im Rahmen der Planung entspre-

chend nachzuweisen; zusätzlich ist das Schreiben „Bauordnungsrechtliche Anforderun-

gen an die Zugänglichkeit der Bebauung auf den Grundstücken für den Einsatz von Ret-

tungskräften“ des Bayerischen Staatsministeriums für Wohnen, Bau und Verkehr, Az. 27-

4112.424-1-7 vom 05.09.2018, das auf der Internetseite des Ministeriums unter 

https://www.stmb.bayern.de/assets/stmi/buw/baurechtundtechnik/2018-09-05_27_vor-

schriften-rundschreiben_zug%C3%A4nglichkeit-bebauung-f%C3%BCr-ret-

tungskr%C3%A4fte.pdf abgedruckt ist, zu beachten. Eine Verschlechterung des beste-

henden Zustands ist zu vermeiden oder durch geeignete Maßnahmen ohne zusätzliche 

Verkehrsbehinderungen in Abstimmung mit der Branddirektion der Landeshauptstadt 

München zu kompensieren.  

Soweit die öffentliche Straße zum Nachweis der Flächen für die Feuerwehr herangezo-

gen wird, darf, wenn der Abstand der als Aufstellfläche für Hubrettungsfahrzeuge nutzba-

ren Fahrbahn zu angrenzenden Gebäuden vergrößert wird, die Entfernung zwischen 

Fahrbahn ohne etwaigen Parkstreifen und aufgehenden Gebäudefronten nicht mehr als 

12 m betragen. Ein Abstand von 9 bis maximal 12 m ist nur zulässig, wenn die Fahrbahn 

als Aufstellfläche mindestens 5,5 m breit, vollbefestigt und hindernisfrei ist. Liegt der Ab-

stand bei weniger als 9 m, genügt eine vollbefestigte Breite von 3,5 m zzgl. 2 m hinder-

nisfreiem Bereich.  

Lageplaneinzeichnungen geänderter Feuerwehrzufahrten sowie deren Beschilderung 

sind entsprechend anzupassen. Bei der Feuerbeschau ist ein Antrag auf Siegelung ge-

änderter Feuerwehrzufahrten zu stellen. 

Die Kontrolle der Einhaltung der oben beschriebenen Anforderungen erfolgt nicht durch 

die Branddirektion der Landeshauptstadt München, sondern ist durch die Planung der 

Stadtwerke München GmbH sicherzustellen. 

 

2.4        Immissionsschutz 

 

2.4.1 In sämtlichen Bereichen, in denen laut Lageplan Schwanseestraße M 1:500, planfestge-

stellte Unterlage 3.1, Lageplan Ständlerstraße M 1:500, planfestgestellte Unterlage 3.2 

und Ergänzungsplan Interimstrassierung an Bestandsgleis Tektur A M 1:500, planfestge-

stellte Unterlage 3.4a, innerhalb der Planfeststellungsgrenze der Einbau und/oder Wie-

dereinbau eines Asphaltgleises vorgesehen ist, ist ein lärmarmer Splittmastixasphalt 8 

als Fahrbahnbelag einzubauen. Diese Verpflichtung gilt insbesondere für den gesamten 

in der planfestgestellten Unterlage 3.4a innerhalb der magentafarben eingezeichneten 

Planfeststellungsgrenze auf dem Betriebsgelände der Stadtwerke München GmbH au-

ßerhalb des öffentlichen Straßenraums liegenden Bereich. Die Zahl der Betriebsfahrten 

auf der planfestgestellten Strecke, die im öffentlichen Straßenraum außerhalb des Be-
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triebsgeländes der Stadtwerke München GmbH stattfinden – Ein- und Ausrückfahrten so-

wie sonstige Betriebsfahrten - darf pro Tag von 6 bis 22 Uhr 102 Fahrten und pro Nacht 

von 22 bis 6 Uhr 112 Fahrten nicht überschreiten. 

 

2.4.2    Die Eigentümer und ständigen Bewohner sowie ständigen Nutzer aller Gebäudeteilein-

heiten, für die in den planfestgestellten Unterlagen 9.5.1, Tabelle Beurteilungspegel 

Schiene Prognose-Planfall 2035 und/oder 9.5.3, Tabelle Beurteilungspegel Summe 

Straße und Schiene Prognose-Nullfall und -Planfall 2035 in der Spalte „Anspruch auf LS“ 

der Buchstabe „N“ eingetragen ist, haben gegenüber der Stadtwerke München GmbH 

dem Grunde nach Anspruch auf Kostenersatz für die Ausrüstung der in der Anlage zur 

Verkehrswege-Schallschutzmaßnahmenverordnung (24. BImSchV) genannten Räume, 

die jeweils unmittelbar hinter den untersuchten Immissionspunkten liegen, mit passiven 

Vorsorgemaßnahmen. Hierbei ist der Gesamtlärmpegel zu Grunde zu legen. Kostener-

satz ist in Höhe des Aufwands für erforderliche Maßnahmen nach Maßgabe der 24. BIm-

SchV, insbesondere für Schallschutzfenster mit baulichem Mindeststandard und für Lüf-

tungsanlagen in Schlafräumen, zu leisten. Der Kostenersatz entfällt, wenn die Fassaden, 

Fenster und/oder Lüftungsanlagen der Gebäude an den betreffenden Stellen bereits mit 

genügendem technischem Standard ausgeführt sind.  

Höhe und Umfang des Anspruchs auf Kostenersatz werden durch die Regierung von 

Oberbayern auf Antrag eines der Beteiligten gesondert festgelegt, sofern zwischen der 

Stadtwerke München GmbH und den Betroffenen keine Einigung über die Entschädi-

gung zustande kommt. 

 

2.4.3 Zum Schutz und zur Vorsorge vor schädlichen Lärmeinwirkungen ist für den Zeitraum 

der Bauarbeiten die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm (AVV 

Baulärm) zu beachten. Es sind ausschließlich lärmarme Baumaschinen, die hinsichtlich 

ihrer Schall- und Erschütterungsemissionen dem aktuellen Stand der Technik entspre-

chen, einzusetzen. Die Vorgaben der Geräte- und Maschinenlärmschutzverordnung (32. 

BImSchV) und des Art. 12 der Richtlinie 2000/14/EG hinsichtlich der Beschaffenheit so-

wie der Betriebszeiten von Baumaschinen sind zu beachten. Die beiden vorgenannten 

Punkte sind durch die Ausschreibung der Baumaßnahmen sicherzustellen. Es ist sicher-

zustellen, dass die Baustellen so geplant, eingerichtet und betrieben werden, dass Be-

einträchtigungen der Nachbarschaft durch Baulärm verhindert werden, die nach dem 

Stand der Technik vermeidbar sind. Insbesondere dürfen Motoren nicht unnötig laufen-

gelassen werden und es sind lärmarme Bau- und Verladeverfahren zu verwenden. Bau-

maschinen, die an einem festen Standort betrieben werden können, sollen so positioniert 

werden, dass sie sich möglichst weit entfernt von den maßgeblichen Immissionsorten be-

finden und betrieben werden. Bei der Wahl des Standortes ist soweit möglich die schall-

schirmende Wirkung natürlicher und künstlicher Hindernisse auszunutzen und auf etwa 

auftretende Schallreflexionen zu achten. Schalltechnisch günstigere Bauverfahren sind 

konventionellen Verfahren vorzuziehen. Die Einwirkzeiten lärmintensiver Baugeräte sind 

so weit wie möglich zu minimieren. Einzelne lärmintensive Tätigkeiten sollen, soweit 

nicht dringend erforderlich, nicht an Tagen mit anderen lärmintensiven Bauabläufen zu-

sammentreffen. Lärmintensive Arbeiten sind möglichst auf unterschiedliche, nicht aufei-

nander folgende Tage zu verteilen. Der Ausbau von Asphalt ist vorzugsweise mit Löffel-

baggern vorzunehmen. Der Einsatz von Abbruchhämmern, Abbruchmeißeln, Meißelbag-

gern und Presslufthämmern zum Abbruch ist auf das unabdingbare Maß zu beschrän-

ken, im Wesentlichen darauf, einen Ansatzpunkt zum Abtrag des Asphalts herzustellen, 
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ab dem der Fahrbahnbelag nach erfolgten Trennschnitten entlang der Baulinie mittels 

Bagger abgehoben und verladen werden kann. Für betonbrechende Arbeiten sind vor-

zugsweise Zangenbagger einzusetzen. Für betontrennende Arbeiten ist vorzugsweise 

mit Seilsägen zu arbeiten. Der Einsatz von Schlagrammen, Rammbären und/oder Explo-

sionsrammen ist nur dann zulässig, wenn andere Gründungsverfahren oder Verbauver-

fahren nicht zielführend sind. Bei Verbauarbeiten sind vorzugsweise Vibrationsrammen 

geringer Leistung einzusetzen, dies gilt gleichermaßen für Bohrpfahlgeräte. Bei Mast-

gründungen sind eindrehende Verfahren mittels Gründungsrohren gegenüber Einbring-

verfahren mittels Mäklern oder rammenden Verfahren zu bevorzugen. Bei sämtlichen Ar-

beiten mit Bau- und Abbruchgeräten, insbesondere Großgeräten wie Bohrgeräten, Ram-

men und Walzen, sind Geräte möglichst der niedrigsten noch geeigneten Leistungs-

klasse zu verwenden.  

 

2.4.4 Lärm- und erschütterungsintensive Arbeiten mit Betrieb lautstarker Baumaschinen sollen 

in der Regel nur in der Zeit werktags von 7 bis 17 Uhr durchgeführt werden. 

Bauarbeiten zur Nachtzeit – zwischen 20 und 7 Uhr – und an Sonn- und Feiertagen, 

die eine erhebliche Lärmentwicklung hervorrufen, sind auf das unbedingt erforderliche 

Maß zu beschränken und nur ausnahmsweise zulässig, ebenso Bauarbeiten, 

die zu einer Überschreitung der Immissionsrichtwerte der AVV Baulärm zuzüglich 

einer Überschreitung von 5 dB(A) führen. 

Die Stadtwerke München GmbH hat beabsichtigte lärmerhebliche Bauarbeiten zur 

Nachtzeit und an Sonn- und Feiertagen sowie Bauarbeiten, die zu einer Überschreitung 

der Richtwerte der AVV Baulärm führen, jeweils mindestens 14 Tage vorab der Landes-

hauptstadt München, Referat für Klima- und Umweltschutz, anzuzeigen. Auf Anforderung 

sind der Landeshauptstadt München weitere Informationen zu übermitteln. 

Während der Nachtzeiten dürfen nur unabdingbar erforderliche Bautätigkeiten durchge-

führt werden; diese sind möglichst lärm- und erschütterungsarm vorzunehmen. 

Ortbetonarbeiten, Aushub- und Erdarbeiten, Arbeiten mit Rammen, Drehbohrgeräten, 

Abbruchgeräten und Straßenbauarbeiten sind bis auf das unvermeidliche Maß 

im Tagzeitraum durchzuführen. Bei unvermeidlichen Arbeiten nachts sollen lärm- und 

erschütterungsintensive Arbeiten räumlich und zeitlich verteilt werden. 

Nachtarbeiten an mehreren Nächten in Folge an ein und demselben Ort sind zu 

vermeiden oder auf das unabdingbar notwendige Minimum zu beschränken. 

Die lärm- und erschütterungsintensivsten Arbeitsschritte sind schallmesstechnisch 

stichprobenartig zu dokumentieren und die Einsatzzeiten der entsprechenden 

intensiven Arbeitsgeräte zu erfassen. Die Dokumentation ist auf Verlangen der 

Regierung von Oberbayern sowie der Landeshauptstadt München, Referat für Klima- 

und Umweltschutz, zur Verfügung zu stellen. 

 

2.4.5 Die Stadtwerke München GmbH hat die betroffenen Anwohnerinnen und Anwohner über 

die Baumaßnahme, die Dauer und die zu erwartenden Lärm- und Erschütterungseinwir-

kungen, insbesondere bei geplanten lärm- und/oder erschütterungsintensiven Bauarbei-

ten, umfassend zu informieren und diesen sowie der Landeshauptstadt München und der 

Regierung von Oberbayern gegenüber eine oder mehrere Personen als Immissions-

schutzansprechpartner zu benennen, der während des gesamten Zeitraums lärm- und 

erschütterungsintensiver Bauarbeiten telefonisch und per E-Mail für Anfragen und Be-

schwerden erreichbar ist und direkten Kontakt zur Bauleitung hat.  
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2.4.6 Zur Eindämmung und Vermeidung von Staubemissionen sind während der Bauzeit ge-

eignete Maßnahmen wie Beregnungseinrichtungen und Einsatz von Maschinen und 

Fahrzeugen mit Partikelfiltern nach dem aktuellsten Stand der Technik zu treffen. Lade-

flächen, auf denen Erdreich oder Staub von oder zu der Baustelle transportiert oder gela-

gert werden, sind vollständig abzudecken.  

 

2.4.7 Beim Einsatz von Baumaschinen sind die Vorschriften der Verordnung über Luftqualitäts-

standards und Emissionshöchstmengen (39. BImSchV) sowie der Bayerischen Luftrein-

halteverordnung (BayLuftV) einzuhalten. 

 

2.5 Naturschutz, Artenschutz 

 

2.5.1 Sämtliche Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen sowie Ersatzmaßnahmen sind wie 

in den planfestgestellten Unterlagen 14.1, 14.2 und 14.3 beschrieben umzusetzen, ins-

besondere die Maßnahme 3V, welche beinhaltet, dass Gehölze, außerhalb der vom 

01.03. bis 30.09. andauernden Vogelbrutzeit zu fällen sind, mit den Maßgaben, dass 

Bäume, die in diesen Unterlagen als zu entfernen gekennzeichnet sind, bei denen sich 

aber im Verlauf der Baumaßnahme herausstellt, dass sie verbleiben können, zu erhalten 

sind und dass der Eingriffsbereich so eng wie möglich zu wählen und Übergangs- und 

Randbereiche zu schonen sind sowie den Maßgaben gemäß der folgenden Nebenbe-

stimmungen dieses Planfeststellungsbeschlusses.  

 

2.5.2    Eine Fällung der vier Bäume direkt östlich der Kreuzung Schwanseestraße/Ständler-

straße/Stadelheimer Straße wird durch diesen Planfeststellungsbeschluss nicht gestattet. 

Diese Bäume sind, solange und soweit ihre Fällung nicht anderweitig genehmigt ist, in 

den Schutzbereich der laut landschaftspflegerischem Begleitplan – Erläuterungsbericht, 

planfestgestellte Unterlage 14.1, vorgesehenen Maßnahme 1V sowie der Nebenbestim-

mung 2.5.4 dieses Planfeststellungsbeschlusses einzubeziehen. 

 

2.5.3    Unberührt hiervon sind sämtliche zehn gemäß planfestgestellter Unterlage 14.3, land-

schaftspflegerischer Maßnahmenplan M 1:1.000, vorgesehenen Ersatzpflanzungen 

durchzuführen. Als Ersatzpflanzungen sind standortgerechte heimische Baum- 

arten zu verwenden. Bei der Wahl der Ersatzstandorte im Detail ist sicherzustellen, dass 

die Entwicklung der Bäume nicht durch notwendige Leitungen dauerhaft beeinträchtigt 

wird. Im Hinblick auf Art. 5 BayBO und Nr. 11 der Richtlinien über Flächen für die Feuer-

wehr sind die Positionen der neu gepflanzten Bäume zwischen den Aufstellflächen für 

Hubrettungsfahrzeuge und der anzuleiternden Gebäudeaußenwand so zu wählen, dass 

auch bei ausgewachsenen Baumkronen die zum Anleitern bestimmte Stelle jeder Nut-

zungseinheit eingesehen und uneingeschränkt angeleitert werden kann. Dies ist auch 

beim künftig notwendigen Rückschnitt der Gehölze zu beachten. Die Darstellung der Er-

satzpflanzungen ist nach genauer Festlegung der unteren Naturschutzbehörde der Lan-

deshauptstadt München zur Verfügung zu stellen. 

 

2.5.4    Der Schutzbereich - Kronentraufe plus 1,5 m - des zu erhaltenden Baumbestands im 

Baufeld der Maßnahme ist durch einen ortsfesten Bauzaun zu schützen. Im Schutzbe-

reich sind keine unter- und oberirdischen Eingriffe zulässig. 
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2.5.5 Die Wiederherstellung von beanspruchten Grünflächen ist möglichst mit einer extensiven 

Wiesenblumenmischung in Abstimmung mit der Landeshauptstadt München, Baureferat, 

Hauptabteilung Gartenbau anzusäen. Die neugeschaffenen Grünflächen und begrünten 

Gleise sind in Abstimmung mit der Landeshauptstadt München, Referat für Klima- und 

Umweltschutz, untere Naturschutzbehörde möglichst mit magerem Substrat und einer 

Mischung aus krautigen Magerrasenarten anzusäen. Die Stadtwerke München GmbH 

hat vor der Abstimmung der Landeshauptstadt München, Baureferat, Hauptabteilung 

Gartenbau, sowie Referat für Klima- und Umweltschutz, untere Naturschutzbehörde In-

formationen zu ihrer Planung, die neu geschaffenen Grünflächen und Rasengleise ge-

mäß den aktuellen Ergebnissen eines Forschungsprojektes am Ackermannbogen mit 

entsprechendem Substrat auszubilden und mit den bewährten Rasen-/Kräutermischun-

gen einzusäen, zuzuleiten.  

 

2.5.6 Die Stadtwerke München GmbH hat im Rahmen der Maßnahme eine Umweltbaubeglei-

tung zu beauftragen, die aus einer oder mehreren Personen bestehen kann. Diese ist 

bzw. sind der unteren Naturschutzbehörde der Stadt München und der höheren Natur-

schutzbehörde der Regierung von Oberbayern mit Name(n), Erreichbarkeit und fachli-

cher Qualifikation mindestens eine Woche vor Baubeginn per E-Mail mitzuteilen. Die 

Umweltbaubegleitung muss zwingend fachlich qualifiziert sein und vertieftes Wissen und 

Erfahrung auf dem Gebiet des Naturschutzes und der Landschaftsökologie, insbeson-

dere zum Thema Fledermäuse, vorweisen können.  

Die Funktion der Umweltbaubegleitung kann insbesondere in Fällen der Urlaubs- und 

Krankheitsvertretung durch mehrere Personen desselben Büros wahrgenommen wer-

den, solange jede dieser Personen die erforderliche Qualifikation besitzt und gegenüber 

der Landeshauptstadt München und der Regierung von Oberbayern eindeutig dargestellt 

wird, welche Person in welchem Zeitraum die Funktion innehat.  

Die Umweltbaubegleitung hat dafür zu sorgen, dass alle Vorgaben des landschaftspfle-

gerischen Begleitplans einschließlich der Maßnahmen und der Nebenbestimmungen die-

ses Planfeststellungsbeschlusses zum Natur- und Artenschutz eingehalten werden.  

Sie hat vor Baubeginn die ausführende Baufirma im Rahmen eines gemeinsamen Orts-

termins in die landschaftspflegerischen Anforderungen einzuweisen. Die Umweltbaube-

gleitung muss die fach- und termingerechte Umsetzung der naturschutzfachlichen Erfor-

dernisse überwachen, insbesondere die Zeiträume zur Baufeldfreimachung, begleitende 

Maßnahmen und die Gestaltung nach Bauende. Während der Baumaßnahmen hat die 

Umweltbaubegleitung die Einhaltung der einschlägigen Auflagen vor Ort zu überwachen, 

den Kontakt zur unteren Naturschutzbehörde der Landeshauptstadt München zu halten, 

diese zeitnah über den Stand der Arbeiten zu informieren und sie bei auftretenden Prob-

lemen rechtzeitig einzubinden sowie den ausführenden Personen und beteiligten Behör-

den für Rückfragen zur Verfügung zu stehen, was durch die Stadtwerke München GmbH 

sicherzustellen ist. Die Umweltbaubegleitung hat für die Einhaltung aller festgesetzten 

Artenschutzmaßnahmen, Baumschutzmaßnahmen und Wiederherstellung- und Ersatz-

maßnahmen zu sorgen. Falls es Änderungen während des Bauablaufes gibt, sind diese 

unverzüglich mit der unteren Naturschutzbehörde der Landeshauptstadt München abzu-

stimmen. Der unteren Naturschutzbehörde sind kurze Zwischenberichte und ein Endbe-

richt zuzusenden. 

Durch die Umweltbaubegleitung sind während der Baumaßnahme Aufzeichnungen 

zur Beanspruchung ursprünglich nicht vorgesehener Flächen zu führen. Die Bilanzierung 

im Rahmen der Eingriffsregelung ist nach Fertigstellung der Maßnahme auf dieser 
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Grundlage zu überprüfen und soweit notwendig nachzubessern. Nach Ausführung der 

Maßnahmen hat die Umweltbaubegleitung einen Kurzbericht mit Fotos der Landeshaupt-

stadt München, Referat für Klima- und Umweltschutz, untere Naturschutzbehörde zur 

Verfügung zu stellen. 

 

2.5.7    Vor der Fällung der sechs Bäume, deren Entfernung durch diesen Planfeststellungsbe-

schluss gestattet wird, hat die Antragstellerin der unteren Naturschutzbehörde der Lan-

deshauptstadt München eine vom Fachgutachter der planfestgestellten Unterlage 14.4, 

Landschaftspflegerischer Begleitplan – Habitatanalyse - unterzeichnete planliche Dar-

stellung der in der Analyse untersuchten Habitatbäume vorzulegen. Sämtliche zu fällen-

den Bäume sind im letzten Monat vor der Fällung durch die Umweltbaubegleitung auf 

Habitatpotenzial für geschützte Vogel- und/oder Fledermausarten zu untersuchen. Über 

die Untersuchung hat die Umweltbaubegleitung mindestens eine Woche vor der Fällung 

einen Kurzbericht mit Fotos der Landeshauptstadt München, Referat für Klima- und Um-

weltschutz, untere Naturschutzbehörde zur Verfügung zu stellen Jedes potenzielle Quar-

tier - Spalte oder Höhle -, das an den zu fällenden Bäumen festgestellt wird, ist in Ab-

stimmung mit der unteren Naturschutzbehörde der Landeshauptstadt München noch vor 

der Fällung durch an den nächstliegenden geeigneten Bäumen angebrachte zwei Vogel-

kästen und zwei Fledermauskästen zu ersetzen. Diese Kästen sind in unterschiedlichen 

Ausführungen - Höhlenkasten, Halbhöhlenkasten, Ganzjahresquartier, Spalten und Höh-

lenquartier – anzubringen und dauerhaft zu warten. Die Ersatzmaßnahmen sind in einem 

Plan darzustellen, der vor Ausführung bei der unteren Naturschutzbehörde der Landes-

hauptstadt München einzureichen ist. Wird wider Erwarten tatsächlicher Fledermausbe-

satz festgestellt, so sind die Tiere durch fledermauskundiges Fachpersonal zu versorgen 

und eine Baumfällung ist erst nach erfolgter Freigabe durch die untere Naturschutzbe-

hörde der Landeshauptstadt München zulässig.  

 

2.6      Bodenschutz, Abfallrecht 

 

2.6.1   Das Referat für Klima- und Umweltschutz der Landeshauptstadt München ist spätestens 

drei Arbeitstage vor Beginn der Aushubarbeiten per E-Mail unter den Adressen altlas-

ten.rku@muenchen.de und abfallrecht.rku@muenchen.de zu informieren. Dabei ist eine 

Person aus der Bauleitung als verantwortlicher Ansprechpartner für Abfall und Altlasten 

zu benennen. 

 

2.6.2 Die Aushubarbeiten in kontaminationsverdächtigen Bereichen sind vor Ort von einem 

fachkundigen Gutachter zu überwachen, der vor dem Hintergrund der Abfallminimierung 

eine sensorische Trennung der unterschiedlich belasteten Fraktionen vornimmt. Der Gut-

achter hat alle Aushubmaterialien gemäß den vorliegenden Vorkenntnissen und entspre-

chend ihrer organoleptischen Merkmale haufwerksweise zu separieren. Der Separations-

erfolg ist vor dem Abtransport zu den einzelnen Entsorgungseinrichtungen über eine 

aushubbegleitende Analytik nachzuweisen und zu dokumentieren. Das zu untersu-

chende Parameterspektrum ist der sensorischen Einstufung anzupassen. Bei der Pro-

benahme ist die Mitteilung der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) 32 - PN 

98 Stand Mai 2019 zu beachten. Je nach Art und Konzentration der ermittelten stoffli-

chen Belastungen sowie der geplanten Art der Verwertung sind die angefallenen Materi-

alien gemäß den geltenden technischen Regeln einzustufen und zu verwerten. Die Ver-
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wertung und Entsorgung des Materials darf erst nach Beurteilung der Deklarationsergeb-

nisse und des vorgesehenen Verwertungs- und Entsorgungswegs durch ein Fachbüro 

vorgenommen werden. 

 

2.6.3    Die ursprünglich von Auffüllungen oder schädlichen Bodenveränderungen betroffenen 

Bereiche, in denen gesammeltes Niederschlagswasser versickert wird, müssen frei von 

Verunreinigungen sein. Dies ist von einem auf dem Bodenschutzsektor im Sinne des § 

18 des Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) qualifizierten Fachbüro dem Wasser-

wirtschaftsamt München zu bestätigen. Der Sanierungserfolg, also der Nachweis, dass 

durch das verbleibende Material keine erhebliche Gefährdung des Grundwassers aus-

geht, ist durch einen Sachverständigen begründet auf Basis des Merkblatts 3.8/1 „Unter-

suchung und Bewertung von Altlasten und schädlichen Bodenveränderungen - Wir-

kungspfad Boden-Grundwasser“ des Bayerischen Landesamts für Umwelt (LfU) darzule-

gen. 

 

2.6.4 Zum Schutz des Grundwassers ist der Einbau und Wiedereinbau von belastetem 

Erdaushub zur Festlegung eventuell erforderlicher Maßnahmen vorab mit dem Referat 

für Klima- und Umweltschutz der Landeshauptstadt München, Sachgebiet Altlasten, und 

dem Wasserwirtschaftsamt München abzustimmen. Im nördlichen Grundstücksbereich 

des Betriebsgrundstücks der Straßenbahnhauptwerkstatt der Stadtwerke München 

GmbH, in dem Arbeiten für den Interimsgleisanschluss vorgenommen werden, hat die 

Stadtwerke München GmbH hinsichtlich der Schadstoffparameter polyzyklische aromati-

sche Kohlenwasserstoffe, Benzo(a)pyren und Mineralölkohlenwasserstoffe bei Verbleib 

von Material Detailuntersuchungen der Eluate in Abstimmung mit dem Referat für Klima- 

und Umweltschutz der Landeshauptstadt München, Sachgebiet Altlasten, und dem Was-

serwirtschaftsamt München durchzuführen. 

 

2.6.5   Der Anfall von Abfällen ist möglichst zu vermeiden. Anfallende Abfälle, die nicht vermie-

den werden können, sind vorrangig einer Verwertung zuzuführen. Nicht verwertbare Ab-

fälle sind ordnungsgemäß und schadlos zu beseitigen. Bei der Entsorgung von gefährli-

chen Abfällen ist die Nachweisverordnung (NachwV) zu beachten. Aussortierte Störstoffe 

sind einer ordnungsgemäßen und schadlosen Verwertung zuzuführen. Soweit dies tech-

nisch nicht möglich oder wirtschaftlich nicht zumutbar ist, sind sie ordnungsgemäß zu be-

seitigen. 

 

2.6.6 Bei der Planung und Durchführung von Abbrucharbeiten sind zur Sicherstellung einer ge-

trennten Erfassung und schadlosen Entsorgung schadstoffbelasteter oder gefährlicher 

Materialien die Vorgaben der Veröffentlichung „Rückbau schadstoffbelasteter Bausub-

stanz, Arbeitshilfe Rückbau“ vom September 2019 des LfU zu beachten. 

 

2.6.7    Wird im Zuge der Erdarbeiten Auffüllmaterial oder organoleptisch auffälliges oder mit bis-

her unbekannten relevanten Verunreinigungen behaftetes Erdreich angetroffen, sind um-

gehend das Referat für Klima- und Umweltschutz der Landeshauptstadt München und 

das Wasserwirtschaftsamt München zu verständigen. Das Material und Erdreich ist zu 

separieren und zur Festlegung eines geeigneten Entsorgungsweges von einer fachkun-

digen Firma schadstofftechnisch zu untersuchen. Die Untersuchungsergebnisse mit An-

gabe des geplanten Entsorgungsweges sind der Landeshauptstadt München, Referat für 

Klima- und Umweltschutz, vorzulegen. 
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2.6.8 Anfallende Gewerbeabfälle und -abfallgemische - gewerbliche Siedlungsabfälle wie Pa-

pier, Pappe und Karton mit Ausnahme von Hygienepapier, Glas, Kunststoffe, Metalle, 

Holz, Textilien, Bioabfälle unterteilt nach verpackten und unverpackten Bioabfällen sowie 

weitere Fraktionen, produktionsspezifische Abfälle wie Metall- oder Holzspäne, Kork und 

bestimmte Kunststoffsortimente sowie Bau- und Abbruchabfälle wie Glas, Kunststoff, 

Metalle einschließlich Legierungen, Holz, Dämmmaterial, Bitumengemische, Baustoffe 

auf Gipsbasis, Beton, Ziegel, Fliesen und Keramik - sind getrennt zu sammeln und vor-

rangig einer Verwertung zuzuführen. Die Getrennthaltung kann entfallen, wenn sie tech-

nisch nicht möglich oder wirtschaftlich nicht zumutbar ist. Diese Ausnahmetatbestände 

sind entsprechend nachzuweisen und zu dokumentieren. Die Bestimmungen der Gewer-

beabfallverordnung (GewAbfV) und die Abfallsatzungen der Landeshauptstadt München 

sind beim Umgang mit den genannten Abfallarten zu beachten. 

 

2.6.9 Gefährliche Abfälle, deren Anfall nicht vermieden werden kann und die nachweislich 

nicht verwertet werden können, sind zu deren Beseitigung gemäß Art. 10 des Bayeri-

schen Abfallwirtschaftsgesetzes (BayAbfG) der Sonderabfall-Entsorgung Bayern GmbH 

zu überlassen, sofern sie von der Entsorgung durch die Landeshauptstadt München als 

entsorgungspflichtige Körperschaft ausgeschlossen sind. Hierzu sind die Abfallsatzun-

gen der Landeshauptstadt München zu beachten. 

 

2.6.10 Gefährliche Abfälle im Sinne der Verordnung über das Europäische Abfallverzeichnis 

(AVV) sind in dichten Behältern so zur Abholung bereitzustellen, dass sie unbefugten 

Personen nicht zugänglich sind und Gefährdungen für Menschen und Umwelt, insbeson-

dere Gewässerverschmutzungen, ausgeschlossen sind. 

 

2.6.11  Auf Bereitstellungsflächen dürfen nur Abfälle zwischengelagert werden, die im Zuge der 

hier planfestgestellten Straßenbahnbaumaßnahme anfallen. Die Zwischenlagerung von 

verunreinigtem Bodenaushub vor Ort ist so zu gestalten, dass keine Schadstoffverfrach-

tung durch Niederschlagswasser zu befürchten ist, insbesondere durch Lagerung auf 

wasserundurchlässigen Flächen und Abdecken von Halden mit Planen. 

 

2.6.12  Soweit Bau- und Abbruchabfälle am Anfallort in einer mobilen Aufbereitungsanlage zu 

mineralischen Ersatzbaustoffen aufbereitet und in ein technisches Bauwerk eingebaut 

werden, sind die Anforderungen der Ersatzbaustoffverordnung (ErsatzbaustoffV), insbe-

sondere hinsichtlich der Mitteilungs- und Dokumentationspflichten des Betreibers der 

Aufbereitungsanlage, zu beachten.  

 

2.6.13  Bei der Verwertung und Entsorgung etwaigen anfallenden Gleisschotters ist die Arbeits-

hilfe „Anforderungen an die Verwertung und die Beseitigung von Gleisschotter und sons-

tigen Gleisbaustoffen“, Merkblatt 3.4/2 des LfU, Stand August 2025 (Gleisschottermerk-

blatt) zu beachten. 

 

2.6.14 Soweit beim Rückbau, bei der Sanierung oder bei der Reparatur technischer Bauwerke 

Stoffe nach § 2 Nrn. 18 bis 29 und 32 ErsatzbaustoffV als Abfälle anfallen, gilt für die Ge-

trenntsammlung, die Vorbereitung zur Wiederverwendung und das Recycling dieser Ab-

fälle nach § 8 Abs. 1a GewAbfV ausschließlich § 24 ErsatzbaustoffV. 

 



 
 

 
 

- 16 - 

 

2.6.15 Zur Sicherstellung einer ordnungsgemäßen Abfallentsorgung dürfen aufgrund der Bau-

phase im Vorhabensbereich die Einmündungsbereiche zu den umliegenden Straßen 

nicht durch parkende Fahrzeuge, Baufahrzeuge, Container oder ähnliches verstellt sein. 

In Sackgassen muss eine Wendemöglichkeit für ein dreiachsiges Mülleinsammelfahr-

zeug mit einer Länge von bis zu 11,50 m und einer Breite von 2,55 m zuzüglich Spiegel 

vorhanden sein. Die Durchfahrtsbreite muss mindestens 3,05 m betragen. Dies ist insbe-

sondere bei der Einrichtung von Baustelleneinrichtungsflächen und Aufstellung von Krä-

nen zu beachten. Die Höhe der Zufahrt für das Abfallsammelfahrzeug muss durchge-

hend mindestens 4 m betragen. Die Traglast der mit dem Einsammelfahrzeug zu befah-

renden Wege einschließlich Gullydeckel muss für mindestens 28 t ausgelegt sein; eine 

Rückwärtsfahrt muss vermieden werden. Müllbehälterstandplätze dürfen nicht mehr als 

15,00 m von der nächsten mit dem Einsammelfahrzeug zu befahrenden Möglichkeit ent-

fernt sein; zur Straße hin muss eine Randsteinabsenkung vorhanden sein. Die Stand-

plätze der Mülltonnen müssen für das Personal des AWM auf gut begehbaren Wegen 

erreichbar sein. Abweichungen von diesen Vorgaben sind nur in geringem Umfang und 

aus zwingenden Gründen zulässig und vorab mit der Landeshauptstadt München, Kom-

munalreferat, Abteilung Entsorgungsdienstleistungen abzustimmen.  

 

2.7       Wasserrecht, Wasserwirtschaft, Entwässerung 

 

2.7.1 Die Einleitung des Niederschlagswassers von den planfestgestellten Flächen in die Ka-

nalisation ist in Abstimmung und entsprechend den Vorgaben der Münchner Stadtent-

wässerung (MSE) auszuführen 

 

2.7.2     Die provisorische und endgültige Umverlegung von Ver- und Entsorgungsleitungen und 

–anlagen für Abwasser der MSE sind im Detail mit dieser rechtzeitig vor Baubeginn und 

laufend während der Bauphase abzustimmen.  

 

2.7.3 In Bezug auf den im Erläuterungsbericht, planfestgestellte Unterlage 1.1, im Kapitel 

13.1.1 unter Konflikt-Nr. 15 genannten Seiteneinsteigschacht mit der Bauwerksnummer 

der MSE 03950070 in der Ständlerstraße ist der bis 2 m unter Geländeoberkante abzu-

brechende Seiteneinstieg an der Abbruchkante in der Baugrube abzumauern und hohl-

raumfrei zu verfüllen.  

 

2.7.4 In Bezug auf den im Erläuterungsbericht, planfestgestellte Unterlage 1.1, im Kapitel 

13.1.1 unter Konflikt-Nr. 42 in Bezug genommenen Einsteigschacht mit der Bauwerks-

nummer der MSE 03960003 wird richtiggestellt, dass dieser, wie in der planfestgestellten 

Unterlage 5.2, Lageplan 2 Ständlerstraße zum Bauwerksverzeichnis M 1:500 zutreffend 

bezeichnet, tatsächlich die Nummer 03960033 besitzt.  

 

2.7.5    Der in der planfestgestellten Unterlage 5.2, Lageplan 2 Ständlerstraße zum Bauwerks-

verzeichnis M 1:500 unter der Bauwerksverzeichnis-Nummer 701.109 eingezeichnete 

vorgesehene neue Schachteinstieg an der Kreuzung Ständlerstraße/Aschauer Straße ist 

im Rahmen der Ausführungsplanung und Bauausführung weiter nach Osten zu verset-

zen, so dass er direkt auf dem etwas östlicher befindlichen Verbindungsbauwerk 

03960034 der MSE hergestellt wird, wie im Erläuterungsbericht, planfestgestellte Unter-

lage 1.1, im Kapitel 13.1.1 unter Konflikt-Nr. 42 beschrieben ist. 
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2.7.6 Bei sämtlichen im Bauwerksverzeichnis, planfestgestellte Unterlage 5.0, verzeichneten 

Bauwerken, bei denen als künftiger Eigentümer und/oder Unterhaltungspflichtiger die 

MSE eingetragen ist, sind als künftiger Eigentümer und/oder Unterhaltungspflichtiger die 

im Bauwerksverzeichnis aus dem parallel zu diesem Planfeststellungsverfahren geführ-

ten Spartenverfahren Stand 24.09.2024 eingetragenen Eigentümer und Unterhaltungs-

pflichtigen vorzusehen, soweit diese dieser Änderung zustimmen. 

 

2.7.7 Während der gesamten Baumaßnahme müssen bestehende Kanalobjekte, insbesondere 

Einsteigschächte, Seiteneingänge, Entlüftungen und Straßeneinläufe der MSE zugäng-

lich und funktionsfähig sein und vor Beschädigungen und Eintrag von Baumaterial ge-

schützt werden. Im Einzelfall hat die Stadtwerke München GmbH auf eigene Kosten ent-

sprechend den Vorgaben der MSE Sicherungs-, Beweissicherungs- und Vermessungs-

maßnahmen für betroffene Kanalobjekte durchzuführen und statische Nachweise zu er-

bringen. 

Durch die geplante Trasse notwendige Anpassungsmaßnahmen bei Einstiegs- und Son-

derbauwerken, insbesondere Entlüftungen, sowie Gleis- und Straßenentwässerungsein-

richtungen sind von der Stadtwerke München GmbH im Vorfeld der Baumaßnahme mit 

der MSE abzustimmen. Die Stadtwerke München GmbH hat vor Planungsbeginn die ge-

naue Position sowie Höhenlage aller Kanäle und Kanalbauwerke durch Vermessung zu 

ermitteln und in die Planung in Abstimmung mit den MSE einzuarbeiten. Die Stadtwerke 

München GmbH hat zudem die Kosten der Anpassungsmaßnahmen zu tragen. 

Bei bodenverbessernden Maßnahmen, beispielsweise mittels Injektionen oder Einbrin-

gen von Flüssigböden im Bereich von weniger als 2,00 m zu Bauwerken, Kanälen 

und/oder Straßenentwässerungseinrichtungen der MSE hat die Stadtwerke München 

GmbH eine Abstimmung vor Baubeginn mit der MSE durchzuführen. Eine Freigabe der 

gewählten Methode durch die MSE muss auf der Baustelle vorliegen. Bei sämtlichen 

Maßnahmen dieser Art muss die Stadtwerke München GmbH sichergehen, dass alle in 

der Nähe befindlichen Abzweige zum Kanal verschlossen sind. Im Bereich der Kanal-

schutzzone von 2 m muss sichergestellt werden, dass der Boden weiterhin wie natürlich 

anstehender Boden ausgebaut werden kann und ausreichend grabfähig ist. 

 

2.7.8 Soweit Schäden an den Kanalbauwerken durch die Baumaßnahmen entstehen, hat die 

Stadtwerke München GmbH die Kosten der Wiederherstellung zu tragen. 

 

2.7.9    Hinsichtlich der neu geplanten Maststandorte für Fahrleitungen in der Nähe von Entwäs-

serungsanlagen der MSE, insbesondere Position 100.220 im Bauwerksverzeichnis, plan-

festgestellte Unterlage 5.0, ist zu beachten, dass zwischen der Außenkante der zugehö-

rigen Fundamente und der Außenkante des benachbarten Kanalbauwerks grundsätzlich 

ein paralleler Mindestabstand von 1 m eingehalten werden muss. Die Fundamente müs-

sen so gegründet werden, dass keine schädlichen Lasten auf das Kanalbauwerk abge-

tragen werden. Bei diesbezüglichen Zweifeln hat die Stadtwerke München GmbH auf 

Verlangen der MSE auf eigene Kosten statische Nachweise vorzulegen und/oder ein Be-

weissicherungsverfahren für den betroffenen Kanalabschnitt durchzuführen. 

Bei der Planung der Maststandorte müssen vorhandene Einsteigschächte für die Kanal-

reinigung und deren Fahrzeuge frei zugänglich bleiben. 

 

2.7.10  Bei der Ausführungsplanung der Entwässerung der Unterführung unter der Bahnstrecke 

von München-Ost nach Deisenhofen und München-Giesing nach Kreuzstraße sind die 
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aktuellen Regeln der Technik, insbesondere auch die verwendeten Niederschlags-Jähr-

lichkeiten im Hinblick auf eine der Schutzkategorie des Bauwerks angemessene Überflu-

tungssicherheit zu beachten. 

 

2.7.11 Die maßnahmenbedingte Sicherung, Stilllegung, Umlegung sowie Neuerrichtung von 

Hausanschlüssen sowie die Versickerung von Dachflächen ist mit der Abteilung Anwe-

sensentwässerung der MSE abzustimmen. 

 

2.7.12 Die im Eigentum der Landeshauptstadt München stehende aktive Grundwassermess-

stelle U8 440 westlich der bestehenden Straßenbahnendhaltestelle Schwanseestraße 

und der Schwanseestraße selbst, die sich im Baumgraben vor dem Gebäude Schwan-

seestraße 60 etwas außerhalb des Planungsumgriffs, befindet, muss während und nach 

der Baumaßnahme erhalten und, soweit nicht mit dem Referat für Klima- und Umwelt-

schutz der Landeshauptstadt München ausdrücklich eine Abweichung abgestimmt ist, 

jederzeit für Wartungsarbeiten und wöchentliche händische Messungen durch das Refe-

rat für Klima- und Umweltschutz der Landeshauptstadt München und etwaigen Einbau 

von elektronischen Datensammelgeräten, insbesondere Datenloggern, frei zugänglich 

bleiben, und darf nicht beschädigt, beeinträchtigt, von Dritten geöffnet oder in sonstiger 

Weise ohne vorherige Abstimmung mit der Landeshauptstadt München verwendet oder 

baulich oder betrieblich verändert werden. Im Beschädigungsfall hat die Stadtwerke 

München GmbH die Messstelle auf eigene Kosten zu sanieren oder zu ersetzen. 

 

2.8.1 Die Stadtwerke München GmbH hat nach Inbetriebnahme der Zulaufstrecke in Zusam-

menarbeit mit der Landeshauptstadt München zu prüfen, ob mit Anpassungen der Sig-

nalsteuerung der signalisierten Verkehrsknotenpunkte an der Ständlerstraße zwischen 

Schwanseestraße und Balanstraße eine Verbesserung des Verkehrszustandes oder eine 

Verkehrsverflüssigung im Planungsfall ausgelöst werden kann. 
 

 

3.  Die nachträgliche Aufnahme, Änderung oder Ergänzung von Nebenbestimmungen 

zur Entscheidung unter 1. bleibt vorbehalten.  

 

 

4.  Die Stadtwerke München GmbH hat die Kosten des Planfeststellungsverfahrens zu 

tragen. Die Höhe der Gebühren und Auslagen wird mit gesondertem Bescheid fest-

gesetzt. 

 

 

Gründe: 

 

 

A. Zuständigkeit 

 

Die Zuständigkeit der Regierung von Oberbayern zum Erlass dieses Planfeststellungsbeschlus-

ses ergibt sich aus § 11, 28, 29 Abs. 1 PBefG i. V. m. Art. 76 Abs. 1 des Bayerischen Verwal-

tungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG) und § 15 Abs. 2 Nr. 2 der Zuständigkeitsverordnung 

(ZustV). Die personenbeförderungsrechtliche Planfeststellung macht nahezu alle nach anderen 
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Rechtsvorschriften notwendigen öffentlich-rechtlichen Genehmigungen, Verleihungen, Erlaub-

nisse, Bewilligungen, Eignungsfeststellungen und Zustimmungen entbehrlich gem. Art. 75 Abs. 

1 Satz 1 BayVwVfG. Nicht von der Konzentrationswirkung des Planfeststellungsbeschlusses 

umfasst ist lediglich nach § 19 Abs. 1 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) die wasserrechtli-

che Erlaubnis, welche ebenfalls von der Planfeststellungsbehörde gesondert auszusprechen ist. 

Für das hier genehmigte Vorhaben ist jedoch, wie die Fachstellenanhörung ergeben hat, keine 

wasserrechtliche Erlaubnis notwendig. Für Änderungen an Betriebsanlagen der Eisenbahnen 

des Bundes in Zusammenhang mit Bauvorhaben sind die entsprechenden Anträge auf pla-

nungsrechtliche Zulassungsentscheidung von der DB AG beim Eisenbahn-Bundesamt zu stel-

len, sofern sie nicht von der Konzentrationswirkung der Planfeststellung Dritter, insbesondere 

nach PBefG, erfasst werden. An den Bahnanlagen der Strecke der DB 5551 zwischen Mün-

chen-Ost und Deisenhofen und 5552 zwischen München-Giesing und Kreuzstraße werden 

durch das hier planfestgestellte Vorhaben keine eisenbahnrechtlich planfeststellungspflichtigen 

Änderungen vorgenommen. 

 

 

B. Verfahren 

 

1. Die Stadtwerke München GmbH, im Folgenden Antragstellerin genannt, beantragte bei 

der Regierung von Oberbayern mit Schreiben vom 16.12.2024, eingegangen bei der Regierung 

von Oberbayern am 19.12.2024, den Plan für den Neubau Zulaufstrecke zum Straßenbahnbe-

triebsgelände in der Ständlerstraße nach § 28 PBefG festzustellen.  

 

2. Die Regierung von Oberbayern hörte zum Antrag als Träger öffentlicher Belange die 

Landeshauptstadt München, das Eisenbahn-Bundesamt und das Wasserwirtschaftsamt Mün-

chen an und beteiligte intern ihre technische Aufsichtsbehörde und höhere Naturschutzbehörde. 

 

3. Die das Vorhaben darstellenden Pläne wurden auf Ersuchen der Regierung von 

Oberbayern in der Landeshauptstadt München im Zeitraum vom 03.02.2025 bis einschließlich 

03.03.2025 während der Dienststunden zur öffentlichen Einsichtnahme ausgelegt. Die Ausle-

gung wurde vorab am 30.01.2025 durch Veröffentlichung im Amtsblatt der Landeshauptstadt 

München ortsüblich bekannt gemacht.  

 

4. Innerhalb der Einwendungsfrist des § 29 Abs. 1a PBefG i. V. m. Art. 73 Abs. 4 Satz 1 

BayVwVfG, die am 17.03.2025 endete, wurden zwei Einwendungen erhoben. Einwender waren 

die DB AG, deren Eisenbahnstrecke im Bereich des Vorhabens liegt, sowie eine Gruppe privater 

Gesellschaften, die Grundstückeigentümer in der näheren Umgebung sind. Die Einwendungen 

umfassten insbesondere Sicherheitsbelange des Eisenbahnbetriebs sowie Lärm- und Erschütte-

rungseinwirkungen auf die Umgebung durch Bau und Betrieb, Einschränkungen des Straßen-

verkehrs im Umfeld der geplanten Zulaufstrecke und die fehlende Planrechtfertigung des Vorha-

bens.  

 

5.    Die Antragstellerin nahm mit Schreiben vom 02.05. und 04.06.2025 ihrerseits zu den einge-

gangenen Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange sowie den Einwendungen Stellung. 

Die Regierung von Oberbayern übermittelte diese Stellungnahmen den betreffenden Trägern 

öffentlicher Belange und Einwendungsführern mit der Gelegenheit zur Rückäußerung, die von 

den Beteiligten wahrgenommen wurde. 
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6.     Mit Schreiben vom 19.12.2025, eingegangen bei der Regierung von Oberbayern am selben 

Tag, reichte die Antragstellerin ergänzende Antragsunterlagen in Form der Tekturplanung A ein, 

welche die Ergänzung der Planung um die Herstellung eines Interimsgleisanschlusses an die 

bestehende Straßenbahnhauptwerkstätte beinhaltet für den Fall, dass der zur Planfeststellung 

beantragte, aber aktuell noch nicht genehmigte Straßenbahnbetriebshof absehbar nicht zum 

Zeitpunkt der Fertigstellung der Zulaufstrecke seinerseits fertiggestellt ist. 

 

7.   Da sich durch die Tektur A keine geänderten Schall- oder Grundstücksbetroffenheiten oder 

sonstigen privaten Betroffenheiten ergaben, wurde keine öffentliche Auslegung der Tektur 

durchgeführt. Die Antragsunterlagen der Tektur A wurden den beteiligten Behörden und Einwen-

dern mit E-Mail vom 29.12.2025 übermittelt mit Gelegenheit zur Stellungnahme und weiteren 

Einwendungen gem. Art. 73 Abs. 8 BayVwVfG bis 16.01.2026.  Die Gelegenheit zur Stellung-

nahme wurde von den Beteiligten wahrgenommen. 

 

8.   Auf die Durchführung eines Termins zur Erörterung der Stellungnahmen und Einwendungen 

wurde nach Anhörung der beteiligten Träger öffentlicher Belange und Einwendungsführer hierzu 

nach § 29 Abs. 1a Nr. 1 PBefG verzichtet.  

Sämtliche Träger öffentlicher Belange und Einwender hatten sich mit einem Verzicht auf den Er-

örterungstermin einverstanden erklärt mit Ausnahme der Einwender E2.  

Der Rechtsansicht der Einwender E2 zur Erforderlichkeit eines Erörterungstermins war jedoch 

nicht zu folgen. Im vorliegenden Fall waren Erkenntnisgewinn und Konfliktlösung in nennenswer-

tem Umfang durch einen Erörterungstermin nicht zu erwarten und es überwiegen bei pflichtge-

mäßer Ermessensausübung die Belange der zügigen und zweckmäßigen Führung des Verfah-

rens zu Gunsten des Verzichts auf einen Erörterungstermin.  

 

 

C. Beschreibung des Vorhabens 

 

Bei dem Vorhaben handelt es sich um den Neubau einer rund 650 m langen zweigleisigen Zu-

laufstrecke zur derzeitigen Straßenbahnhauptwerkstätte an der Ständlerstraße, für die die An-

tragstellerin den Umbau in einen Straßenbahnbetriebshof plant, ab der Wendeschleife Schwan-

seestraße durch die Ständlerstraße, eine Erneuerung der Wendeschleife selbst mit Vergröße-

rung des Gleisbogens und Einbindung in die neue Zulaufstrecke, den Rückbau der bestehenden 

Zulaufstrecke in der Chiemgaustraße und Aschauer Straße mit Ausnahme eines kurzen Gleis-

stutzens in der Aschauer Straße sowie einen kurzen Interimsanschluss an die Gleise der beste-

henden Straßenbahnhauptwerkstätte.  

 

Die bestehende Wendeschleife und Endhaltestelle Schwanseestraße wird wie folgt umgebaut: 

Nördlich der Wendeschleife, ungefähr zwischen den Anwesen Schwanseestraße 54 und 61, 

etwa bei Bau-km 0+040, wird eine neue, nach Südwesten abzweigende Weiche im stadtauswär-

tigen, westlich liegenden Gleis der in diesem Bereich zweigleisigen, von Norden nach Süden 

verlaufenden Strecke für die Tramlinie 18 eingebaut, um eine Befahrung der Wendeschleife für 

den Linienverkehr der Tramlinie und davon unabhängig das Einrücken auf der weiter geradeaus 

in Richtung Süden verlaufenden Betriebsstrecke über ein neues Einrückgleis zu ermöglichen. 

Gleislage und Bahnsteig der Endhaltestelle bleiben in ihrer Lage bestehen, das Bahnsteiggleis 

wird auf einer Länge von rund 200 m erneuert, während am Bahnsteig selbst keine Änderungen 

geplant sind. Der Gleisbogen der Wendeschleife wird im Vergleich zum Bestand auf einen Ra-



 
 

 
 

- 21 - 

 

dius von 19 m vergrößert, um an das neue, östlich liegende Ausrückgleis anzuschließen und so-

mit wieder stadteinwärts fahren zu können. Hierfür sind eine neue Gleiskreuzung mit dem Ein-

rückgleis und eine neue Weiche zum Anschluss an das Ausrückgleis erforderlich. Der Achsab-

stand zwischen Einrückgleis und Ausrückgleis ist im gesamten Streckenverlauf der Neubaustre-

cke mit 3,65 m geplant bis auf den nördlichen Bereich am Anfang der Neubaustrecke, in dem 

auf die Bestandsgleise zurückgeschwenkt wird. Am Ostrand der Schwanseestraße wird auf-

grund der entsprechend der Planung nunmehr weiter östlich verlaufende Straßenbahntrasse die 

in Fahrtrichtung Norden verlaufende überbreite Fahrspur von 5,5 m auf 3,5 m verschmälert; es 

entfallen in diesem Bereich etwa 27 Parkplätze. 

Die Gleise sollen wie bisher auf einem besonderen Bahnkörper verlaufen; die bauliche Tren-

nung zur Fahrbahn erfolgt über ein Hochbord mit 12 cm Abstich.  

Die bisher auf Höhe des Anwesens Schwanseestraße 54 befindliche Fußgängerüberquerungs-

stelle über die Schwanseestraße und die Gleise nördlich der Wendeschleife wird aus dem 

neuen Weichenbereich heraus um etwa 30 m nach Norden verlegt; sie soll wie bisher unsignali-

siert bleiben, aber zukünftig mit Querungsbreite 4,0 m in Z-Form mit Umlaufsperren zur Erhö-

hung der Aufmerksamkeit mit erzwungener Blickrichtung zu den entgegenkommenden Tram-

bahnen ausgebildet und mit einer Beleuchtung versehen werden. Zwischen Straßenbahntrasse 

und angrenzenden Fahrbahnen sind Aufstellflächen für Fußgänger vorgesehen. Für die Fußgän-

gerquerung sollen westlich und östlich der Schwanseestraße je ein Baum gefällt werden. 

Etwa auf Höhe des Anwesens Schwanseestraße 67b, etwas nördlich der Mitte zwischen Nord- 

und Südende der Wendeschleife ungefähr bei Bau-km 0+140, befindet sich in der Fahrbahn der 

östlichen Schwanseestraße ein Einsteigschacht in einen Kanal der MSE im geplanten neuen 

Gleisbereich, der in westliche Richtung in den Bereich einer bisherigen Grünfläche westlich des 

Einrückgleises innerhalb der Wendeschleife verlegt werden soll. Um den Schacht für Wartungs- 

und Reinigungsarbeiten erreichen zu können, ist eine knapp 30 m breite Gleisüberfahrt zwi-

schen Bau-km 0+140 und 0+166 sowie eine befestigte Aufstellfläche innerhalb der Grünfläche, 

unmittelbar westlich der Gleise, vorgesehen, für deren Errichtung zwei Bäume gefällt werden 

sollen.  

Die bestehende Wendeschleife soll wie bisher als Rasengleis mit hochliegender Vegetationse-

bene ausgeführt werden, Weichen- und Gleiskreuzungsbereiche und der Wendeschleifenbogen 

sollen als Schottergleis mit Vignolschiene und Raseneindeckung ausgeführt werden. Im Bereich 

der Fußgängerquerung nördlich der Wendeschleife sollen eine Asphaltbefestigung oder Strail-

Platten und im Bereich der Überfahrt für MSE-Fahrzeuge Rasengittersteine verlegt werden. 

Das bestehende Fahrleitungssystem in der Wendeschleife und Endhaltestelle Schwansee-

straße, eine Einfachfahrleitung mit Flachkette und Masten im Grünbereich der Wende- 

schleife und in den Seitenräumen der Schwanseestraße, muss aufgrund der geänderten und 

neuen Gleisanlagen angepasst werden. Dazu werden aus geometrischen und statischen Grün-

den teilweise neue Masten gesetzt und die Verspannung angepasst. Untergeordnet kommen 

auch Masten mit Auslegern über zwei Gleise zum Einsatz. Zwei Litfaßsäulen südlich der Wen-

deschleife müssen projektbedingt versetzt werden. 

 

Südlich der Wendeschleife Schwanseestraße ist eine Fußgänger- und Radwegfurt über die östli-

che Schwanseestraße geplant. Ab einschließlich dieser wechselt die Gleiseindeckung von Ra-

sen auf Asphalteindeckung zur Querung der östlichen Fahrbahn der Schwanseestraße und der 

nördlichen Fahrbahn der Ständlerstraße. Die Zulaufstrecke wird zweigleisig nach Osten abbie-

gend über Gleisbögen mit Radien von jeweils 25 m sowie Übergangsbögen in die Ständler-

straße geführt, wo sie weiter straßenmittig mit unverändertem Achsabstand zwischen Einrück-
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gleis und Ausrückgleis von 3,65 m von Westen nach Osten verläuft. In der Ständlerstraße wer-

den die Gleise ab dem Ende des Bogens, etwa bei Bau-km 0+333, wieder auf einem besonde-

ren Bahnkörper geplant und als Schottergleises mit Vignolschiene und Raseneindeckung ausge-

führt. Im Bereich der Unterführung der Ständlerstraße unter die Eisenbahnstrecke zwischen Gie-

sing und Fasangarten, beginnend 10 m vor der Unterführung und endend etwa 10 m dahinter, 

ist eine reine Schotterbettung ohne Raseneindeckung vorgesehen; in diesem Bereich sollen 

Fangschienen als Entgleisungsschutz gegenüber dem Brückenmittelpfeiler eingebaut und der 

Gleisabstand auf 4,30 m aufgeweitet werden.  

Im Abschnitt Wendeschleife Schwanseestraße bis zur Einmündung der Aschauer Straße ist eine 

Hochkettenfahrleitung mit Tragseil und Fahrdraht vorgesehen. Es werden Mittelmasten zwi-

schen den Gleisen und beidseitige Ausleger angeordnet. Die Masthöhen variieren abhängig 

vom Abstand zur jeweiligen Gleisachse bei vorgegebener Fahrdrahthöhe von 5,50 m zwischen 

etwa 6,50 m bis 7,50 m. Masten, die auch für die Straßenbeleuchtung verwendet werden, sind 

bis zu 13 m hoch. Für die Durchfahrt unter der bestehenden Eisenbahnüberführung wird die 

Fahrdrahthöhe stufenweise über mehrere Fahrdrahtstützpunkte auf 4,20 m reduziert. Direkt vor 

und nach der Eisenbahnüberführung werden die Tragseile der Hochkette an Mittelmasten abge-

fangen. Um den elektrischen Querschnitt ungemindert weiterführen zu können, wird je Gleis auf 

den Hauptfahrdraht ein zusätzlicher Fahrdraht aufgeklemmt. Die eigentliche Unterführung erfolgt 

somit ohne Brückenstützpunkte. Zusätzlich werden je Gleis, parallel zum Fahrdraht, zwei Prell-

leiter an der Unterkante der Brücke befestigt und mit der Erdungsanlage verbunden. Ferner wird 

ein Berührungsschutz an den beiden Brückenkappen angebracht, um die elektrischen Schutzab-

stände für Personen, die sich auf der Eisenbahnüberführung aufhalten, insbesondere Instand-

haltungspersonal der DB, einhalten zu können. 

Zwischen Eisenbahnunterführung und Einmündung der Aschauer Straße müssen zwei auf dem 

Mittelteiler der Ständlerstraße stehende Bäume gefällt werden. 

Durch den Bau des besonderen Bahnkörpers muss die Ständlerstraße zwischen Schwansee-

straße und dem Bereich westlich der Einmündung der Aschauer Straße in Fahrtrichtung Osten 

von drei auf zwei Fahrspuren reduziert werden; in Fahrtrichtung Westen bleiben unverändert 

zwei Fahrspuren, aber es entfällt eine Parkspur mit etwa 38 Parkplätzen.  

 

Im Bereich der Einmündung der Aschauer Straße, beginnend etwa 50 m westlich der Einmün-

dung etwa bei Bau-km 0+578 wechselt die Gleisbauform wieder zur festen Fahrbahn mit Rillen-

schienen und Asphalteindeckung. In diesem Bereich kommt eine Flachkettenfahrleitung zum 

Einsatz, die an die Fahrleitungsanlage auf dem Betriebsgelände der Antragstellerin anschließt. 

Die Zulaufstrecke wird in der Ständlerstraße kurz vor der Kreuzung mit der Aschauer Straße auf-

geteilt in eine westliche Hauptzufahrt und in eine östliche Nebenzufahrt. Hierfür wird im südlich 

verlaufenden Einrückgleis eine Weiche eingebaut. Das rechte Abzweiggleis führt mit einem Ra-

dius von 25 m nach Südosten zur vorgesehenen Hauptzufahrt des Straßenbahnbetriebshofs, 

das Stammgleis als Einrückgleis der Nebenzufahrt über eine Gleiskreuzung mit dem Ausrück-

gleis der Hauptzufahrt mit einem Radius von 35 m etwa 10 m weiter östlich ebenfalls nach Süd-

osten zur dort liegenden Nebenzufahrt. In Gegenrichtung führt das Ausrückgleis der Hauptzu-

fahrt, das ebenfalls in einem Bogen mit Radius 25 m parallel zum Einrückgleis verläuft, über die 

genannte Gleiskreuzung und schließt an das Zweiggleis von Südosten her mittels einer Weiche 

an auf die Strecke in Richtung Schwanseestraße. Etwa 10 m östlich der Abzweigung der Haupt-

zufahrt von der Nebenzufahrt ist eine weitere Gleiskreuzung vorgesehen; hier kreuzt das auf der 

Nordseite der beiden Gleise verlaufende Ausrückgleis der Nebenzufahrt, das in einem Bogen 

mit Radius 28 m in Fahrtrichtung von Nordwesten nach Westen verläuft, ein in einem Bogen von 
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Nordwesten nach Norden Richtung Aschauer Straße verlaufendes Gleis der bisherigen Zulauf-

strecke, das südöstlich der Kreuzung mit einer Weiche in Richtung Nordwesten vom Einrück-

gleis abzweigt und mit einem Radius von 19 m einen aus dem westlichen Gleis – bisherigen Ein-

rückgleis - der bisherigen Zulaufstrecke verbleibenden etwa 140 m langen Gleisstutzen in der 

Aschauer Straße anschließt, der künftig für Verladevorgänge unter polizeilicher Verkehrssiche-

rung genutzt werden soll, um neue Trambahnen in den Betriebshof ziehen zu können. Das be-

stehende östliche Gleis – Ausrückgleis der bisherigen Zulaufstrecke - in der Aschauer Straße 

wird im Kreuzungsbereich Aschauer Straße/Ständlerstraße zurückgebaut. 

 

Inhalt der Planung ist zudem, dass die alte Zulaufstrecke außerhalb des Kreuzungsbereichs 

Aschauer Straße/ Ständlerstraße und des bestehen bleibenden Gleisstutzens nach Inbetrieb-

nahme der neuen Zulaufstrecke aufgelassen und dauerhaft entwidmet wird. Im Rahmen des 

Projekts soll allerdings nur die Fahrleitungsanlage auf einer Länge von etwa 750 m bis auf eine 

etwa 50 m lange Teilüberspannung des verbleibenden Gleisstutzens demontiert werden, wäh-

rend die Gleise bis auf weiteres im Straßenraum verbleiben. Antragsinhalt ist jedoch der Rück-

bau mit Lückenschluss der Weichen am nördlichen Anschluss der bisherigen Zulaufstrecke im 

nördlichen Bereich der Kreuzung Chiemgaustraße/Schwanseestraße, der zeitnah nach Inbe-

triebnahme der neuen Zulaufstrecke durchgeführt werden soll. Nach der Inbetriebnahme bis 

zum Ausbau der Weichen sollen die Zungenvorrichtungen verschweißt und damit in der Wei-

chenlage dauerhaft gesichert werden. 

 

Der mit der Tektur A nachträglich ergänzte Interimsgleisanschluss sieht den temporären An-

schluss des östlichen Gleispaars der Zulaufstrecke in der Ständlerstraße an die bestehenden 

Gleise auf dem Betriebsgelände vor, bis der neue Betriebshof genehmigt und gebaut worden ist 

und seine Funktion aufnimmt. Bis zur Grundstücksgrenze des Betriebsgeländes, also im öffent-

lich gewidmeten Straßengrund der Ständlerstraße, bleibt die Ausgangsplanung hierbei unverän-

dert bestehen. Der westliche Hauptanschluss der neuen Zulaufstrecke soll bis zur Grundstücks-

grenze hergestellt werden und bleibt in der Interimsphase ungenutzt, bis die neuen Gleisanlagen 

des Betriebshofs errichtet worden sind. Die beiden Weichen, an denen die künftige Hauptzufahrt 

nach Süden von der Nebenzufahrt abzweigt, sollen in Geradeausfahrtrichtung gestellt und dau-

erhaft verriegelt werden, so dass im Interimszustand nur die Befahrung der östlichen Nebenzu-

fahrt möglich ist. 

Der Planfeststellungsumgriff wird im Bereich der Nebenzufahrt um einen kleinen Teilbereich auf 

dem Gelände des Betriebshofgrundstücks erweitert und umfasst neben den Gleisanlagen auch 

die Fahrleitung und mehrere Nebenanlagen. Das östliche Gleispaar der neuen Zulaufstrecke 

wird so temporär an die Bestandsgleise auf dem Hauptwerkstattgelände angeschlossen. Ab der 

Grundstücksgrenze beträgt die Anpassungslänge des westlich liegenden Einrückgleises rund 21 

m bei unveränderter Lage, ein Umbau ist aufgrund der unterschiedlichen Höhen in Bezug auf 

den Endausbau im Dezimeterbereich erforderlich. Die Anpassungslänge des Ausrückgleises be-

trägt rund 34 m und umfasst neben der Höhenanpassung auch eine Gleislageverschiebung 

nach Osten um bis zu 1,09 m zur Anpassung des künftig vorgesehenen Gleisachsabstandes an 

den Bestand. Die neuen Gleise im Anpassungsbereich sollen wie im bisherigen Bestand als 

feste Fahrbahn mit Asphalteindeckung ausgeführt werden. Aufgrund der Höhenanpassung der 

Gleise muss auch die Gleisentwässerung angepasst werden unter Nutzung vorhandener Sink-

kästen. Inhalt der Planung der Antragstellerin ist, die Gleise auf dem Betriebsgelände nach Be-

endigung des Interimszustands, soweit sie nicht dem Endzustand für das Projekt Betriebshof 

Ständlerstraße in der dann genehmigten Lage entsprechen, wieder zurückzubauen und durch 
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die Gleise des Endzustands für das Projekt Betriebshof Ständlerstraße in der dann genehmigten 

Lage zu ersetzen. 

Neben den Fahrdrähten der Streckengleise muss im Interimszustand auch der Fahrdraht des 

verbleibenden Gleisstutzens in der Aschauer Straße abgefangen werden. Hierfür müssen im Be-

reich der geringfügig geänderten Gleislage auf dem Betriebsgelände der Antragstellerin neun 

Fahrleitungsmasten neu errichtet und an das vorhandene Seiltragwerk angebunden werden. 

Die Fahrleitungsmaststandorte entsprechen dem aktuell von der Antragstellerin beantragten 

Endzustand im Planfeststellungsverfahren zum Neubau eines Straßenbahnbetriebshofs in der 

Ständlerstraße.  

Aufgrund der gegenüber dem Bestand um rund 1 m nach Osten verschobenen Gleisachse des 

Ausrückgleises müssen die Tor- und Schrankenanlage am Eingang der Straßenbahnhauptwerk-

statt geringfügig angepasst und ein Schacht versetzt werden: 

 

Das Niederschlagswasser soll in den Rasengleisbereichen der gesamten Neubaustrecke vollflä-

chig in den Untergrund versickern. Die weiterhin versiegelten Verkehrsflächen sollen über Stra-

ßeneinläufe und in Bereichen von Gleisen mit Asphalteindeckung in Gleisentwässerungskästen 

mit Anschluss an die Straßenentwässerung und im Weiteren in die Kanalanlagen der MSE ent-

wässern. Mehrere Straßeneinläufe müssen aufgrund geänderter Oberflächenneigungsverhält-

nisse angepasst werden. 

Die Stromeinspeisung erfolgt über zwei neue Schalthäuser im Bereich der Kreuzung Schwan-

seestraße/Ständlerstraße, die jeweils mit einem ferngesteuerten Speisepunktschalter und einem 

Verbindungsschalter ausgestattet werden. 

 

Für die Durchführung der Baumaßnahme hat die Antragstellerin insgesamt etwas mehr als zwei 

Jahre Bauzeit eingeplant. Eine Baustelleneinrichtungsfläche soll südlich der Ständlerstraße un-

mittelbar gegenüber der Wendeschleife Schwanseestraße positioniert werden. 

 

 

D.  Umweltauswirkungen des Vorhabens 

 

Die Regierung von Oberbayern als zuständige Behörde hat am 09.02.2026 eine allgemeine Vor-

prüfung gemäß § 7 Abs. 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) vorge-

nommen. Dieses Verfahren ist in Nr. 14.11 der Anlage 1 zum UVPG für Straßenbahnen mit den 

zugehörigen Betriebsanlagen vorgeschrieben.  

Die Planfeststellungsbehörde stützte sich hierbei auf sämtliche umweltrelevanten Aussagen im 

Antrag der Antragstellerin sowie auf eigene Erkenntnisse und Ermittlungen im Verfahren. 

Die Vorprüfung hat ergeben, dass das Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswir-

kungen zur Folge haben wird und somit keine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglich-

keitsprüfung besteht. Diese Einschätzung beruht im Wesentlichen auf folgenden Gründen: 

 

1. Auswirkungen auf Menschen, insbesondere die menschliche Gesundheit  

 

Beim Betrieb und Bau der neuen Gleisstrecke können auf die menschliche Gesundheit auswir-

kende Emissionen auftreten insbesondere in Form von Luftschall, Körperschall und Erschütte-

rungen und elektromagnetischen Feldern. 
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Die Antragstellerin hat zu den Lärmauswirkungen aus dem Betrieb der neugebauten Straßen-

bahnbetriebsanlage als Bestandteil der Antragsunterlagen ein Gutachten des Sachverständigen-

büros em plan vom September 2024 mit Anlagen sowie eine ergänzende schalltechnische Stel-

lungnahme desselben Sachverständigenbüros vom Oktober 2025 zur Tektur A vorgelegt. 

Die vom Sachverständigen durchgeführten schalltechnischen Untersuchungen sind zu dem Er-

gebnis gekommen, dass sich im Nachtzeitraum an zahlreichen Anwesen im Umgriff der Neu-

baustrecke im öffentlichen Straßenraum eine wesentliche Änderung, teilweise verbunden mit ei-

ner Überschreitung der Grenzwerte der Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV) aus Stra-

ßenbahnverkehr bzw. eine Erhöhung der Summe aus dem Gesamtlärm, bestehend aus Stra-

ßenbahn-, Straßen- und Eisenbahnverkehr ergibt. Im Einzelnen kommen die schalltechnischen 

Untersuchungen zum Ergebnis, dass im Vergleich zum Prognose-Nullfall ohne Bau der Tram 

und ohne die gemäß Antragsunterlagen vorgesehenen aktiven Schallschutzmaßnahmen hoch-

liegendes Rasengleis und lärmarmer Fahrbahnbelag Splittmastixasphalt 8 durch die geplante 

Neubaustrecke nebst Straßenumbau bei der Betrachtung des reinen Straßenbahnlärms an 15 

Anwesen und bei der Betrachtung des Gesamtlärms aus Straßenbahn, Straßenverkehr und Ei-

senbahn an 4 von diesen Anwesen sowie an drei weiteren Anwesen Überschreitungen der 

Grenzwerte der 16. BImSchV zu prognostizieren sind. Hiervon sind bei der Betrachtung des rei-

nen Straßenbahnlärms an zwei Anwesen und bei der Betrachtung des Gesamtlärms aus Stra-

ßenbahn, Straßenverkehr und Eisenbahn ebenfalls an diesen zwei Anwesen sowie an fünf wei-

teren Anwesen Überschreitungen des potenziell gesundheitsgefährdenden Schwellenwerts im 

Nachtzeitraum zu prognostizieren. Im Tagzeitraum sowie aus reinem Straßenverkehr ergeben 

sich keine Grenzwertüberschreitungen. 

Die Regierung von Oberbayern hat nach Würdigung der Behördenstellungnahmen und Einwen-

dungen im Verfahren keine Zweifel an der Plausibilität der Feststellungen des Schallgutachtens.  

Die gegebenen Lärmbetroffenheiten können, wie auch die im Verfahren durchgeführte Behör-

denanhörung bestätigt hat, nicht mittels städtebaulich vertretbarer aktiver Maßnahmen in Form 

des Baus von Schallschutzwänden bewältigt oder deutlich gemindert werden. Als zielführendes 

Schallschutzkonzept werden für die betroffenen Anwesen hinsichtlich der Platzverhältnisse, 

städtebaulicher Belange sowie der Gebäudehöhen Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen 

zum einen in Form von Schallschutzmaßnahmen am Fahrweg - begrünte Bahnkörper in Form 

von Rasengleis mit hochliegender Vegetationsebene und Einbau eines lärmarmen Splittmasti-

xasphalt 8 - sowie zum anderen passive Schallschutzmaßnahmen an Gebäuden als zweckmä-

ßig erachtet. Gemäß den Ausführungen des Gutachtens beträgt die mittlere Pegelminderung ei-

nes Rasengleises mit hochliegender Vegetationsebene gegenüber einem Schwellengleis im 

Schotterbett 4 dB(A) und eines Fahrbahnbelags aus Splittmastixasphalt 8 gegenüber Asphaltbe-

ton 2 dB(A). Unter Berücksichtigung dieser vorgesehenen Vermeidungs- und Minderungsmaß-

nahmen können erhebliche Beeinträchtigungen ausgeschlossen werden. Erhebliche nachteilige 

Umweltbeeinträchtigungen sind unter Berücksichtigung der Ausgleichs- und Minderungsmaß-

nahmen im Ergebnis nicht gegeben.  

 

Auch zu den zu erwartenden Erschütterungen aus dem Betrieb der Zulaufstrecke hat die Antrag-

stellerin als Bestandteil der Antragsunterlagen ein Gutachten des Sachverständigenbüros em 

plan vom September 2024 vorgelegt, das nach durchgeführter Fachstellenanhörung als plausi-

bel bewertet werden kann. Die Anhaltswerte für Erschütterungen nach DIN 4150 in benachbar-

ten Gebäuden werden durch den Betrieb der neuen Zulaufstrecke nicht überschritten. Dies gilt 

sowohl für den Streckenabschnitt entlang der Schwanseestraße als auch entlang der Ständler-

straße. Auch die Anforderungen der 24. BImSchV für Sekundärluftschall werden klar eingehal-

ten. Erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen sind daher auch diesbezüglich nicht gegeben. 
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Hinsichtlich des Schutzes der Anwohner während der Bauzeit hat die Antragstellerin zu den 

Lärmauswirkungen aus den Baumaßnahmen als Bestandteil der Antragsunterlagen ebenfalls 

ein Gutachten des Sachverständigenbüros em plan vom Oktober 2023 vorgelegt. Aus dem Be-

trieb der Baustelleneinrichtungsflächen sind nach dem Gutachten keine relevanten Überschrei-

tungen der Immissionsrichtwerte zu erwarten. In einzelnen Bauphasen ist aber vor allem hin-

sichtlich der Wohnhäuser an der Schwanseestraße während Asphaltabbruch- und Mastgrün-

dungsarbeiten mit einer Überschreitung der Immissionsrichtwerte um bis zu 11 dB(A) zu rech-

nen. In den übrigen Bereichen treten angesichts der geringeren Schutzbedürftigkeit der dortigen 

Nutzungen – Mischgebiet und Gewerbe – keine oder nur deutlich geringere Überschreitungen 

auf. Die Überschreitungen treten dabei lediglich während einiger Tage in Folge auf, wobei an-

schließend wieder Pausen gegeben sind. Die Antragsunterlagen enthalten Minderungsmaßnah-

men zur Vermeidung und Reduzierung der gegebenen baubedingten Lärmimmissionen.  

Die Regierung von Oberbayern hat auch an der Plausibilität dieses Gutachtens nach durchge-

führter Fachstellenanhörung keine Zweifel. Durch die vorgeschlagenen Minderungsmaßnahmen, 

die die Antragstellerin in ihren Erläuterungsbericht übernommen und deren Durchführung sie zu-

gesagt hat, wird belästigender Baulärm auf ein Minimum beschränkt und weitgehend vermieden. 

Erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen sind angesichts der vorgesehenen Minderungs-

maßnahmen daher auch in Bezug auf Baulärm nicht gegeben. 

 

Im Hinblick auf baubedingte Erschütterungen ist angesichts der Entfernung der im Baulärmgut-

achten untersuchten Gebäude zur eigentlichen Baustelle davon auszugehen, dass die zum Bau-

lärm vorgesehenen Minderungsmaßnahmen auch die baubedingten Erschütterungen auf ein un-

erhebliches Minimum beschränken. 

 

Ebenso kann der Staubbelastung der Anlieger während der Bautätigkeiten durch geeignete 

Maßnahmen vorgebeugt werden.   

 

Die Auswirkungen des elektrischen Fahrbetriebs hinsichtlich elektromagnetischer Felder liegen, 

wie ein weiteres von der Antragstellerin als Bestandteil der Antragsunterlagen vorgelegtes Gut-

achten des Ingenieurbüros Müller-BBM vom Februar 2023 schlüssig darlegt, deutlich unter den 

Grenzwerten der als technische Regel einschlägigen Europäischen Ratsempfehlung 

1999/519/EG. Auch eine Störung der Sicherheit der Träger aktiver und passiver Körperhilfsmittel 

ist nicht zu besorgen.  

 

2. Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt 

 

Die beplante Fläche umfasst keine Natura-2000-Gebiete oder Schutzgebiete nach den §§ 23 bis 

30 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG). Landschaftsschutzgebiete, artenschutzkar-

tierte Gebiete oder Biotope werden von der Maßnahme ebenfalls nicht betroffen. Es finden sich, 

wie in den naturschutzfachlichen Unterlagen, die als Teil der Antragsunterlagen von der Antrag-

stellerin vorgelegt wurden, nachvollziehbar dargelegt wird, keine Hinweise auf das Vorkommen 

besonders geschützter Tier- oder Pflanzenarten im planfestgestellten Bereich oder in dessen 

näherem Umfeld. Es sind auch keine Feuchtgebiete, Wälder oder größeres Offenland betroffen. 

Laut Antragsunterlagen ist vorgesehen, 8 Bäume zu fällen, die keine besondere ökologische 

Wertigkeit aufweisen. Laut Antragsunterlagen wird außerdem bei zwei weiteren Bäumen zu-

nächst eine Erhaltung durch Umweltbaubegleitungen und Wurzelschutzmaßnahmen angestrebt; 

wenn diese erfolglos bleibt, sollen die Bäume ebenfalls gefällt werden. Die Rodungen erfolgen 
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planmäßig außerhalb der Vogelbrutzeiten. In den Antragsunterlagen ist auch vorgesehen, dass 

nach den Bauarbeiten hinsichtlich der acht gesichert zu fällenden Bäume Ersatzpflanzungen im 

Innenbereich der Wendeschleife an der Schwanseestraße beziehungsweise an gleicher Stelle 

erfolgen. Sollte eine Fällung der zwei zunächst zu erhaltenden Bäume erforderlich werden, erfol-

gen Ersatzpflanzungen auf dem Mittelteiler der Ständlerstraße/Stadelheimer Straße. Für den zu 

erhaltenden Baumbestand sind zudem Schutzmaßnahmen gemäß DIN 18920 vorgesehen.  

Zudem erfolgt ein geringfügiger Eingriff in Rasenflächen. Dieser wird jedoch durch die Wieder-

anlage von Grünflächen entlang der Verkehrsflächen im Vorhabensbereich sowie der Rasen-

gleisflächen mehr als vollständig kompensiert.  

Somit wird der Eingriff auch für die Schutzgüter Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt als nicht 

erheblich eingestuft. 

 

3. Auswirkungen auf Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft 

 

Der Vorhabensbereich besteht zum größten Teil aus versiegelten Verkehrsflächen mit Parkplät-

zen, Straßenbahngleisen und Straßenbegleitgrün mit strukturarmen Gehölzbeständen. Durch 

das Vorhaben findet eine erhebliche Flächenentsiegelung im Umfang von etwa 2.280 m², insbe-

sondere im Zusammenhang mit dem Bau von Rasengleisen, statt. Entsprechend einer Berech-

nung nach der Bayerischen Kompensationsverordnung (BayKompV) hat der Eingriff einen Aus-

gleichsbedarf von insgesamt 695 Wertpunkten zur Folge, wohingegen durch das Projekt durch 

die Neuanlage von Grünflächen eine Aufwertung in Höhe von 7.618 Wertpunkten entsteht. Es 

entstehen somit positive Auswirkungen auf das Schutzgut Fläche. 

 

Die Böden im Vorhabensgebiet sind anthropogen überprägt und nach den durchgeführten Pro-

bebohrungen zu beurteilen, überwiegend in geringem Maße schadstoffbelastet. Der abzutra-

gende Oberboden wird, wie im landschaftspflegerischen Begleitplan von der Antragstellerin vor-

gesehen ist, ordnungsgemäß zur Wiederverwertung zwischengelagert. Belastetes Material wird 

laut Antragsunterlagen entsprechend der einschlägigen gesetzlichen Vorschriften verwertet oder 

entsorgt. Sollten bei Aushubarbeiten auffällige Bodenveränderungen oder schadstoffverdächti-

ges Material vorgefunden werden, hat die Antragstellerin zugesagt, die weiteren notwendigen 

Analysen durchzuführen. Zudem ist eine Überwachung durch eine abfalltechnische Baubeglei-

tung vorgesehen. 

Auch auf das Schutzgut Boden sind damit keine erheblichen negativen Auswirkungen erwartbar.  

 

Im Bereich der Baumaßnahme befinden sich keine Trinkwasserschutzgebiete, Überschwem-

mungsgebiete, Hochwassergefahrenflächen, wassersensible Bereiche oder Oberflächengewäs-

ser. Grundwasservorkommen werden durch den Neubau der Betriebshofzulaufstrecke und die 

künftig geplante Versickerung nicht negativ beeinflusst. Durch den Bau des Rasengleises 

kommt es in dem Bereich des Vorhabens zu einer starken Entsiegelung der bisher versiegelten 

Flächen. Diese trägt positiv dazu bei, dass Regenmengen bei zu erwartenden Extremwettern 

besser aufgenommen werden können und die Gefahr von Überflutungen sinkt. Erhebliche nega-

tive Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser sind somit nicht gegeben. 

 

Auch eine erhebliche Beeinträchtigung der Lufthygiene durch die Zulaufstrecke in Folge von 

Verkehrsverlagerungen des motorisierten Individualverkehrs sowie durch Ein- und Ausrückver-

kehr der Trambahnen erfolgt durch die Baumaßnahme nicht, wie aus der von der Antragstellerin 

im Verfahren vorgelegten lufthygienischen Untersuchung des Ingenieurbüros GEO-NET Um-

weltconsulting GmbH vom November 2024 nachvollziehbar hervorgeht; insbesondere werden 
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die geltenden gesetzlichen Grenzwerte der 39. BImSchV für die Stickstoffdioxid-, Feinstaub 

PM2,5- und Feinstaub PM10-Belastung im Planfall nicht überschritten. Soweit überhaupt Ände-

rungen der lufthygienischen Situation zu prognostizieren sind, beziehen sich diese auf einen luft-

hygienisch bislang wenig belasteten Teil, sodass daraus nur eine geringe Gesamtkonzentration 

folgt.  

 

Die Vorhabensfläche ist dabei, wie auch der Bereich der Baumfällungen, viel zu klein, um Aus-

wirkungen auf das Klima zu haben. Für die lokalklimatische Bedeutung hat das Vorhaben sogar 

positive Auswirkungen. Durch den Bau des Rasengleises kommt es, wie bereits ausgeführt, im 

Bereich des Vorhabens zu einer starken Entsiegelung der bisher versiegelten Flächen. Diese 

trägt positiv dazu bei, dass Regenmengen bei zu erwartenden Extremwettern besser aufgenom-

men werden können und die Gefahr von Überflutungen sinkt. Dem Ziel einer klimatechnisch för-

derlichen Schwammstadt wird dadurch nähergekommen. Zudem trägt das Vorhaben langfristig 

zu einer möglichen Erhöhung der Kapazitäten des öffentlichen Personennahverkehrs bei. Es för-

dert damit die Abkehr vom Individualverkehr, die sich langfristig positiv auf Klima und Umwelt 

auswirkt. 

 

Das Stadtbild ist im Bereich der Vorhabensfläche durch eine starke Versiegelung und die Exis-

tenz der fünfspurigen Ständlerstraße bereits stark beeinträchtigt. Eine naturbezogene Erho-

lungsmöglichkeit für den Menschen ist im unmittelbaren Umgriff der Straßenbahnneubaumaß-

nahme nur in geringem Umfang gegeben und wird durch das Vorhaben nicht stärker als bisher 

beeinträchtigt. Die Antragstellerin hat nach den Antragsunterlagen zudem berücksichtigt, den 

Baumbestand so wenig wie möglich zu beeinträchtigen und Rodungen von Bäumen, die dem 

Vorhaben nicht gesichert im Weg stehen, nur im notwendigen Einzelfall vorzunehmen. Durch 

das Rasengleis wird der Straßenraum zudem optisch aufgewertet. Es ergeben sich damit unter 

Berücksichtigung der Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen auch keine nachteiligen Auswir-

kungen auf die Schutzgüter Landschaftsbild und Stadtbild. 

 

4. Auswirkungen auf kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 

 

Im Umfeld des Bauvorhabens existieren als Baudenkmäler der Friedhof am Perlacher Forst und 

Teile der Straßenbahnhauptwerkstätte. Diese sind jedoch nicht vom Vorhaben betroffen. Durch 

das Vorhaben wird es somit zu keiner Änderung an denkmalgeschützten Gebäuden kommen. 

Im Planungsbereich befinden sich auch keine Hinweise auf Bodendenkmäler, die durch den Bau 

der Betriebshofzulaufstrecke beeinträchtigt werden könnten.  

 

5. Zusammenfassende Beurteilung der Umweltauswirkungen  

 

Die Einwirkungen auf die umweltrelevanten Gesichtspunkte sind – auch unter Berücksichtigung 

der Wechselwirkungen der untersuchten Schutzgüter - als gering zu bewerten. Erhebliche nach-

teilige Umweltauswirkungen sind nach überschlägiger Prüfung nicht zu erwarten. Zusammenfas-

send betrachtet sind daher nach den Kriterien der Anlage 3 zum UVPG erhebliche nachteilige 

Umweltauswirkungen, die nach § 25 Abs. 2 UVPG zu berücksichtigen wären, auszuschließen.  

 

 

E. Planrechtfertigung – grundsätzliche planerische und verkehrliche Würdigung  
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Eine Planrechtfertigung ist gegeben, wenn für das beabsichtigte Vorhaben gemessen an den 

Zielsetzungen des jeweiligen Fachplanungsrechts ein Bedarf besteht, die geplante Maßnahme 

unter diesem Blickwinkel also erforderlich ist. Dies ist hier der Fall.  

Die Antragstellerin hat in den vorgelegten Antragsunterlagen und in ihren Äußerungen zum Ver-

fahren nachvollziehbar dargelegt, dass die Schaffung der beantragten neuen Straßenbahnver-

bindung sinnvoll und aus planerischen Gründen gerechtfertigt ist. 

 

Ziel des hier gegenständlichen Projekts ist die Schaffung einer neuen leistungsfähigen zweiglei-

sigen Betriebsstrecke abzweigend von der bestehenden Tramlinie 18 zur Anbindung des Stra-

ßenbahnbetriebsgeländes an der Ständlerstraße. 

Die derzeitige Zulaufstrecke zur Straßenbahnhauptwerkstätte in der Ständlerstraße durch die 

Chiemgaustraße und Aschauer Straße ist nicht leistungsfähig genug für den von der Antragstel-

lerin geplanten regelmäßigen Ein- und Ausrückverkehr von geplanten je 107 Fahrten pro 24 

Stunden von und zur Abstellanlage im neuen Straßenbahnbetriebshof Ständlerstraße, der dar-

aus resultiert, dass in dem Betriebshof – anders als in der bisherigen Hauptwerkstätte, die zur 

Reparatur von Straßenbahnfahrzeugen genutzt wird – in jeder Nacht rund 100 Straßenbahnfahr-

zeuge abgestellt werden sollen. Diese fehlende Leistungsfähigkeit der Bestandszulaufstrecke 

ergibt sich aus folgenden Gründen:  

Die Chiemgaustraße ist Teil des stark von Kraftfahrzeugen befahrenen Mittleren Rings. Die 

Tram wird hier auf straßenbündigem Bahnkörper geführt, das heißt, Kraftfahrzeugverkehr und 

Tram teilen sich die Fahrbahn. Bei einer deutlichen Erhöhung des Tramverkehrs würde es zu 

gegenseitigen Behinderungen kommen und die Stauanfälligkeit dieses Abschnitts des Mittleren 

Rings würde steigen mit negativen Folgen für einen pünktlichen Aus- und Einrückverkehr der 

Trambahnen in den Linienbetrieb mit Auswirkungen auf das ganze Tramnetz. 

Aufgrund der vergleichsweise schmalen Straßenbreite der Chiemgaustraße in diesem Abschnitt 

wäre die Errichtung eines besonderen Bahnkörpers zur baulichen Trennung von Tram und Indi-

vidualverkehr nur mit großen Erschwernissen möglich. 

Der Knotenpunkt Chiemgaustraße/Aschauer Straße/Pfälzer-Wald-Straße ist bislang nur teilsig-

nalisiert. Als Besonderheit ist dabei festzustellen, dass die Linksabbiegespur von der westlichen 

Chiemgaustraße in die Pfälzer-Wald-Straße auf dem Gleis von der Aschauer Straße zur 

Schwanseestraße entgegen der Fahrtrichtung der Tram angeordnet ist. Dies ist mit der geplan-

ten Erhöhung der Fahrtenanzahl nicht vereinbar. 

Auf der Strecke existieren zudem abschnittsweise Begegnungsverbote aufgrund zu geringen 

Gleisachsabstands. 

Die Erneuerung der Eisenbahnüberführung „Chiemgaustraße“, mit der die Eisenbahnstrecke 

München-Ost – Deisenhofen und München-Giesing - Kreuzstraße die Chiemgaustraße über-

quert, ist von der DB mittelfristig geplant. Während der Bauzeit ist von einer deutlichen Ein-

schränkung der Nutzbarkeit der alten Zulaufstrecke und damit der Erreichbarkeit der Straßen-

bahnhauptwerkstätte bzw. des Trambetriebshofs Ständlerstraße auszugehen. 

 

Die Antragstellerin ist seit 20.01.2024 im Besitz einer Streckengenehmigung nach §§ 2 Abs. 1 

Nr. 1, 9 Abs. 1 Nr. 1 PBefG für den Bau und die Linienführung der Strecke vorbehaltlich der Ent-

scheidung im Planfeststellungsverfahren. 

 

Die vorliegende Neubaustrecke ist planfeststellungspflichtig nach § 28 Abs. 1 PBefG. Die hierfür 

von der Antragstellerin in den Antragsunterlagen und im Verfahren gegebenen Begründungen 

sind schlüssig. Aus Gründen des Wohls der Allgemeinheit ist die Maßnahme vernünftigerweise 
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geboten, da sie den gesetzlich bestimmten Zielen des einschlägigen Fachplanungsrechts ent-

spricht und ein konkreter Bedarf für ihre Verwirklichung besteht (vgl. BVerwG, Urteil vom 

08.07.1998, Az. 11 A 53/97). 

 

Nachdem, wie dargestellt, ein Ausbau der bestehenden Zulaufstrecke über die Chiemgauer 

Straße und Aschauer Straße aufgrund der damit verbundenen Schwierigkeiten von der Antrag-

stellerin nicht als Vorzugsvariante gewählt wurde, drängen sich auch keine anderen Varianten 

als vorteilhafter auf, um das Betriebsgelände der Antragstellerin an deren Straßenbahnnetz an-

zuschließen. Eine Streckenführung auf dem Mittleren Ring ist wegen dessen hoher Verkehrsbe-

lastung durch den Individualverkehr nicht vorteilhaft. Die hier gewählte Streckenführung durch 

die Ständlerstraße stellt die kürzeste Verbindung im öffentlichen Verkehrsraum zwischen dem 

Liniennetz der Antragstellerin und deren Betriebsgelände dar. Zudem ist mit der hier gewählten 

Streckenführung auch, wie die Antragstellerin schlüssig dargestellt hat, eine Aufwärtskompatibili-

tät einer möglichen zweigleisigen Streckenverlängerung entlang der Ständlerstraße nach Osten 

in Richtung Neuperlach und nach Westen in Richtung Klinikum Harlaching gegeben. 

 

Mittelfristig ist in einem Nachfolgeprojekt geplant, die Wendeanlage und Endhaltestelle Schwan-

seestraße, welche im Bestand über zwei Haltepositionen verfügt, auf voraussichtlich drei Hal-

tepositionen zu erweitern und barrierefrei auszubauen. Auch dies wurde von der Antragstellerin 

berücksichtigt und der Umfang des beantragten Projekts so gewählt, dass die neue Zulaufstre-

cke während der späteren Erweiterungsmaßnahmen der Wendeanlage betrieblich nicht einge-

schränkt wird. 

 

Die technische Aufsichtsbehörde der Regierung von Oberbayern hat im Verfahren angeregt, die 

bestehende Gleisverbindung über die Chiemgaustraße und Aschauer Straße beizubehalten, um 

im Falle einer Störung der neuen Zulaufstrecke eine redundante betriebliche Anbindung als Ba-

ckup-Lösung im Notfall sicherzustellen und die Betriebssicherheit und die Aufrechterhaltung des 

Straßenbahnbetriebs zu gewährleisten.  

Die Antragstellerin hat hierauf jedoch nachvollziehbar erwidert, dass aktuell keine Szenarien er-

sichtlich sind, die in absehbarer Zukunft eine Außerbetriebnahme der neuen Zulaufstrecke für 

einen nicht nur ganz kurzfristigen Zeitraum bedingen würden. Speziell die Belange der Kanalan-

lagen in der Ständlerstraße einschließlich deren erforderlicher Anpassungsmaßnahmen wurden 

mit der MSE im Vorfeld bereits abgestimmt.  

Hintergrund für die Entscheidung der Antragstellerin zum Rückbau der bestehenden Zulaufstre-

cke durch die Chiemgau– und Aschauer Straße sind die fehlende verkehrliche Leistungsfähig-

keit des durch den stark befahrenen Mittleren Ring verlaufenden Teilstücks für regelmäßigen 

Ein- und Ausrückverkehr, die zu geringe Straßenbreite zur Anordnung eines besonderen Bahn-

körpers und der schlechte Anlagenzustand in der Chiemgaustraße sowie die konkret absehbare 

Erneuerung der Eisenbahnbrücke über die Chiemgaustraße durch die DB Netz AG.  

Der Nutzen einer redundanten Erreichbarkeit des Betriebsgeländes in der Ständlerstraße bei 

Beibehalt der alten Zulaufstrecke nach Inbetriebnahme der neuen Zulaufstrecke wäre aufgrund 

des relativ kurzen Streckenabschnitts gering. Eine komplett von der Strecke ab dem Ostfriedhof 

unabhängige Erreichbarkeit des Betriebsgeländes könnte so dennoch nicht erreicht werden.  

Ein redundanter Fortbestand der Bestandszulaufstrecke via Chiemgaustraße und Aschauer 

Straße würde hingegen bedeuten, eine im Unterhalt teure und aufgrund der Leistungsfähigkeit 

und Durchfahrtshöhe technisch minderwertige Lösung vorzuhalten für den Fall eines als sehr 

unwahrscheinlich anzunehmenden längerfristigen Totalausfalls des Streckenabschnitts Schwan-

seestraße bis Chiemgaustraße. Dies stellt sich, wie die Antragstellerin plausibel ausführt, für sie 
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aus verkehrlich-wirtschaftlichen Gründen als unverhältnismäßig dar. Im Ergebnis handelt es sich 

bei der vorgeschlagenen Variante nicht um eine sich als besser aufdrängende Alternative und 

es besteht hier für die Planfeststellungsbehörde kein Anlass, in das Planungsermessen der An-

tragstellerin einzugreifen. 

 

In einer Einwendung zu diesem Verfahren wird zudem die fehlende Planrechtfertigung des hier 

planfestgestellten Vorhabens Betriebshofzulaufstrecke mit dem Argument behauptet, dass das 

Projekt Neubau Betriebshof Ständlerstraße nicht genehmigungsfähig sei. Das Projekt Zulauf-

strecke verfolge kein eigenständiges Projektziel, das vom Neubau des Betriebshofs trennbar 

wäre. 

Diese Ausführungen treffen nicht zu; die Planrechtfertigung des hier planfestgestellten Projekts 

ist gegeben. 

Die Planrechtfertigung für ein Straßenbahnvorhaben erfordert die Prüfung, ob das Vorhaben mit 

den Zielen des Personenbeförderungsgesetzes übereinstimmt und ob es für sich in Anspruch 

nehmen kann, in der konkreten Situation erforderlich zu sein. Dies ist nicht erst bei Unausweich-

lichkeit des Vorhabens der Fall, sondern wenn es vernünftigerweise geboten ist. Letzteres ist 

hier der Fall. 

Aus § 8 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 Satz 1 PBefG wird deutlich, dass das PBefG insbesondere auf 

die ausreichende und den Grundsätzen des Klimaschutzes sowie der Nachhaltigkeit entspre-

chende Bedienung der Bevölkerung mit Leistungen des öffentlichen Personennahverkehrs im 

Stadt-, Vorort- oder Regionalverkehr abzielt. Voraussetzung dafür ist die Schaffung leistungsfä-

higer Verkehrsanlagen und die Stärkung des öffentlichen Personennahverkehrs. Für die Plan-

rechtfertigung sind außerdem die in Art. 2 des Gesetzes über den öffentlichen Personennahver-

kehr in Bayern (BayÖPNVG) genannten Ziele von Bedeutung. Der öffentliche Personennahver-

kehr soll danach im Interesse des Umweltschutzes, der Verkehrssicherheit, der Verbesserung 

der Verkehrsinfrastruktur sowie der Herstellung und Sicherung gleichwertiger Lebensbedingun-

gen im gesamten Staatsgebiet als eine möglichst vollwertige Alternative zum motorisierten Indi-

vidualverkehr zur Verfügung stehen. Nach Art. 3 Abs. 1 BayÖPNVG soll dem öffentlichen Perso-

nennahverkehr vor allem in den Innenstädten bei Ausbau und Finanzierung Vorrang vor dem 

motorisierten Individualverkehr eingeräumt werden, soweit dies zur Ordnung der nahverkehrli-

chen Verbindungen erforderlich ist. 

Für die Beurteilung der Planrechtfertigung ist klarzustellen, dass es sich bei den Projekten Neu-

bau des Betriebshofs Ständlerstraße und Neubau der Betriebshofzulaufstrecke um zwei eigen-

ständige Vorhaben der Antragstellerin handelt.  

Für das Projekt Neubau des Straßenbahnbetriebshofs südlich der Ständlerstraße wird von der 

Regierung von Oberbayern unter dem Aktenzeichen 3568.23.2_04-16-3 ein eigenes Planfest-

stellungsverfahren geführt. Der diesbezügliche Antrag der Antragstellerin vom 24.08.2023 ging 

bei der Regierung von Oberbayern am 06.10.2023 ein. Eine einmonatige öffentliche Auslegung 

der Antragsunterlagen in der Landeshauptstadt München fand statt vom 13.11. bis 12.12.2023. 

Innerhalb der am 12.01.2024 endenden Einwendungsfrist gingen neun Einwendungen ein, 

hauptsächlich Anlieger unmittelbar östlich des Trambetriebsgeländes entlang der Traunreuter 

Straße. Geltend gemacht wurden unter anderem nach Auffassung der Einwender unzumutbare 

Lärm- und Erschütterungseinwirkungen auf die Umgebung durch Bau und Betrieb, Verschattung 

durch Lärmschutzwände, private Grundstücksinanspruchnahmen sowie die Unzulässigkeit des 

Vorhabens unter anderem aus Gründen des Bauplanungsrechts, da sich mindestens ein Teil 

des Geländes im Außenbereich befinde, des Denkmalschutzrechts, da die Planung den Abriss 

des denkmalgeschützten Gebäudes Kesselhaus vorsehe sowie des Naturschutzrechts, da die 

Population der streng geschützten Zauneidechse auf dem Grundstück in ihren Lebensräumen 
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unzulässig beeinträchtigt werde. Die von der Regierung von Oberbayern angeforderten Stellung-

nahmen der Träger öffentlicher Belange gingen bis zum 19.01.2024, eine ergänzende Stellung-

nahme am 30.10.2024 ein. Die Einwendungen und Stellungnahmen der Träger öffentlicher Be-

lange wurden von der Regierung an die Antragstellerin bis zum Januar 2024 sowie die ergän-

zende Stellungnahme im Oktober 2024 mit der Bitte um Rückäußerung übermittelt, die bis heute 

aussteht. Die Antragstellerin hat im Frühjahr 2025 eine erste Tektur der Antragsunterlagen mit 

dem Inhalt der Rückverlegung der Planfeststellungsgrenze auf der äußeren Grundstücksgrenze 

zur Vermeidung privater Grundinanspruchnahmen bei der Regierung von Oberbayern einge-

reicht, zu der ebenfalls bereits eine Behördenanhörung und öffentliche Auslegung stattfand; zu-

dem hat die Antragstellerin eine weitere Planänderung in Form einer Tekturplanung angekün-

digt, um den Einwendungen und kritischen Behördenstellungnahmen entgegenzukommen. 

Die Projekte stehen zwar in einem inneren Zusammenhang. Dennoch wird das Projekt der Stra-

ßenbahn-Zulaufstrecke auch von einer eigenständigen Planrechtfertigung getragen. 

Neben dem Hauptziel, der Schaffung einer leistungsfähigen Zulaufstrecke für den neuen Be-

triebshof, wurde die Verlegung der bisherigen Zulaufstrecke in der Chiemgaustraße und 

Aschauer Straße von der Antragstellerin auch, wie dargestellt, aus den Gründen des schlechten 

baulichen Zustands der Bestandszulaufstrecke, der Einschränkungen im Begegnungsverkehr, 

der Behinderungen des Kraftfahrzeugverkehrs auf dem Mittleren Ring durch die Trambetriebs-

fahrten aufgrund des geringen Straßenquerschnitts in diesem Bereich und nur straßenbündigem 

Bahnkörper, der ungünstigen Signalisierung am Knoten Chiemgaustraße/Aschauer Straße so-

wie der geplanten Erneuerung der Eisenbahnüberführung Chiemgaustraße mit sehr großen bau-

zeitlichen Einschränkungen und der sich daraus ergebenden Nichterreichbarkeit des Betriebsge-

ländes südlich der Ständlerstraße, auf dem sich derzeit die Straßenbahnhauptwerkstätte befin-

det, geplant.  

Insofern ist die neue Zulaufstrecke zwar zwingende Voraussetzung für die Erschließung des ge-

planten neuen Betriebshofs im Endausbauzustand, sie ist aber auch ohne neuen Betriebshof er-

forderlich. Selbst wenn das Projekt Betriebshof nicht realisiert werden würde, existiert weiterhin 

das Erfordernis, die bestehende Straßenbahnhauptwerkstatt auf dem Betriebsgelände Ständler-

straße leistungsfähig an das Münchner Tramnetz anzuschließen. Wie die Antragstellerin im Ver-

fahren überzeugend dargelegt hat, sind nur auf diesem Gelände größere Reparaturen und 

schwere Instandhaltungen der Straßenbahnfahrzeuge möglich. Der Betriebshof an der Einstein-

straße ist nur für leichte Instandhaltungsmaßnahmen und die Abstellung von Tramfahrzeugen 

ausgelegt und nicht erweiterungsfähig. Damit stärkt das Projekt der Zulaufstrecke den öffentli-

chen Personennahverkehr und ist auch ohne die Erweiterung der Kapazitäten des Straßenbahn-

betriebshofs vernünftigerweise geboten. 

 

Auch wenn man davon ausgeht, dass im vorliegenden Verfahren die Grundsätze der Rechtspre-

chung für die Bildung von Abschnitten bei planfeststellungsbedürftigen Projekten anwendbar 

sind, ist zudem festzustellen, dass dem Vorhaben des Baus des Straßenbahnbetriebshofs keine 

unüberwindbaren Hindernisse entgegenstehen. Es besteht die Möglichkeit, dass bauplanungs-

rechtliche Gesichtspunkte, die eventuell derzeit einer Genehmigung des Straßenbahnbe-

triebshofs entgegenstehen, ausgeräumt werden. Eine Planrechtfertigung für den Bau eines 

neuen Straßenbahnbetriebshofs mit neuen Werkstätten und einer umfangreichen Abstellanlage 

für Straßenbahnfahrzeuge ist aufgrund von dessen elementarer Wichtigkeit für einen zukünfti-

gen sicheren und funktionierenden Trambetrieb augenscheinlich gegeben. Es bestehen auch 

keine unüberwindbaren rechtlichen Hürden hierfür. Auch wenn ein Teil des Vorhabens, das süd-

lich an die bestehende Straßenbahnhauptwerkstätte angrenzende ehemalige Sportplatzgelände, 

das in die Planung des neuen Straßenbahnbetriebshofs mit einbezogen wurde, mit einiger 
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Wahrscheinlichkeit als im bauplanungsrechtlichen Außenbereich liegend einzustufen ist, stehen 

zumindest auf dem derzeit bereits von der Antragstellerin genutzten Werkstattgelände keine 

bauplanungsrechtlichen Hindernisse entgegen, dieses in erheblich größerem Umfang als bisher 

zur Abstellung von Straßenbahnfahrzeugen zu nutzen. Eine entsprechende Planung für einen 

Betriebshof ohne Nutzung des Sportplatzgeländes wurde von der Antragstellerin in den Jahren 

2016 bis 2018 bereits aufgestellt, bevor sich diese für die Ausweitung der Planung durch Mitein-

beziehung des südlich gelegenen Sportplatzgeländes entschied. Zudem besteht die Möglichkeit, 

die Nutzung in diesem südlichen Teil durch Erlass eines Bebauungsplans durch die Landes-

hauptstadt München städtebaulich zu regeln. Auch Detailprobleme aus anderen Rechtsgebieten 

wie dem Denkmal- und Naturschutzrecht werden sich voraussichtlich mit der von der Antragstel-

lerin vorgesehenen Umplanung und in der Abwägung sowie durch Festsetzung von Nebenbe-

stimmungen in einem Planfeststellungsbeschluss lösen lassen.   

Auch die Bildung zweier Planungsabschnitte durch die Antragstellerin innerhalb deren planeri-

schen Gestaltungsspielraums, einerseits für die Zulaufstrecke, andererseits für den Straßen-

bahnbetriebshof, ist sachgerecht und nachvollziehbar. Wie bereits ausgeführt, bildet das Projekt 

der Zulaufstrecke einen eigenen verkehrsfunktionsfähigen Abschnitt. Die neue Zulaufstrecke er-

setzt die alte Zulaufstrecke. Damit erfüllt das Projekt auch dann eine Verkehrsfunktion, wenn der 

Straßenbahnbetriebshof nicht realisiert wird. Die Zulaufstrecke endet an der bestehenden Tram-

Hauptwerkstätte, die unabhängig von der Realisierung des neuen Straßenbahnbetriebshofs wei-

ter betrieben wird. 

Die Schnittstellen zwischen den Projekten sind im Erläuterungsbericht, planfestgestellte Unter-

lage 1.1, auf S. 10 im Kapitel 2.2 Schnittstellenprojekte insbesondere hinsichtlich der grundsätz-

lichen Planungsschnittstelle und Planfeststellungsgrenze an der Grundstücksgrenze des Be-

triebshofs sowie im Erläuterungsbericht Interimsgleisanschluss Tektur A, planfestgestellte Unter-

lage 1.2a, im Kapitel 2 klar definiert worden. Die Abschnittsbildung stellt sich als sachgerecht 

dar, da es sich nach dem einleuchtenden Vorbringen der Antragstellerin um vollkommen unter-

schiedliche Projektarten handelt. Das Projekt Zulaufstrecke ist eine Neubaustrecke fast vollstän-

dig im öffentlichen Straßenraum, somit ein reines Verkehrsanlagenprojekt. Das ungleich größere 

Projekt des Baus des Betriebshofs umfasst den Neubau einer Betriebsanlage auf eigenem 

Grundstück mit wesentlich höherer Komplexität, Hochbauprojekte neben Straßen- und Schie-

nenverkehrsanlagen. Die beiden Vorhaben erzeugen unterschiedliche Betroffenheiten, die zu-

dem wie die Schallbetroffenheiten zum Teil nach unterschiedlichen Regelwerken zu beurteilen 

sind. Die Projektlaufzeiten sind aufgrund der unterschiedlichen Größe und Komplexität völlig un-

terschiedlich. Die Zulaufstrecke, für die von der Antragstellerin eine Gesamtbauzeit von etwa 

zwei Jahren veranschlagt wird, kann deutlich schneller geplant und gebaut werden als der Stra-

ßenbahnbetriebshof, für den die Antragstellerin eine Gesamtbauzeit von rund neun Jahren vor-

sieht. Damit bestehen ausreichende sachlich gerechtfertigte Gründe für die Durchführung von 

zwei Planfeststellungsverfahren für das Projekt Zulaufstrecke einerseits und das Projekt Stra-

ßenbahnbetriebshof andererseits. 

 

 

F.  Planungsgrundsätze – Abwägung 

 

1. Allgemeines 
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Ein Gleisrückbau kann bei Bedarf nachträglich unter im Rahmen einer umfassenden Straßensa-

nierung der Chiemgaustraße bzw. Aschauer Straße durch den Straßenbaulastträger, das Baure-

ferat der Landeshauptstadt München, unter Kostenbeteiligung der Antragstellerin für den Gleis-

rückbau erfolgen, § 31 Abs. 4 PBefG. 

 

2. Eingriffe in fremdes Grundeigentum 

 

Eingriffe in Privatgrundstücke, die nicht im Eigentum der Antragstellerin oder der Landeshaupt-

stadt München stehen, finden nur vorübergehend und nur in ganz geringfügigem Umfang von 

einem, 3 und 6 m² statt. Die insoweit betroffenen Grundeigentümer und weiteren im Grundbuch 

eingetragenen Berechtigten haben keine Einwendungen gegen die durch die Umsetzung der 

Planung entstehende temporäre Inanspruchnahme ihrer Grundstücke erhoben. Die Grunder-

werbsverhandlungen im Detail obliegen der Antragstellerin. Zum Schutz privater Rechte werden 

die Nebenbestimmungen 2.1.1 und 2.1.2 festgesetzt. 

Entgegen der Ausführung unter Ziffer 1.6. des Grunderwerbsverzeichnisses, planfestgestellte 

Unterlage 7.1, ist das städtische Flurstück 16231 der Gemarkung München nicht mit einer Fahr-

leitungsmastdienstbarkeit zu belasten, da die Inanspruchnahme über die Konzessionsvereinba-

rung zwischen der Antragstellerin und der Landeshauptstadt München - Vereinbarung über die 

Nutzung städtischer Grundstücke durch Straßenbahnen und Anlagen des öffentlichen Nahver-

kehrs aus dem Jahr 2014 – erfolgt. Dies wird in der Nebenbestimmung 2.1.3 klargestellt. 

 

3.          Bauausführung, Baudurchführung 

 

An der Wendeschleife Schwanseestraße soll das Wendeschleifengleis an das neue Ausrück-

gleis anschließen, wobei ein Radius von 19 m geplant ist. Aus Platzgründen ist eine weitere Ver-

größerung nicht möglich, da die östliche Fahrbahn der Schwanseestraße bereits deutlich ver-

schmälert wird. Dadurch wird der grundsätzlich geforderte Mindestradius von 25 m gemäß Nr. 

6.2 Abs. 3 Satz 2 der BOStrab-Trassierungsrichtlinien unterschritten. 

Für diesen Gleisbogen mit Radius unter 25 m wird daher, wie von der Antragstellerin in den An-

tragsunterlagen mit beantragt, die Ausnahmegenehmigung nach § 6 BOStrab i. V. m. § 2 Abs. 2 

BOStrab für die Abweichung von Nr. 6.2 Abs. 3 Satz 2 der BOStrab-Trassierungsrichtlinien er-

teilt; diese ist von der Konzentrationswirkung dieses Planfeststellungsbeschlusses umfasst. 

Über diesen gestellten Ausnahmeantrag muss bereits im Zuge der Planfeststellung entschieden 

werden. Eine in das Zustimmungsverfahren nach § 60 BOStrab verschobene Entscheidung 

hätte bei Verweigerung der Ausnahmegenehmigung unmittelbare Auswirkungen auf die Gleist-

rassierung mit möglichen Betroffenheiten Dritter und mögliche Änderungen der Planfeststellung 

zur Folge. Die Beteiligung der Fachbehörden im Verfahren, insbesondere der technischen Auf-

sichtsbehörde, hat ergeben, dass der Erteilung der Ausnahmen hier keine Bedenken entgegen-

stehen, insbesondere da die Antragstellerin im Verfahren ausreichende Nachweise erbracht hat, 

dass die von ihr verwendeten Straßenbahnfahrzeuge bereits im Bestand geringere Radien be-

fahren und für die Befahrung des im planfestgestellten Vorhaben geplanten Radius von 19 m, 

der im Übrigen eine Verbesserung gegenüber dem bisherigen Radius der Wendeschleife 

Schwanseestraße von nur 17,5 m mit sich bringt, geeignet sind. 

 

In straßenbahnaufsichtlicher technischer und betrieblich-sicherheitsrelevanter Sicht ergeben 

sich auch im Hinblick auf den Interimsgleisanschluss keine Bedenken. Die vorgesehene Ausge-

staltung der Gleisanlagen einschließlich der dauerhaften Verriegelung der Weichen sowie die 

Anbindung der Fahrleitungsanlagen sind in den Antragsunterlagen nachvollziehbar dargestellt. 
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Die betriebliche Nutzung beschränkt sich auf wenige Fahrten im Tageszeitraum. Eine neue oder 

erhöhte Gefährdung für den Betrieb oder Dritte ist nicht erkennbar. 

 

Die Regierung von Oberbayern, Sachgebiet 31.2, überwacht als technische Aufsichtsbehörde 

nach § 54 Abs. 1 Satz 3 PBefG die Einhaltung der Vorschriften der BOStrab. Sie führt in Erfül-

lung dieser Aufgaben auch die erforderlichen Prüfungen, das Zustimmungsverfahren, die Auf-

sicht und Inbetriebnahmen nach §§ 60, 61 und 62 BOStrab durch und trifft die notwendigen An-

ordnungen. Es darf nach § 60 BOStrab die Bauausführung aller Anlagen nur aufgrund von Un-

terlagen erfolgen, denen die Regierung von Oberbayern zugestimmt hat. Dies gilt auch für die 

Änderung von Bestandsbauwerken der Straßenbahn. Die Zustimmung zu konstruktiven Einzel-

heiten bleibt dem Verfahren nach § 60 BOStrab vorbehalten.  

Hierbei ist auch zu beachten, dass laut Antragsunterlagen die Nutzung der Fahrleitungsmasten 

auch für Anlagen der Straßenbeleuchtung und für Lichtzeichenanlagen geplant ist. Bei der Ein-

reichung der statischen Unterlagen im Rahmen des Zustimmungsverfahrens gem. § 60 BOStrab 

sind diese zusätzlichen Lasten entsprechend zu berücksichtigen. 

Es wird darauf hingewiesen, dass mit einer rechtzeitigen Verbescheidung des Antrags nach § 60 

BOStrab nur gerechnet werden kann, wenn der technischen Aufsichtsbehörde die erforderlichen 

Bauunterlagen mindestens 12 Wochen vor dem beabsichtigten Beginn der Bauausführung zur 

Prüfung vorgelegt werden. 

Gemäß § 37 PBefG dürfen außerdem Betriebsanlagen außer zur Feststellung der Gebrauchsfä-

higkeit nur in Betrieb genommen werden, wenn die Regierung von Oberbayern als technische 

Aufsichtsbehörde diese nach § 62 BOStrab vorher abgenommen hat.  

Zur Bauausführung in Zusammenhang mit der BOStrab-Betriebsanlage sind die notwendigen 

Antragsunterlagen den Vorschriften der BOStrab entsprechend einzureichen und der Baubeginn 

anzuzeigen. In diesem Zusammenhang wird die Nebenbestimmung 2.2.1 festgesetzt. 

 

Im Sinne der Barrierefreiheit für Menschen mit Mobilitätseinschränkungen wird die Nebenbe-

stimmung 2.2.2 festgesetzt. 

 

Im Bereich der Maßnahme befinden sich die beiden in der Unterhaltungslast der Landeshaupt-

stadt München stehenden Ingenieurbauwerke mit den Bauwerks-Nummern 46/123A, Stütz-

wände/Winkelstützwände Straßenunterführung Ständlerstraße unter der Strecke der DB Mün-

chen-Ost - Deisenhofen und München-Giesing - Kreuzstraße und 46/123D - Pumpstation Stra-

ßenunterführung Ständlerstraße unter der Strecke der DB München-Ost - Deisenhofen und 

München-Giesing - Kreuzstraße. 

Wie sich aus der planfestgestellten Unterlage 3.2, Lageplan Ständlerstraße M 1:500, ergibt, ist 

vorgesehen, einen Weichensteuerungsschrank unmittelbar am Bauwerk mit der Bauwerks-Num-

mer 46/123 A zu errichten. Dies erschwert den Unterhalt und eventuell erforderliche Instandset-

zungsarbeiten erheblich. 

Des Weiteren sind zwei Masten geplant, die ebenfalls sehr nah an den Bau- 

werken der Landeshauptstadt München positioniert sind. Diese enge räumliche Beziehung 

könnte ebenfalls die Wartungs- und Reparaturarbeiten beeinträchtigen.  

Zum Schutz dieser im Eigentum und der Unterhaltungslast der Landeshauptstadt München im 

Umfeld der Strecke bestehenden Bauwerke werden die Nebenbestimmungen 2.2.3 und 2.2.4 

festgesetzt. 

Gemäß Nebenbestimmung 2.2.4 ist der Weichensteuerungsschrank an der südlichen Straßen-

seite der Ständlerstraße im Rahmen der Bauausführung außerhalb des Einflussbereichs des 
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Stützwandbauwerks mit einem Mindestabstand von 1,50 m zu dieser zu versetzen. Aus den Äu-

ßerungen der Beteiligten im Planfeststellungsverfahren ließ sich entnehmen, dass eine solche 

Verschiebung innerhalb des Straßenbereichs technisch möglich ist, ebenso wie eine nach der 

Nebenbestimmung 2.2.4 etwaige erforderliche geringfügige Versetzung der Masten. Insoweit 

können diese Punkte im Detail der Ausführungsplanung überlassen werden, da sie nach dem 

Stand der Technik ohne Weiteres beherrschbar sind (vgl. BVerwG, Urteil vom 11.07.2019, Az. 9 

A 13.18). 

 

Die vorgesehene Baumaßnahme greift in den öffentlichen Straßenraum ein. Zur Sicherstellung 

der Erfüllung der Aufgaben der Landeshauptstadt München als Straßenbaulastträger wird die 

Nebenbestimmung 2.2.5 festgesetzt. Die Nebenbestimmung 2.2.6 stellt eine Beteiligung des 

Mobilitätsreferats sowie der Branddirektion der Landeshauptstadt München an der bauzeitlichen 

Verkehrsplanung sicher. 

 

Zur Sicherstellung der Aufrechterhaltung des Rettungsdienstes insbesondere während der Bau-

phase wird die Nebenbestimmung 2.2.7 festgesetzt.   

 

Zur Sicherung einer ordnungsgemäßen Verlegung und Behandlung der Ver- und Entsorgungs-

leitungen wird die Nebenbestimmung 2.2.8 festgesetzt. 

 

Das Mobilitätsreferat der Landeshauptstadt München hat in seiner Stellungnahme zum Verfah-

ren gebeten, die Standorte der Fahrleitungsmasten zu prüfen, die teilweise zwischen Gehbahn 

und Radweg liegen und jeweils an den Rand der Gehbahnen zu verlegen, da eine Situierung 

zwischen Gehbahn und Radweg zu einer zusätzlichen Einengung führt. 

Die Antragstellerin hat hierzu im Verfahren nachvollziehbar ausgeführt, dass eine Verle- 

gung aufgrund der baulichen Zwänge und zur Vermeidung weiterer Eingriffe in Privatgrundstü-

cke nicht möglich ist. Es handelt sich auch nur um wenige vereinzelte Masten. 

 

Zudem hat das Mobilitätsreferat der Landeshauptstadt München bemängelt, dass im Lageplan 

Ständlerstraße M 1:500, planfestgestellte Unterlage 3.2, an der Gehbahn und dem Radweg 

beim Zufahrtsbereich Betriebshof Ständlerstraße westlich der Hauptzufahrt eine Ampel im Plan 

fehlt. Die Antragstellerin hat insoweit zugesagt, diese in der Ausführungsplanung zu ergänzen.  

  

Zusätzlich hat das Mobilitätsreferat der Landeshauptstadt München darauf hingewiesen, dass 

an der Ständlerstraße auf Höhe Bau-km 0+590 direkt an den Gleisen südlich ein sehr schmaler 

Streifen Gehbahn gekennzeichnet ist und um Klarstellung gebeten, um was es sich hierbei han-

delt. Die Fläche sei nicht bemaßt, aber augenscheinlich für einen verkehrssicheren Halt von 

Fußgängern nicht geeignet, erst recht nicht für Menschen mit Behinderungen oder Hilfsmitteln, 

für Familien mit Kindern und Kinderwagen. Zudem gebe es auch kein Gegenstück auf der ge-

genüberliegenden Seite. 

Die Antragstellerin hat hierzu klargestellt, dass es sich bei der Fläche um eine Betriebseinrich-

tung der Straßenbahn handelt, nämlich die Ausstiegsfläche für Trambahnfahrer, um zu einem 

Schlüsselkontaktschalter zu gelangen, der die Weiche steuert, falls die automatische Steuerung 

ausgefallen ist. 

 

Aufgrund der Nähe zur Eisenbahnstrecke von München-Ost nach Deisenhofen und von Mün-

chen-Giesing nach Kreuzstraße sind auch die Auswirkungen auf und vom Eisenbahnbetrieb der 

DB zu berücksichtigen, allgemein während der Baumaßnahmen und insbesondere hinsichtlich 
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der Inanspruchnahme der Eisenbahnüberführung über die Ständlerstraße durch die Antragstel-

lerin zur Anbringung von elektrischen Schutzmaßnahmen. Wie bereits beschrieben, werden je 

Gleis, parallel zum Fahrdraht, zwei Prellleiter an der Unterkante der Brücke befestigt und mit der 

Erdungsanlage verbunden für den Fall eines Fahrdrahtrisses der Fahrleitung der Straßenbahn, 

die an sich nicht mit der Eisenbahnbrücke baulich verbunden ist. Ferner wird ein Berührungs-

schutz an den beiden Brückenkappen angebracht, um die elektrischen Schutzabstände für Per-

sonen, die sich auf der Eisenbahnüberführung aufhalten, insbesondere Instandhaltungspersonal 

der DB, zur Straßenbahn-Fahrleitung einhalten zu können. Erdungsvorrichtungen zum Schutz 

vor Berührungsspannungen, Streuströmen, Verschleppung der Fahrleitungsspannung und Po-

tentialausgleich infolge der Querung durch die mit Gleichstrom fahrenden Straßenbahn sollen 

angebracht werden, zusätzlich ist laut Antragsunterlagen der Einbau von Fangschienen im 

Tramgleisbereich zum Schutz des Brückenpfeilers gegen Anprall infolge Entgleisung einer Stra-

ßenbahn vorgesehen.  

Die grundsätzliche Konzeption, dass die bestehende Eisenbahnüberführung über die Ständler-

straße von dieser Straße unterfahren wird, ändert sich nicht, so dass eine Änderung der beste-

henden Kreuzungsvereinbarung zwischen Landeshauptstadt München und DB nicht erforderlich 

erscheint. Zukünftig wird die Brücke zusätzlich von den beiden zum Betriebsgelände führenden 

Straßenbahngleisen unterfahren, wofür die Antragstellerin plant, in einer Gestattungsvereinba-

rung mit der DB InfraGO AG technisch erforderliche Schutzmaßnahmen für den Eisenbahnbe-

trieb aufgrund des neu hinzukommenden Verkehrsträgers Straßenbahn als Teil der Straße zu 

regeln. Die Antragstellerin plant laut Antragsunterlagen, beim Einbau der Straßenbahngleise si-

cherzustellen, dass das Fundament des Brückenpfeilers nicht untergraben und der Brückenpfei-

ler sowie die gesamte Eisenbahnbrücke vor bauzeitlichen Beschädigungen geschützt wird. Dies 

soll in geeigneter Weise in Form einer Beweissicherung dokumentiert werden. 

Vorsorglich werden im Hinblick auf den Eisenbahnbetrieb die Nebenbestimmungen 2.2.9 und 

2.2.10 festgesetzt.  

 

4.       Brandschutz, Arbeitsschutz 

 

Zur Sicherstellung der uneingeschränkten Erreichbarkeit und Nutzbarkeit der Feuerwehrzu-

fahrts- und -aufstellflächen sowie des zweiten Rettungsweges wird vorsorglich die Nebenbestim-

mung 2.3.1 festgesetzt.  

Die Branddirektion der Landeshauptstadt München hat im Verfahren darauf hingewiesen, dass 

eine Prüfung der Flächen für die Feuerwehr einzelner Gebäude im Zuge des Vorhabens durch 

sie nicht erfolgt; die Nebenbestimmung 2.3.1 hat die Antragstellerin insoweit eigenverantwortlich 

umzusetzen. 

Die Branddirektion hat zudem darauf hingewiesen, dass die Ständlerstraße in der Liste der für 

die Hilfsfrist nach Ziffer 1.2 der Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums des In-

nern, für Sport und Integration über den Vollzug des Bayerischen Feuerwehrgesetzes (VollzBek-

BayFwG) relevanten Straßen enthalten ist, da sie in Bereiche führt, die bereits im Bestand nicht 

innerhalb der gesetzlich festgelegten Hilfsfrist von 10 Minuten erreichbar sind, und dementspre-

chend als für das Erreichen der Bereiche Harlaching und Siedlung am Perlacher Forst essenzi-

elle sogenannte rote Straße eingestuft wird. Sie hat Bedenken gegen eine Verschlechterung des 

aktuellen verkehrlichen Zustands geäußert und gefordert, der bestehende Platzbedarf im öffent-

lichen Raum müsse zwingend beibehalten werden, wobei potenzielle Verbesserungen wie die 

Mitbenutzung von Radwegen, Tramgleisen oder Busspuren im Rahmen der Planung zu berück-

sichtigen seien. 
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Die Antragstellerin hat hierzu im Verfahren nachvollziehbar ausgeführt, dass sich bezüglich der 

Hilfsfristrelevanz im Endausbau keine Änderung des Feuerwehrfahrzeugen zur Verfügung ste-

henden Verkehrsraums in der Ständlerstraße ergibt, da der Endausbau durchgehend zwei Fahr-

spuren vorsieht und damit überall ein Ausweichen des motorisierten Individualverkehrs und Frei-

gabe einer Fahrspur für Feuerwehrfahrzeuge möglich ist. Die zusätzliche Herstellung eines Ab-

stichs des Bordanschlags zwischen Fahrbahn und Radweg, um dem motorisierten Individualver-

kehr ein Befahren des Radwegs zum Zweck der Bildung einer Rettungsgasse beim Herannahen 

von Fahrzeugen der Hilfsorganisationen auf Alarmfahrten zu ermöglichen, erscheint möglich, 

aber im Rahmen des Baus der Straßenbahnstrecke nicht erforderlich, zumal der geplante Rad-

weg außerhalb der Planfeststellungsgrenze liegt. Diese Herstellungsmaßnahmen können gege-

benenfalls durch die Landeshauptstadt München in einem eigenen Verfahren durchgeführt wer-

den. 

Während der Bauzeit ist mit den üblichen Einschränkungen des Verkehrsraums zu rechnen. 

Diese werden über verkehrsrechtliche Anordnungen genehmigt. Die Antragstellerin hat zuge-

sagt, die von ihr zu beauftragenden Baufirmen zu verpflichten, Abdeckplatten für die Überfah-

rung von Gräben bereit zu halten und bei der Stellung von Baken auf einen Versatz zu achten, 

um ein Ausweichen des Kraftfahrzeugverkehrs in den Seitenraum zu ermöglichen. Die Neben-

bestimmung 2.2.6 stellt eine Beteiligung der Branddirektion der Landeshauptstadt München an 

der bauzeitlichen Verkehrsplanung sicher. 

 

Aus den planfestgestellten Unterlagen sind keine Mängel hinsichtlich des baulichen Arbeits-

schutzes ersichtlich. Für das Einrichten und Betreiben als Arbeitsstätte sind die Vorgaben der 

Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV) und der entsprechenden Technischen Regeln für Arbeits-

stätten (ASR), herausgegeben von der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin 

(BAuA), anzuwenden. Die Festsetzung von weiteren gesonderten Nebenbestimmungen zum Ar-

beitsschutz ist nicht erforderlich. 

 

5.  Immissionsschutz 

 

Die Antragstellerin hat zu den Lärmauswirkungen aus dem Betrieb der neugebauten Straßen-

bahnbetriebsanlage als Bestandteil der Antragsunterlagen ein Gutachten des Sachverständigen-

büros em plan vom September 2024 mit Anlagen vorgelegt; diese Unterlagen sind als planfest-

gestellte Unterlagen 9.1 bis einschließlich 9.6.2 Bestandteil dieses Planfeststellungsbeschlus-

ses. Die vom Sachverständigen durchgeführten schalltechnischen Untersuchungen sind zu dem 

Ergebnis gekommen, dass sich im Nachtzeitraum an zahlreichen Anwesen im Umgriff der Maß-

nahme eine wesentliche Änderung, teilweise verbunden mit einer Überschreitung der Grenz-

werte der 16. BImSchV aus Straßenbahnverkehr bzw. eine Erhöhung der Summe aus dem Ge-

samtlärm, bestehend aus Straßenbahn-, Straßen- und Eisenbahnverkehr, ergibt. Im Einzelnen 

kommen die schalltechnischen Untersuchungen zum Ergebnis, dass im Vergleich zum Prog-

nose-Nullfall ohne Bau der Tram und ohne die gemäß Antragsunterlagen vorgesehenen aktiven 

Schallschutzmaßnahmen hochliegendes Rasengleis und lärmarmer Fahrbahnbelag Splittmasti-

xasphalt 8 durch die geplante Neubaustrecke nebst Straßenumbau bei der Betrachtung des 

Straßenbahnlärms an 15 Anwesen und bei der Betrachtung des Gesamtlärms aus Straßenbahn, 

Straßenverkehr und Eisenbahn an 4 von diesen Anwesen sowie an drei weiteren Anwesen 

Überschreitungen der Grenzwerte der 16. BImSchV zu prognostizieren sind. Hiervon sind bei 

der Betrachtung des Straßenbahnlärms an zwei Anwesen und bei der Betrachtung des Gesamt-

lärms aus Straßenbahn, Straßenverkehr und Eisenbahn ebenfalls an diesen zwei Anwesen so-

wie an fünf weiteren Anwesen Überschreitungen des potenziell gesundheitsgefährdenden 
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Schwellenwerts im Nachtzeitraum zu prognostizieren. Im Tagzeitraum sowie aus reinem Stra-

ßenverkehr ergeben sich keine Grenzwertüberschreitungen. 

Die Regierung von Oberbayern hat nach Würdigung der Behördenstellungnahmen und Einwen-

dungen im Verfahren keine Zweifel an der Plausibilität der Feststellungen des Schallgutachtens.  

Die gegebenen Lärmbetroffenheiten können, wie auch die im Verfahren durchgeführte Behör-

denanhörung bestätigt hat, nicht mittels städtebaulich vertretbarer aktiver Maßnahmen in Form 

des Baus von Schallschutzwänden bewältigt oder deutlich gemindert werden. Als zielführendes 

Schallschutzkonzept werden für die betroffenen Anwesen hinsichtlich der Platzverhältnisse, 

städtebaulicher Belange sowie der Gebäudehöhen Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen 

zum einen in Form von Schallschutzmaßnahmen am Fahrweg - begrünte Bahnkörper in Form 

von Rasengleis mit hochliegender Vegetationsebene und Einbau eines lärmarmen Splittmasti-

xasphalt 8 - sowie zum anderen passive Schallschutzmaßnahmen an Gebäuden als zweckmä-

ßig erachtet. Gemäß den Ausführungen des Gutachtens beträgt die mittlere Pegelminderung ei-

nes Rasengleises mit hochliegender Vegetationsebene gegenüber einem Schwellengleis im 

Schotterbett 4 dB(A) und eines Fahrbahnbelags aus Splittmastixasphalt 8 gegenüber Asphaltbe-

ton 2 dB(A). Unter Berücksichtigung dieser vorgesehenen Vermeidungs- und Minderungsmaß-

nahmen können erhebliche Beeinträchtigungen ausgeschlossen werden. 

Hinsichtlich der Verlegung des Splittmastixasphalts 8 in den Bereichen, in denen innerhalb der 

Planfeststellungsgrenze der Einbau eines Asphaltgleises vorgesehen ist, wird vorsorglich, wie 

auch von der Landeshauptstadt München in ihrer Stellungnahme zum Verfahren gefordert 

wurde, die Nebenbestimmung 2.4.1 festgesetzt. Diese enthält zudem die Regelung, dass die 

Zahl der Betriebsfahrten auf der planfestgestellten Strecke – Ein- und Ausrückfahrten sowie 

sonstige Betriebsfahrten - pro Tag – 6 bis 22 Uhr - 102 und pro Nacht – 22 bis 6 Uhr - 112 nicht 

überschreiten darf, um sicherzustellen, dass die Eingangsparameter des Gutachtens nicht über-

schritten werden. 

Dies zugrundegelegt, besteht für die Eigentümer und ständigen Bewohner sowie ständigen Nut-

zer aller Gebäudeteileinheiten, für die in den planfestgestellten Unterlagen 9.5.1, Tabelle Beur-

teilungspegel Schiene Prognose-Planfall 2035 und/oder 9.5.3, Tabelle Beurteilungspegel 

Summe Straße und Schiene Prognose-Nullfall und -Planfall 2035 in der Spalte „Anspruch auf 

LS“ der Buchstabe „N“ eingetragen ist, gegenüber der Antragstellerin dem Grunde nach ein An-

spruch auf Kostenersatz für die Ausrüstung der in der Anlage zur 24. BImSchV genannten 

Räume, die jeweils unmittelbar hinter den untersuchten Immissionspunkten liegen, mit passiven 

Schallschutzvorsorgemaßnahmen. Da sich, wie ausgeführt, wirksame aktive Schallschutzmaß-

nahmen in Form des Baus von Lärmschutzwänden in den genannten Bereichen nicht realisieren 

lassen, muss der Antragstellerin auferlegt werden, den Schallschutz durch diese passiven 

Schallschutzmaßnahmen im Sinn der 24. BImSchV zu realisieren. Diese Verordnung sieht den 

Kostenersatz durch den Vorhabensträger für den Einbau von Lärmschutzfenstern und Lüftungs-

anlagen in zu schützenden Wohnräumen vor. Der Kostenersatz entfällt, wenn die Fenster an 

den betreffenden Stellen bereits mit genügendem technischem Standard ausgeführt sind.  

Die Anordnung des Kostenersatzes für passive Schallschutzmaßnahmen entsprechend dieser 

Verordnung ist geeignet und erforderlich, um den Schutz der Anwohner vor Belästigungen und 

Gesundheitsgefahren aus dem Straßen- und Straßenbahnverkehrslärm insgesamt zu gewähr-

leisten. Maßnahmen zum Schallschutz als Folge der Baumaßnahme werden somit wie in der 

Nebenbestimmung 2.4.2 festgelegt erforderlich. 

 

Hinsichtlich des Betriebs des in der planfestgestellten Unterlage 3.4a, Ergänzungsplan Interim-

strassierung an Bestandsgleis Tektur A M 1:500 dargestellten Interimsgleisanschlusses hat die 
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Antragstellerin als Anhang zur planfestgestellten Unterlage 1.2a, Erläuterungsbericht Interims-

gleisanschluss Tektur A, eine schalltechnische Untersuchung des Sachverständigenbüros em 

plan vom Oktober 2025 mit Anlagen vorgelegt, die sich nach Würdigung im Verfahren ebenfalls 

als schlüssig erweist. In dieser Untersuchung wird eine gesonderte schalltechnische Prognose 

für die dem Interimsgleisanschluss am nächsten liegenden Gebäude Ständlerstraße 26 – dieses 

befindet sich auf dem Betriebshofgelände - und 35 – dieses befindet sich gegenüber der Grund-

stücksgrenze auf der anderen Seite der Ständlerstraße an der Kreuzung zur Aschauer Straße - 

durchgeführt.  

Für den Interimsgleisanschluss ist ein baulicher Eingriff in die bestehenden Gleisanlagen auf 

dem Gelände der Hauptwerkstatt erforderlich. Bei der Baumaßnahme handelt es sich somit um 

eine Änderung der Gleise einer nicht öffentlich gewidmeten Verkehrsanlage auf einem Betriebs-

gelände. Die daher auf Grundlage der Sechsten Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum 

Bundes-Immissionsschutzgesetz (TA Lärm) durchgeführte Untersuchung kommt zu dem Ergeb-

nis, dass sich die Lärmsituation durch die Gleislageverschiebung des Ausrückgleises nach Os-

ten gegenüber dem Bestand und bei unveränderter Zugfrequenz nur im Zehntelbereich der 

dB(A) verändert, die einschlägigen Immissionsrichtwerte an allen Gebäudeteilen – hier wird zu-

treffend der Tagwert betrachtet, da ja zur bestehenden Hauptwerkstätte lediglich Werkstattfahr-

ten stattfinden und keine Ein- und Ausrückfahrten - um mindestens 26 dB(A) unterschritten wer-

den und somit schädliche Umwelteinwirkungen nicht zu besorgen sind. Im Interesse des Vorsor-

gegedankens der §§ 1 Abs. 1, 22 Abs. 1 BImSchG wird dennoch auch für diesen Bereich durch 

die Nebenbestimmung 2.4.1 der Einbau des lärmarmen Splittmastixasphalts angeordnet. 

 

Die Landeshauptstadt München hat im Verfahren zudem darauf hingewiesen, dass sich durch 

die zu erwartende Zunahme der Trambahnfahrten aus den zusätzlichen Betriebsfahrten zusam-

men mit dem Linienbetrieb für den Prognosehorizont 2035 nachteilige Umweltauswirkungen ins-

besondere durch Lärmimmissionen auch außerhalb der Planfeststellungsgrenzen an der beste-

henden Strecke im bisherigen Linienbetrieb der Tram 18 zwischen Ostfriedhof und der Halte-

stelle Schwanseestraße ergeben können. 

Die Antragstellerin hat hierauf jedoch nachvollziehbar erwidert, dass diese mittelbaren Auswir-

kungen ursächlich dem Neubau des Straßenbahnbetriebshofs in der Ständlerstraße, für den bei 

der Regierung von Oberbayern wie ausgeführt ein eigenes Planfeststellungsverfahren anhängig 

ist, zuzuordnen sind. Inhalt der Planung für den neuen Straßenbahnbetriebshof ist, wie auch aus 

dem Erläuterungsbericht für die hier genehmigte Zulaufstrecke, planfestgestellte Unterlage 1.1, 

Ziffern 1.1 und 3.1, hervorgeht, eine nächtliche Abstellung von rund 100 Straßenbahnfahrzeu-

gen mit der Folge von bis zu 214 Betriebsfahrten pro Tag, während in der Hauptwerkstatt derzeit 

nur Wartungen und Reparaturen von Straßenbahnfahrzeugen stattfinden und aus diesem Grund 

weniger als 6 Fahrten pro Tag auf der Zulaufstrecke stattfinden. Durch die hier ausgesprochene 

Genehmigung und den Bau der Zulaufstrecke ändert sich nichts an diesem tatsächlichen Zu-

stand. Die mittelbaren Auswirkungen für den Bereich außerhalb des baulichen Eingriffs der hier 

planfestgestellten Zulaufstrecke bis zum Ostfriedhof sind im Planfeststellungsverfahren für den 

Neubau des Straßenbahnbetriebshofs in der Ständlerstraße, der bei der Regierung von 

Oberbayern unter dem Aktenzeichen 3568.23.2_04-16-3 geführt wird, zu betrachten. Bei der Be-

standsstrecke zwischen Schwanseestraße und Ostfriedhof, an der in diesem Verfahren keine 

baulichen Änderungen vorgenommen werden, handelt es sich um einen genehmigten Altbe-

stand, für den keine immissionsschutzrechtlichen Betriebsbeschränkungen bestehen. Es ist da-

von auszugehen, dass immissionsschutzrechtliche Gesichtspunkte der Anlieger dieser Strecke 

im Genehmigungsverfahren des Straßenbahnbetriebshofs kein unüberwindbares Hindernis dar-

stellen.   
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Auch zu den zu erwartenden Erschütterungen aus dem Betrieb der Zulaufstrecke hat die Antrag-

stellerin als Bestandteil der Antragsunterlagen ein Gutachten des Sachverständigenbüros em 

plan vom September 2024 samt Anlagen vorgelegt; diese Unterlagen sind als planfestgestellte 

Unterlagen 11.1 bis 11.5 Bestandteile dieses Planfeststellungsbeschlusses. Die vom Sachver-

ständigen durchgeführten Untersuchungen sind zu dem Ergebnis gekommen, dass die Anhalts-

werte für Erschütterungen nach DIN 4150 in benachbarten Gebäuden durch den Betrieb nicht 

überschritten werden. Dies gilt sowohl für den Streckenabschnitt entlang der Schwanseestraße 

als auch entlang der Ständlerstraße. Auch die Anforderungen der 24. BImSchV für den Sekun-

därluftschall werden klar eingehalten.  

Die Regierung von Oberbayern hat nach Würdigung der im Verfahren eingegangenen Stellung-

nahmen der Behörden und Einwendungen auch keine Zweifel an der Plausibilität der Feststel-

lungen des Erschütterungsschutz- und Sekundärluftschallgutachtens.  

Die Festsetzung von Nebenbestimmungen zum Erschütterungsschutz ist nicht erforderlich.  

 

Hinsichtlich des Schutzes der Anwohner während der Bauzeit ist mit einer Überschreitung der 

Richtwerte der AVV Baulärm zu rechnen. Die Antragstellerin hat zu den Lärmauswirkungen aus 

den Baumaßnahmen als Bestandteil der Antragsunterlagen ebenfalls ein Gutachten des Sach-

verständigenbüros em plan vom Oktober 2023 vorgelegt, welches samt anhängenden Lageplä-

nen und Tabellen als planfestgestellte Unterlagen 10.1 bis 10.13 Bestandteil dieses Planfeststel-

lungsbeschlusses ist. Aus dem Betrieb der Baustelleneinrichtungsflächen sind nach dem Gut-

achten keine relevanten Überschreitungen der Immissionsrichtwerte zu erwarten. In einzelnen 

Bauphasen ist allerdings vor allem hinsichtlich der Wohnhäuser an der Schwanseestraße wäh-

rend Asphaltabbruch- und Mastgründungsarbeiten mit einer Überschreitung der Immissionsricht-

werte um bis zu 11 dB(A) zu rechnen. In den übrigen Bereichen treten angesichts der geringe-

ren Schutzbedürftigkeit der dortigen Nutzungen – Mischgebiet und Gewerbe – keine oder nur 

deutlich geringere Überschreitungen auf. Die Überschreitungen treten dabei lediglich während 

einiger Tage in Folge auf, wobei anschließend wieder Pausen gegeben sind. Die Antragsunter-

lagen enthalten Minderungsmaßnahmen zur Vermeidung und Reduzierung der gegebenen bau-

bedingten Lärmimmissionen.  

Die Regierung von Oberbayern hat auch an der Plausibilität dieses Gutachtens nach durchge-

führter Fachstellenanhörung keine Zweifel.  

Maßnahmen zum Schutz gegen Baulärm als Folge der Baumaßnahme werden nach Würdigung 

der Aussagen des Gutachtens und der Behördenstellungnahmen im Verfahren wie in den Ne-

benbestimmungen 2.4.3 bis 2.4.5 festgelegt erforderlich. Die Regierung von Oberbayern behält 

sich zudem, sollten sich im Laufe der Bautätigkeit Anhaltspunkte für nicht prognostizierte Baulär-

mimmissionen ergeben, ausdrücklich das Treffen zusätzlicher Anordnungen gemäß Ziffer 3. die-

ses Beschlusses vor. 

 

Im Hinblick auf baubedingte Erschütterungen ist angesichts der Entfernung der im Baulärmgut-

achten untersuchten Gebäude zur Baustelle davon auszugehen, dass die zum Baulärm in den 

Nebenbestimmungen 2.4.3 bis 2.4.5 vorgesehenen Minderungsmaßnahmen auch ausreichend 

sind, die baubedingten Erschütterungen auf ein unerhebliches Minimum zu beschränken. 

 

Die Auswirkungen des elektrischen Fahrbetriebs hinsichtlich elektromagnetischer Felder liegen, 

wie ein weiteres von der Antragstellerin als Bestandteil der Antragsunterlagen vorgelegtes Gut-

achten des Ingenieurbüros Müller-BBM vom Februar 2023, welches als planfestgestellte Unter-

lage 13. Bestandteil dieses Planfeststellungsbeschlusses ist, schlüssig darlegt, deutlich unter 
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den Grenzwerten der als technische Regel einschlägigen Europäischen Ratsempfehlung 

1999/519/EG. Auch eine Störung der Sicherheit der Träger aktiver und passiver Körperhilfsmittel 

ist nicht zu besorgen. Die Festsetzung gesonderter Nebenbestimmungen ist insoweit nicht erfor-

derlich.  

 

Auch nennenswerte Staub- und Geruchsbelastungen während der Bauzeit können durch geeig-

nete Bauverfahren und zusätzliche Vorkehrungen bei Einhaltung der Nebenbestimmung 2.4.6 

ausgeschlossen werden.  

 

Zur Vermeidung von Luftverunreinigungen während der Bauzeit wird die Nebenbestimmung 

2.4.7 festgesetzt. 

 

6. Naturschutz, Artenschutz 

 

Die Antragstellerin hat den Antragsunterlagen als Unterlagen 14.1, 14.2 und 14.3 einen durch 

das Ingenieurbüro für kommunale Planungen KomPlan, Landshut, aufgestellten landschaftspfle-

gerischen Begleitplan beigefügt. In diesem werden schlüssig und nachvollziehbar die vorhande-

nen Naturraum- und Nutzungstypen und die durch das Vorhaben hervorgerufenen Eingriffe er-

mittelt. Dafür werden entsprechende Vermeidungs- und Minderungs- sowie Ersatzmaßnahmen 

festgelegt. Es liegt ein detailliertes Pflege- und Entwicklungskonzept vor. Hinsichtlich des Vor-

kommens besonders geschützter Tier- und Pflanzenarten hat die Antragstellerin zudem als Un-

terlage 14.4 eine durch das Ingenieurbüro Naturgutachter, Freising, angefertigte Habitatanalyse 

den Antragsunterlagen beigefügt, die nach Anhörung der Fachstellen im Verfahren ebenfalls als 

plausibel zu bewerten ist.  

Die Vorhabensfläche umfasst keine Natura-2000-Gebiete oder Schutzgebiete nach den §§ 23 

bis 30 BNatSchG. Landschaftsschutzgebiete, artenschutzkartierte Gebiete oder Biotope werden 

von der Maßnahme ebenfalls nicht betroffen. Es finden sich, wie in der Habitatanalyse nachvoll-

ziehbar dargelegt wird, keine Hinweise auf das Vorkommen besonders geschützter Tier- oder 

Pflanzenarten im planfestgestellten Bereich oder in dessen näherem Umfeld. Verbotstatbe-

stände nach § 44 BNatSchG werden durch die Maßnahme nicht verwirklicht. Es sind auch keine 

Feuchtgebiete, Wälder oder größeres Offenland betroffen. 

Für das Vorhaben müssen laut landschaftspflegerischem Begleitplan entlang der Ständlerstraße 

sechs Bäume – zwei nördlich, zwei südlich sowie zwei im Mittelteiler - gerodet werden. Für zwei 

dieser Bäume im Kreuzungsbereich mit der Schwanseestraße – einer nördlich und einer südlich 

der Ständlerstraße - soll zunächst versucht werden, diese mit Hilfe einer Umweltbaubegleitung 

sowie entsprechenden Wurzelschutzmaßnahmen zu erhalten. Sollte dies nicht möglich sein, sol-

len auch diese gerodet werden. Des Weiteren müssen östlich und westlich der Schwansee-

straße am nördlichen Ende der Wendeschleife je ein weiterer Baum gerodet werden sowie zwei 

weitere Bäume im Innenbereich der Wendeschleife. Sämtliche Bäume sind durch die Baum-

schutzverordnung der Landeshauptstadt München (BaumschutzV) geschützt, weisen jedoch 

keine Brutplatzeigenschaften auf. 

Zudem erfolgt ein geringfügiger Eingriff in Rasenflächen. Dieser wird jedoch durch die Wieder-

anlage von Grünflächen entlang der Verkehrsflächen im Vorhabensbereich sowie der Rasen-

gleisflächen mehr als vollständig kompensiert. 

Im Einzelnen sind im landschaftspflegerischen Begleitplan folgende Vermeidungs- und Minde-

rungsmaßnahmen vorgesehen, deren Beachtung vorsorglich nochmals durch die Nebenbestim-

mung 2.5.1 verbindlich festgesetzt wird: 
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Vorgesehen ist zunächst als Maßnahme 1V, das Anbringen von Schutzvorkehrungen für zu er-

haltende Gehölze im unmittelbaren Arbeitsbereich im Zuge der Baumaßnahme bedarfsweise 

vorzusehen, um Schädigungen der Bäume zu vermeiden. 

Weiterhin ist vorgesehen als Maßnahme 2V, während der Baumaßnahme großen Wert auf eine 

sachgerechte Lagerung des Oberbodens sowie die Einhaltung von Sicherheitsvorschriften zur 

Minimierung von Bodenverdichtungen und zur Verhinderung von Grundwasserbelastungen zu 

legen. Die Lagerplätze und Baustelleneinrichtungsflächen dürfen ausschließlich in den hierfür 

vorgesehenen Bereichen südlich der Ständlerstraße gegenüber der Einmündung der Schwan-

seestraße eingerichtet werden. 

Als Maßnahme 3V ist eine Bauzeitenbeschränkung vorgesehen: Vorbereitende Maßnahmen - 

Rodungen der im Bereich des Baufeldes stockenden Gehölze und Baufeldfreimachungen - dür-

fen grundsätzlich nur außerhalb der Brut- und Aufzuchtzeit von Vögeln von Anfang Oktober bis 

Ende Februar entsprechend § 39 BNatSchG erfolgen. 

Als ebenfalls im landschaftspflegerischen Begleitplan vorgesehene und durch die Nebenbestim-

mung 2.5.3 nochmals verbindlich festgesetzte Ersatzmaßnahme 1E für die Fällung der 8-10 Ge-

hölze wird eine Neupflanzung von 10 Bäumen mit einem Stammumfang von 30-35 cm, hiervon 

einer östlich der Schwanseestraße am Nordende der Wendeschleife und sieben im Innenbe-

reich der Wendeschleife im Rahmen der Wiederbegrünung der Vorhabensfläche vorgesehen.  

Die untere Naturschutzbehörde der Landeshauptstadt München hatte in einer ersten Stellung-

nahme zum Verfahren ausgeführt, dass die Notwendigkeit der Fällungen der Bäume an der 

Kreuzung Ständlerstraße/Schwanseestraße, an der Schwanseestraße und im Innenbereich der 

Wendeschleife Schwanseestraße für sie unklar ist und um eine nähere Erläuterung gebeten.  

Hinsichtlich der vier Bäume unmittelbar östlich der Kreuzung Ständlerstraße/Schwanseestraße - 

sowohl auf der Nord- als auch der Südseite – hat die Antragstellerin ausgeführt, dass Grund für 

ihre Entfernung bzw. mögliche Entfernung ist, dass die Fußgängerquerung gemäß aktueller 

städtischer Vorgaben des Bau- und Mobilitätsreferats barrierefrei ausgebaut wird. Zudem wer-

den die Radwege gemäß den Vorgaben des Radentscheids München – Beschluss des Stadtrats 

vom 24.07.2019 - verbreitert. Es handelt sich insgesamt somit um anlässliche Maßnahmen der 

Landeshauptstadt München ohne eine sich direkt aus dem Straßenbahnbauvorhaben erge-

bende Notwendigkeit. Der planfestgestellten Unterlage 3.1, Lageplan Schwanseestraße M 

1:500, kann entnommen werden, dass dieser Bereich außerhalb der Planfeststellungsgrenzen 

liegt. Somit ist die Baumfällung dieser vier Bäume aufgrund des vorliegend genehmigten Stra-

ßenbahnvorhabens nicht gestattet, was in der Nebenbestimmung 2.5.2 zum Ausdruck kommt.  

Die übrigen sechs im landschaftspflegerischen Begleitplan als zu fällen bezeichneten Bäume 

dürfen aufgrund der in den Antragsunterlagen plausibel dargestellten Notwendigkeit ihrer Besei-

tigung für das Straßenbahnbauprojekt antragsgemäß gefällt werden. 

Die Notwendigkeit der Fällung der beiden Bäume nördlich der Wendeschleife Schwanseestraße 

begründet sich aus der Notwendigkeit der Verlegung der Fußgängerüberquerungsstelle aus 

dem neuen Weichenbereich heraus.  

Die Notwendigkeit der Fällung der beiden Bäume im Inneren der Wendeschleife auf der Ostseite 

etwas nördlich der Mitte zwischen Nord- und Südende der Wendeschleife begründet sich aus 

der Notwendigkeit der Anlegung einer befestigten Aufstellfläche innerhalb der Grünfläche, um 

den aufgrund der Gleisverlegung verlegten Einsteigschacht in einen Kanal der MSE für War-

tungs- und Reinigungsarbeiten erreichen zu können.  

Die Notwendigkeit der Fällung der beiden Bäume im Mittelteiler der Ständlerstraße begründet 

sich aus dem Bau der Straßenbahngleise in diesem Bereich. 

Die für die Fällung der sechs Bäume notwendige Befreiung nach § 5 Abs. 3 BaumschutzV in der 

bis zum 31.12.2025 geltenden Fassung – diese Altfassung ist aufgrund von § 14 Abs. 1 der ab 
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dem 01.01.2026 geltenden Fassung der BaumschutzV hier anzuwenden - i. V. m. § 67 Abs. 1 

Satz 1 Nr. 1 BNatSchG, zu der die untere Naturschutzbehörde der Landeshauptstadt München 

in einer weiteren Stellungnahme zum Verfahren ihr Einvernehmen erklärt hat, kann aus Gründen 

des dargestellten öffentlichen Interesses am Bau der Straßenbahnstrecke, das das Interesse am 

Erhalt der Bäume im vorliegenden Fall überwiegt, erteilt werden; sie ist von der Konzentrations-

wirkung dieses Planfeststellungsbeschlusses umfasst. 

Unberührt hiervon sind gemäß Nebenbestimmung 2.5.3 sämtliche 10 vorgesehenen Ersatz-

pflanzungen durchzuführen. Durch die zahlenmäßige Überschreitung der 10 Ersatzpflanzungen 

gegenüber den nunmehr 6 genehmigten Baumfällungen kann sichergestellt werden, dass, wie 

die höhere Naturschutzbehörde der Regierung von Oberbayern im Verfahren gefordert hat, im 

Verlauf der Baumaßnahme zufällig ausgefallene oder abgestorbene weitere Bäume unverzüg-

lich und fachgerecht durch gleichwertige Nachpflanzungen ersetzt werden und auf jeden Fall 

mindestens ein 1:1-Ersatz erfolgt. So kann auf längere Sicht auch ein negativer Effekt für das 

Stadtklima aufgefangen werden. Durch die Nebenbestimmung 2.5.3 wird außerdem der Forde-

rung der Fachbehörden der Landeshauptstadt München Rechnung getragen, bei den Ersatz-

standorten darzustellen, dass die Entwicklung der Bäume nicht durch notwendige Leitungen 

dauerhaft beeinträchtigt ist und dass im Hinblick auf Art. 5 BayBO und Nr. 11 der Richtlinien 

über Flächen für die Feuerwehr die Positionen der neu gepflanzten Bäume zwischen den Auf-

stellflächen für Hubrettungsfahrzeuge und der anzuleiternden Gebäudeaußenwand so zu wäh-

len sind, dass auch bei ausgewachsenen Baumkronen die zum Anleitern bestimmte Stelle jeder 

Nutzungseinheit eingesehen und uneingeschränkt angeleitert werden kann. Aus den Stellung-

nahmen der Fachbehörden im Planfeststellungsverfahren ließ sich entnehmen, dass eine etwa 

notwendige geringfügige Verschiebung der Baumstandorte technisch möglich ist. Insoweit kann 

auch dieser Punkt im Detail der Ausführungsplanung überlassen werden, da er nach dem Stand 

der Technik ohne Weiteres beherrschbar ist. 

Aufgrund weiterer Forderungen der Naturschutzfachbehörden im Verfahren werden die Neben-

bestimmungen 2.5.4 bis 2.5.6 festgesetzt, um vermeidbare Beeinträchtigung der Natur zu ver-

hindern. 

Die untere Naturschutzbehörde hat im Verfahren auch zutreffend darauf hingewiesen, dass in 

der Habitatanalyse, planfestgestellte Unterlage 14.4, lediglich die beantragte Fällung dreier 

Bäume untersucht wird. Die Fällung eines Baumes auf der Ostseite der Schwanseestraße am 

nördlichen Ende der Wendeschleife wird hingegen nicht untersucht, ebensowenig die Fällung 

der beiden Bäume im Inneren der Wendeschleife. Die untere Naturschutzbehörde hat gefordert, 

zu diesen Bäumen einen Plan nachzureichen. Soweit bei zu fällenden Bäumen Habitatpotential 

für geschützte Vogel- und/oder Fledermausarten festgestellt würde, seien diese vor Fällung 

nochmals zu untersuchen. Jedes potenzielle Quartier - Spalte oder Höhle -, das an den zu fäl-

lenden Bäumen sei, sei durch zwei Vogelkästen und zwei Fledermauskästen zu ersetzen. Diese 

Kästen seien in unterschiedlichen Ausführungen - Höhlenkästen, Halbhöhlenkasten, Ganzjah-

resquartier, Spalten und Höhlenquartier - anzubringen. Die Ersatzmaßnahmen seien in einem 

Plan darzustellen. Die Kästen seien dauerhaft zu warten. Finde sich ein bestätigtes Quartier an 

einem zu fällenden Baum, sei mit der Landeshauptstadt München, Referat für Klima- und Um-

weltschutz, Untere Naturschutzbehörde, Rücksprache zu halten. 

Die Antragstellerin hat hierzu im Verfahren schlüssig vorgetragen, dass bei sämtlichen zu fällen-

den Bäumen aktuell keine Habitate nachgewiesen sind. Sie hat zugesagt, im Zuge der Umwelt-

baubegleitung vor Fällung eine Habitatsüberprüfung sämtlicher zu fällender Bäume durchzufüh-

ren. Sollten Habitate nachgewiesen werden, würden entsprechende Ersatzmaßnahmen vorge-

nommen. Die Festsetzung der Nebenbestimmung 2.5.7 ist diesbezüglich angemessen, aber 

auch ausreichend.  
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Mit der Umsetzung des landschaftspflegerischen Begleitplans, wie in Nebenbestimmung 2.5.1 

festgesetzt, sowie durch die Einhaltung der zusätzlich angeordneten Nebenbestimmungen 2.5.1 

bis 2.5.7 zum Natur- und Artenschutz können insgesamt die Beeinträchtigungen durch den Ein-

griff des Vorhabens in die Natur minimiert und ausgeglichen werden. 

 

7. Bodenschutz, Abfallrecht 

 

Die Böden im Vorhabensgebiet sind anthropogen überprägt und nach den durchgeführten Pro-

bebohrungen, die in den planfestgestellten Unterlagen 16.1, Baugrundgutachten Verkehrsanla-

gen, 16.2, Baugrundgutachten Fahrleitungsmastgründung und 16.3, Boden- und Schadstoffun-

tersuchung Fahrleitungsmastgründung dokumentiert sind, zu beurteilen, überwiegend in gerin-

gem Maße schadstoffbelastet. Insbesondere wurden bei den orientierenden Untergrunduntersu-

chungen Auffüllungen mit Mächtigkeiten von bis zu 1,4 m angetroffen, die neben sandigen, 

schluffigen Kiesen Beimengungen an Ziegelbruch und Bauschutt aufwiesen. Die chemischen 

Analysen des Auffüllmaterials sowie des Oberbodens zeigten zum Teil erhöhte Schadstoffge-

halte für die Parameter polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe, Mineralölkohlenwasser-

stoffe und Schwermetalle. Im Bereich des Rasengleises sollen die Auffüllungen entfernt werden, 

sodass eine schadlose Versickerung möglich ist. Wie sich aus der Behördenanhörung im Ver-

fahren ergeben hat, besteht mit dieser Vorgehensweise aus wasserwirtschaftlicher und boden-

schutzfachlicher Sicht Einverständnis.  

Gemäß Boden- und Schadstoffuntersuchung Fahrleitungsmastgründung, planfestgestellter Un-

terlage 16.3, wurden insbesondere bei Sondierungen im nördlichen Grundstücksbereich des 

Grundstücks der Straßenbahnhauptwerkstatt, somit im Bereich südlich des geplanten Interims-

anschlusses, Auffüllungen mit Mächtigkeiten von 2,5 und 3,1 m angetroffen. Die chemische 

Analyse der entnommenen Mischprobe zeigte stark erhöhte Gehalte für die Schadstoffparame-

ter polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe, Benzo(a)pyren und untergeordnet Mineralöl-

kohlenwasserstoffe, die bei Eingriffen in den Boden und Verbleib von Material Detailuntersu-

chungen von Eluaten erforderlich machen können. Diesbezüglich wird die Nebenbestimmung 

2.6.4 angeordnet. 

Bei der Umsetzung der Maßnahme ist zudem mit dem Anfall von Abfällen, insbesondere Bo-

denaushub, Straßenaufbruch, Altgleise und Baumschnitt zu rechnen, die ordnungsgemäß ent-

sorgt werden müssen. Als Bereitstellungsfläche zur Beprobung von Haufwerken und anschlie-

ßender Abfuhr ist eine Baustelleneinrichtungsfläche auf dem Parkplatz in der Schwanseestraße 

vorgesehen. Der Parkplatz ist bereits im Bestand befestigt. In Abhängigkeit vom Verunreini-

gungsgrad sind die gelagerten Haufwerke gegebenenfalls mit Folien gegen das Eindringen von 

Niederschlagswasser zu schützen. Um bei der Zwischenlagerung von verunreinigtem Bo-

denaushub vor Ort eine Schadstoffverfrachtung durch Niederschlagswasser auszuschließen, 

wird die Nebenbestimmung 2.6.11 festgesetzt. 

Zur Sicherstellung bodenschutz- und abfallrechtlicher Vorgaben werden die Nebenbestimmun-

gen 2.6.1 bis 2.6.14 angeordnet. 

Die Landeshauptstadt München hat in einer Stellungnahme zum Verfahren gefordert, als Ne-

benbestimmungen festzusetzen, dass bei Erreichen der als sauber eingestuften Aushubsohle 

Mischproben zu entnehmen und zur Dokumentation des Sanierungserfolges in der Feinfraktion, 

bei erhöhten Schadstoffgehalten auch im Eluat, auf relevante Schadstoffparameter zu untersu-

chen sind, dass, sofern kein vollständiger Aushub der verunreinigten Bereiche erfolgt, die even-

tuell erforderlichen Detailuntersuchungen oder Sicherungsmaßnahmen zum Schutz des Grund-

wassers vorab mit dem Referat für Klima- und Umweltschutz der Landeshauptstadt München, 



 
 

 
 

- 46 - 

 

Sachgebiet Altlasten, abzustimmen sind, dass eine gezielte und damit auch konzentrierte Versi-

ckerung von Niederschlagswasser durch Bereiche mit Restverunreinigungen, da sie grundsätz-

lich das Risiko einer Schadstoffverschleppung ins Grundwasser beinhaltet, vorab mit dem Refe-

rat für Klima- und Umweltschutz der Landeshauptstadt München, Sachgebiet Altlasten, abzu-

stimmen und nur unter Beachtung der von diesem getroffenen Maßgaben zulässig ist und dass 

innerhalb von zwölf Wochen nach Beendigung der Aushubarbeiten ein Abschlussgutachten des 

mit der Altlastensanierung beauftragen Gutachter-/Ingenieurbüros dem Referat für Klima- und 

Umweltschutz der Landeshauptstadt München, Sachgebiet Altlasten,  in digitaler Form als pdf-

Datei vorzulegen ist, in dem zwingend die Massenströme des belasteten Erdaushubs, die Er-

gebnisse der Beweissicherungsuntersuchungen mit Tiefenangaben der beprobten Aushubsoh-

len, etwaige durchgeführte Sicherungsmaßnahmen, der etwaige Verbleib von kontaminiertem 

Material im Untergrund und die Unbedenklichkeit eines etwa zum Verfüllen von Sanierungsbe-

reichen verwendeten Materials zu dokumentieren und die Aushubbereiche und die Beprobungs-

flächen der jeweiligen Beweissicherungsuntersuchungen in maßstäblichen Lageplänen darzu-

stellen sind und, da die Vorlage des Abschlussberichts zwingende Voraussetzung für eine ab-

schließende bodenschutzrechtliche Bewertung des Grundstücks und eine behördliche Bestäti-

gung des erfolgreichen Sanierungsabschlusses durch die Landeshauptstadt München, Referat 

für Klima- und Umweltschutz, ist, dieser ebenso wie die Sanierungsarbeiten hinsichtlich seiner 

notwendigen Inhalte im Detail vorab mit der Landeshauptstadt München, Referat für Klima- und 

Umweltschutz, Sachgebiet Altlasten, abzustimmen ist. 

Die Antragstellerin hat jedoch hierzu überzeugend erwidert, dass im Zusammenhang mit der 

Entsiegelung durch Rückbau von Straßenbereichen und Errichtung von Rasengleisen mit vollflä-

chiger Versickerung von Niederschlagswasser die Regelaufbauhöhe des Rasengleises nur rund 

90 cm beträgt zuzüglich möglichen weiteren 30 cm Bodenaustausch, um aus erdbaustatischen 

Gründen die geforderten Tragfähigkeitswerte für das Erdplanum von 45 kN/mm² zu erreichen, 

wie aus der planfestgestellten Unterlage 4.2, Regelquerschnitt 2 Rasengleis mit Schotterbettung 

M 1:100, hervorgeht. Das bedeutet, dass ein Aushub im Regelfall nur 120 cm unter der jetzigen 

Straßenoberkante erfolgt. Tiefergehende Auffüllungen verbleiben grundsätzlich im Boden, so-

fern keine Auffälligkeiten angetroffen werden. Im Regelfall befinden sich die belasteten Boden-

schichten im oberen Bereich der Schwanseestraße, der mit dem für den Regelgleisquerschnitt 

erforderlichen Aushub ohnehin entfernt und fachgerecht entsorgt wird. 

Die Forderung nach einer Entfernung von insbesondere unbelasteten Auffüllungen bis zum ge- 

wachsenen Boden unterhalb des Rasengleises, egal wie mächtig sie wäre, wäre geotechnisch 

und bodenschutzrechtlich unverhältnismäßig. Insbesondere ist der in der Stellungnahme der 

Landeshauptstadt München erweckte Eindruck unzutreffend, dass sämtliche Auffüllungen unter-

halb der Schwansee- und Ständlerstraße schadstoffbelastet seien und es sich insgesamt um 

eine Altlast handeln würde, die saniert werden müsse. Die in den planfestgestellten Unterlagen 

16.1, Baugrundgutachten Verkehrsanlagen, 16.2, Baugrundgutachten Fahrleitungsmastgrün-

dung und 16.3, Boden- und Schadstoffuntersuchung Fahrleitungsmastgründung ermittelten Auf-

fälligkeiten sind punktuell, die untersuchten Bodenproben sind überwiegend unauffällig. Rele-

vant sind voraussichtlich nur die Straßenbereiche in der östlichen Ständlerstraße. Es sind keine 

Altlastenverdachtsflächen im Planfeststellungsbereich kartiert. Die Antragstellerin hat hierzu im 

Verfahren eine ergänzende Stellungnahme des Ingenieurbüros Blasy + Mader GmbH, das die 

Baugrundgutachten und Boden- und Schadstoffuntersuchungen für sie verfasst hat, vorgelegt, in 

welcher nochmals zusammengefasst wird, dass bei der Altlastenvoruntersuchung der geplanten 

Umbau- und Neubaustrecke insgesamt 8 Kleinrammbohrungen bis auf die vorgegebene Tiefe 

von 1,3 m niedergebracht und auf den nicht versiegelten und bepflanzten Mittelstreifen der 
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Ständlerstraße insgesamt 3 Oberboden-Flächenmischproben entnommen wurden. Die entnom-

menen Oberbodenproben waren wegen ihrer direkten Exposition zum vorbeiströmenden motori-

sierten Individualverkehr erwartungsgemäß mit Schwermetallen, Kohlenwasserstoffen C10-C40 

und mit polycyclischen aromatischen Kohlenwasserstoffen belastet. Aus der Frostschutzschicht 

oder aus den ungebundenen Tragschichten unter den unterschiedlich strukturierten Asphalt-/Be-

ton-Straßendecken sowie aus aufgefüllten Schichten und dem anstehenden Boden wurden ins-

gesamt 11 Proben - Bodenproben und Mischproben - auf die Verdachtsparameter polycyclische 

aromatische Kohlenwasserstoffe, Mineralölkohlenwasserstoffe C10-C40, Cyanide gesamt und 

Schwermetalle zuzüglich Arsen nach der Klärschlammverordnung (AbfKlärV) untersucht. Zudem 

wurden insgesamt 4 Kernproben der Asphaltdecke auf polycyclische aromatische Kohlenwas-

serstoffe nach den Vorgaben der US-amerikanischen Umweltbehörde Environmental Protection 

Agency gem. LfU-Merkblatt Nr. 3.4/1 Anhang 1 untersucht. Im Untersuchungsbereich Schwan-

seestraße wurden mit der Analyse der Kernprobe KB2 erhebliche Verunreinigungen an polycyc-

lischen aromatischen Kohlenwasserstoffen in der Einstreudecke festgestellt, die bei einem 

Rückbau nach LfU-Merkblatt Nr. 3.4/1 als gefährlicher pechhaltiger Straßenaufbruch einzustufen 

sein wird. Unter den Straßendecken wurden Auffüllungen der Bodengruppe Kies-Schluff-Gemi-

sche erbohrt, die als ungebundene Tragschicht für den gebundenen Straßenoberbau eingebaut 

wurden. Auf Grundlage der durchgeführten Voruntersuchungen kann davon ausgegangen wer-

den, dass die Auffüllungen unterhalb der Asphaltdecke an den Aufschlüssen KRB 1 und 2 über 

1,25 m, an KRB 3 über 1 m mächtig sind. Dort wurde wegen der dichten Lagerung der Auffül-

lungsschichten nicht der anstehende Boden erreicht. An den übrigen Aufschlüssen wurden Auf-

füllungsmächtigkeiten von etwa 0,95 m an KRB 4, von etwa 0,75 m an KRB 5, von etwa 0,25 m 

an KRB 6 und an KRB 7 und von 1,1 m an KRB 8 festgestellt. Diese Auffüllungen wurden durch-

weg als schwer bis sehr schwer bohrbar und als dicht gelagert beurteilt. Unterhalb folgen die an-

stehenden, dicht gelagerten Kiessande der Münchner Schotterebene. 

In den beschriebenen Auffüllungen wurden in Mischprobe MP1, bestehend aus den Proben KRB 

1/0,15-1,10 m und KRB 2/0,16-1,20 m aus Aufschlüssen an der Schwanseestraße, mit 0,78 

mg/kg Benzo(a)pyren und 9,72 mg/kg Summe polycyclischer aromatischer Kohlenwasserstoffe, 

in Mischprobe MP3, bestehend aus den Proben KRB6/0,36-0,60 m, KRB7/0,36-0,60 m und 

KRB8/0,31-1,40 m aus Aufschlüssen an der Ständlerstraße, mit 2,6 mg/kg Benzo(a)pyren 

und 20,1 mg/kg Summe polycyclischer aromatischer Kohlenwasserstoffe, und in Probe KRB 

8/0,31-1,40 m aus einem Aufschluss vor dem Betriebshof - diese Probe wurde zur Aufklärung 

der genauen Herkunft der Belastung in MP3 nachträglich untersucht -, mit 4,1 mg/kg 

Benzo(a)pyren und 39,8 mg/kg Summe polycyclischer aromatischer Kohlenwasserstoffe, auffäl-

lige Belastungen festgestellt. Diese lassen sich für MP3 und KRB 8/0,31-1,40 m mit einer 

wahrscheinlich ehemals vorhandenen und mittlerweile zurückgebauten, teerpechbelasteten 

Straßendecke und für MP1 mit der hohen Belastung in dem als Einstreudecke angesprochenen 

Anteil der Kernprobe KB2 erklären, der mit 100 mg/kg Benzo(a)pyren und 2772 mg/kg Summe 

polycyclischer aromatischer Kohlenwasserstoffe nachweislich sehr hoch belastet ist. Die übrigen 

auffüllungsspezifischen Untersuchungsparameter Arsen, Schwermetalle und Kohlenwasser-

stoffe C10-C40 waren hingegen in allen untersuchten Bodenproben gänzlich unauffällig. Auch 

der sensorische Befund der aufgefüllten Tragschichten war nach Bodenansprache unauffällig. 

Ausschließlich in KRB 2 wurde in den Verfüllungen vereinzelt Ziegelbruch festgestellt. 

Insofern bestätigt sich das Bild der erschlossenen Auffüllungen von beim Einbau unbelasteten, 

ungebundenen Tragschichten des gebundenen Straßenoberbaus. Auch der hohe Verdichtungs- 

grad bestätigt dies. Bei den Auffüllungen handelt es sich somit nicht um eine Altablagerung. 

Es kann daher davon ausgegangen werden, dass die Schadstoffe in der unterhalb des gebun-

denen Straßenoberbaus liegenden Auffüllung entweder aus einer noch vorhandenen oder aus 
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einer ehemals vorhandenen und mittlerweile zurückgebauten Schwarzdecke mit starkem Gehalt 

polycyclischer aromatischer Kohlenwasserstoffe stammen und sich potenziell über den Pla-

nungsbereich Schwanseestraße und Ständlerstraße erstrecken können. Nach Erfahrungswerten 

des begutachtenden Ingenieurbüros sind diese Konzentrationen polycyclischer aromatischer 

Kohlenwasserstoffe unter teerpechhaltigen Straßendecken insbesondere in den obersten 

Schichten des ungebundenen Straßenunterbaus in Form von Schwarzdecken-Partikeln enthal-

ten und werden im Zuge des Umbaus der Bestandsgleise und des Neubaus der Betriebshofzu-

laufstrecke bis in etwa 1,0 m unter Geländeoberkante ohnehin vollumfänglich beseitigt. Ein voll-

ständiger Aushub der Auffüllungsschichten ist wegen deren dichter Lagerung nicht erforderlich. 

Zudem würde bei einem tiefer reichenden Aushub über 1,25 m hinaus in den Bereichen, in wel-

chen wegen fehlendem Platz keine Baugrube mit einem Böschungswinkel von 45° eingerichtet 

werden könnte, ein Verbau erforderlich werden. Dieser würde in der Folge zu einer erhöhten 

bauzeitlichen Inanspruchnahme von öffentlichem Verkehrsraum und zudem zu einer erheblichen 

Kostenerhöhung führen. 

Eine gezielte und konzentrierte Versickerung von Oberflächenwasser an Versickerungsanlagen 

durch die verbleibenden Auffüllungen ist nicht geplant. Das Oberflächenwasser wird hingegen 

flächig über das Rasengleis versickert. Andernfalls würden die Auffüllungsschichten beispiels-

weise mit einem Sickerschacht mit tiefer liegender Versickerungsstrecke überbrückt werden 

müssen. Sollte auf der Fläche von Rasengleisen eine Restauffüllungsmächtigkeit im Untergrund 

verbleiben, so wäre deren Mächtigkeit nur gering. Die geringe Kontaktzeit von Sickerwasser mit 

dieser Restauffüllung würde mit hoher Wahrscheinlichkeit keine relevante Schadstoffmobilisie-

rung oder Schadstoffaufnahme in das Sickerwasser bewirken. Der Grundwasserflurabstand liegt 

zudem bei einem mittleren höchsten Grundwasserstand bei etwa 13 m. Ein relevanter Eintrag 

von Schadstoffen in das Grundwasser ist bei einem entsprechend hohen Grundwasserflurab-

stand und bei der zu erwartenden geringen Mächtigkeit der potenziell verbleibenden Restauffül-

lung nicht zu erwarten. 

Von der Festsetzung dieser von der Landeshauptstadt München geforderten Nebenbestimmun-

gen konnte daher abgesehen werden. Die Landeshauptstadt München hat in einer weiteren 

Stellungnahme zum Verfahren ihr Einverständnis hiermit erklärt. Sie hat jedoch darauf hinge-

qiesen, dass, sofern auf die Durchführung von Beweissicherungsuntersuchungen und eine ent-

sprechende Dokumentation verzichtet wird, von ihrer Seite nach Abschluss der Baumaßnahme 

keine abschließende bodenschutzrechtliche Neubewertung vorgenommen werden kann. Dies 

hat zur Folge, dass im Rahmen zukünftiger Baumaßnahmen auch weiterhin mit Auflagen wie 

Aushubüberwachung oder Hinweise zur Versickerung zu rechnen ist. 

Zur Sicherstellung einer ordnungsgemäßen Abfallentsorgung auch während der Bauphase 

durch den AWM wird die Nebenbestimmung 2.6.15 festgesetzt. Um während der Bauphase auf 

möglicherweise notwendige Straßensperrungen oder kurzfristige Abweichungen von den in der 

letzten Stellungnahme gemachten Vorgaben frühzeitig reagieren zu können, wird in der Neben-

bestimmung 2.2.6 zudem festgelegt, den AWM in die Erstellung der Detailplanung für die Ver-

kehrsführung während der Bauphase einzubeziehen. 

 

8. Wasserrecht, Wasserwirtschaft 

 

Im Bereich der Baumaßnahme befinden sich keine Trinkwasserschutzgebiete, Überschwem-

mungsgebiete, Hochwassergefahrenflächen, wassersensible Bereiche oder Oberflächengewäs-

ser. Der Grundwasserflurabstand beträgt im Vorhabensbereich gemäß Untersuchungen der 

Landeshauptstadt München zu Mittelwasserständen zwischen 12 und 13 m unter Geländeober-

kante. Eine Bauwasserhaltung ist im Zusammenhang mit dem Vorhaben nicht erforderlich. 
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Grundwasservorkommen werden durch den Neubau der Betriebshofzulaufstrecke und die künf-

tig geplante Versickerung nicht negativ beeinflusst. Durch den Bau des Rasengleises kommt es 

in dem Bereich des Vorhabens zu einer starken Entsiegelung der bisher versiegelten Flächen. 

Diese trägt positiv dazu bei, dass Regenmengen bei zu erwartenden Extremwettern besser auf-

genommen werden können und die Gefahr von Überflutungen sinkt.  

Das Niederschlagswasser soll in den Rasengleisbereichen künftig vollflächig in den Untergrund 

versickern.  

Die weiterhin versiegelten Verkehrsflächen sollen über Straßeneinläufe und in Bereichen von 

Gleisen mit Asphalteindeckung in Gleisentwässerungskästen mit Anschluss an die Straßenent-

wässerung und im Weiteren an die Kanalanlagen der MSE entwässern. Die Strommasten wer-

den mit Bohrrohrfundamenten gegründet. 

Durch das Vorhaben entstehen keine gestattungspflichtigen wasserrechtlichen Tatbestände, 

da Niederschlagswasser nicht neu gefasst wird und die Maßnahme außerhalb des Grund- 

wasserschwankungsbereichs erfolgt. Auch durch die Bohrrohrfundamente entsteht keine 

Einwirkung auf das Grundwasser. 

Durch die Entsiegelung von Flächen in der Summe ist von einer Verringerung der Einleitmengen 

in die Kanäle gegenüber dem Status Quo auszugehen. Die Straßeneinläufe müssen im Regelfall 

angepasst werden aufgrund geänderter Oberflächenneigungsverhältnisse. 

Um hier eine Abstimmung mit der MSE sicherzustellen, wird die Nebenbestimmung 2.7.1 festge-

setzt. Zur Sicherung einer ordnungsgemäßen Verlegung und Behandlung der Entwässerungs-

einrichtungen der Landeshauptstadt München und der MSE im Zuge der Baumaßnahme werden 

die Nebenbestimmungen 2.7.2 bis 2.7.12 festgesetzt. Soweit nach diesen eine geringfügige 

räumliche Verschiebung einzelner Bauwerke im Vergleich zu den festgestellten Plänen vorzu-

nehmen ist, ließ sich aus den Äußerungen der Beteiligten im Planfeststellungsverfahren entneh-

men, dass eine solche technisch möglich ist. Insoweit können diese Punkte im Detail der Aus-

führungsplanung überlassen werden, da sie nach dem Stand der Technik ohne Weiteres be-

herrschbar sind. 

Die MSE hat im Verfahren darauf hingewiesen, dass der in der planfestgestellten Unterlage 5.0, 

Bauwerksverzeichnis, sowie 5.1, Lageplan 1 Schwanseestraße zum Bauwerksverzeichnis M 

1:500 unter der laufenden Nr. 100.220 verzeichnete Fahrleitungsmast N0170 laut Netzinformati-

onssystem direkt auf einem Kanalbauwerk der MSE, Haltung 048573, steht. Die Position des 

Kanals sei in der planfestgestellten Unterlage 5.1 zeichnerisch nach Osten verschoben worden 

ohne erkennbare Zuordnung oder Bezeichnung der Maßnahme im Bauwerksverzeichnis. 

Die Antragstellerin hat jedoch nachvollziehbar ausgeführt, dass der Kanal nicht zeichnerisch ver-

schoben wurde; es handelt sich bei der Einzeichnung in der Unterlage 5.1 um die tatsächliche 

vermessene Lage des Kanals. Nur der Vollständigkeit halber wurde auch noch die falsche Lage 

gemäß Auskunft aus dem Netzinformationssystem im Plan hinterlegt. Es liegt kein somit Konflikt 

zwischen Kanal und Fahrleitungsmast N0170 vor und die Anordnung diesbezüglicher Nebenbe-

stimmungen ist nicht erforderlich. 

 

9.  Luft, Klima 

 

Eine erhebliche Beeinträchtigung der Lufthygiene durch die Zulaufstrecke in Folge von Ver-

kehrsverlagerungen des motorisierten Individualverkehrs sowie durch Ein- und Ausrückverkehr 

der Trambahnen erfolgt durch die Baumaßnahme nicht, wie aus einer von der Antragstellerin im 

Verfahren vorgelegten lufthygienischen Untersuchung des Ingenieurbüros GEO-NET Umwelt-

consulting GmbH vom November 2024, welche als Unterlage 12 Bestandteil der planfestgestell-



 
 

 
 

- 50 - 

 

ten Unterlagen ist, nachvollziehbar hervorgeht; insbesondere werden, wie auch die Behördenan-

hörung im Verfahren bestätigt hat, die gesetzlichen Grenzwerte der 39. BImSchV für die Stick-

stoffdioxid-, Feinstaub PM10- und Feinstaub PM2,5-Belastung im Planfall nicht überschritten. 

Soweit Abweichungen der Lufthygiene gegeben sind, beziehen sich diese auf einen lufthygie-

nisch bislang wenig belasteten Teil, sodass daraus nur eine geringe Gesamtkonzentration folgt.  

Die Landeshauptstadt München hat in ihrer Stellungnahme zum Verfahren deutlich gemacht, 

dass aus dem Blickwinkel der Lufthygiene ein Ausbau des öffentlichen Personennahverkehrs 

grundsätzlich zu begrüßen ist, um im Rahmen der Verkehrswende eine Verlagerung des motori-

sierten Individualverkehrs auf den öffentlichen Personennnahverkehr zu erwirken. Der Bau des 

neuen Tram-Betriebshofes an der Ständlerstraße sowie die dafür notwendige Zulaufstrecke 

seien erforderliche Maßnahmen zur Stärkung des Tramnetzes. Allerdings hat sie darauf hinge-

wiesen, dass gemäß der EU-Luftqualitätsrichtlinie, die im Dezember 2024 in Kraft getreten und 

von den EU-Mitgliedstaaten bis Ende 2026 in nationales Recht zu überführen ist, ab 2030 vorbe-

haltlich möglicher Fristverlängerungsoptionen deutlich schärfere Grenzwerte einzuhalten sein 

werden. Bei prognostizierten Überschreitungen im Prognosejahr 2028 seien Luftqualitätsfahr-

pläne aufzustellen, die Maßnahmen zur sicheren Grenzwerteinhaltung bis 2030 enthalten müss-

ten. Lege man die verschärften Grenzwerte der EU-Luftqualitätsrichtline der Beurteilung zu-

grunde, würden im Prognoseplanfall 2035 mit neuer Zulaufstrecke und vollständiger Inbetrieb-

nahme des Straßenbahnbetriebshofs an der Randbebauung der Chiemgaustraße und der 

Ständlerstraße im Untersuchungsumgriff gemäß der lufthygienischen Untersuchung, planfestge-

stellte Unterlage 12, Grenzwertüberschreitungen bei Stickstoffdioxid, Feinstaub PM10 und Fein-

staub PM2,5 prognostiziert. Die Immissionsprognoseergebnisse für den Prognoseplanfall 2035 

lägen um bis zu 1,4 μg/m³ bei Stickstoffdioxid, um bis zu 2,3 μg/m³ bei Feinstaub PM10 und um 

0,1 μg/m³ bei Feinstaub PM2,5 über den Prognoseergebnissen für den Prognosenullfall 2035 

ohne Inbetriebnahme der Zulaufstrecke und des Straßenbahnbetriebshofs.  

Die genannten erstmals ausgelösten knappen Überschreitungen des verschärften Grenzwertes 

für Stickstoffdioxid am Messpunkt 16 der lufthygienischen Untersuchung liege mit prognostizier-

ten 20,1 μg/m³ Stickstoffdioxid noch im Toleranzbereich. Einschlägiger zu bewerten sei jeweils 

die Verschlechterung der Belastungssituation mit Stickstoffdioxid sowie Feinstaub PM10 an den 

jeweils nordseitig der Ständlerstraße gelegenen Messpunkten 9, 11 und 15 um jeweils mindes-

tens 0,8 μg/m³ Stickstoffdioxid. Diese Verschlechterung liege damit über der bei 3% - bezogen 

auf den Grenzwert - liegenden Irrelevanzschwelle der Technischen Anleitung zur Reinhaltung 

der Luft (TA Luft). Die am Messpunkt 9 erstmalig im Zuge des Planvorhabens prognostizierte 

Überschreitung des verschärften Grenzwertes für Feinstaub PM10 sei ebenso bedeutsam. Die 

Messpunkte 9, 11 und 15 seien allesamt durch straßennahe Wohnbebauung geprägt. Bei prog-

nostizierten Grenzwertüberschreitungen werde davon ausgegangen, dass die berechneten Kon-

zentrationserhöhungen in dieser Größenordnung beurteilungsrelevant seien. Demnach werde es 

als erforderlich angesehen, zunächst die Prognoseergebnisse unter Zugrundelegung der EU-

Luftqualitätsrichtlinie gutachterlich zu bewerten und gegebenenfalls wirksame begleitende Maß-

nahmen zu entwickeln, die im Prognoseplanfall eine Grenzwerteinhaltung der EU-

Luftqualitätsrichtlinie sicherstellen, beispielsweise Anpassungen der Bevorrechtigung des öffent-

lichen Verkehrs, um die Verkehrsqualität im Prognoseplanfall zu verbessern, wie auch in der 

verkehrstechnischen Untersuchung samt Anlagen, planfestgestellte Unterlagen 15.1 bis 15.5, 

angeregt werde. Durch Planungsvorhaben ausgelösten Grenzwertüberschreitungen oder einer 

relevante Verschlechterung der lufthygienischen Belastungssituation sei vornehmlich mittels ein-

schlägiger Gegenmaßnahmen auf der Planungsebene zu begegnen, um auf diese Weise eine 

Einhaltung der Grenzwerte oder eine planungsbedingte Verschlechterung der Immissionssitua-

tion nur unterhalb der Irrelevanzschwelle zu erwirken. 
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Vor diesem Hintergrund hat die Landeshauptstadt München vorgeschlagen, zu prüfen, ob mit 

Anpassungen der Signalsteuerung der zu den betroffenen Immissionsorten benachbarten Kno-

tenpunkte im betroffenen Abschnitt der Ständlerstraße zwischen Schwanseestraße und Balan-

straße eine Verbesserung des Verkehrszustandes oder eine Verkehrsverflüssigung im Pla-

nungsfall ausgelöst werden kann. 

Die Antragstellerin hat zu dem Themenkomplex nachvollziehbar erwidert, dass, wie ebenfalls 

aus der lufthygienischen Untersuchung, planfestgestellte Unterlage 12, hervorgeht, es bereits im 

Prognosenullfall mit Ausnahme weniger Beurteilungspunkte zu einer Überschreitung des Stick-

stoffdioxid-Grenzwertes von 20 μg/m³ der EU-Luftqualitätsrichtlinie kommt. Diese hohen Vorbe-

lastungen entlang der Ständlerstraße und Chiemgaustraße bestehen bereits ohne Einwirkung 

durch das antragsgegenständliche Vorhaben. Einzig an einem Beurteilungspunkt kommt es 

durch das Vorhaben zu einer Überschreitung des Grenzwertes. Im Falle von Feinstaub PM10 

tritt dieser Fall ebenfalls an einem einzigen Beurteilungspunkt ein. Im Falle von Feinstaub PM2,5 

wird im Prognosenullfall bereits an allen Beurteilungspunkten der Grenzwert überschritten. Hier 

besteht somit eine noch höhere Vorbelastung. 

Maßnahmen für die Reduktion der bestehenden Immissionsbelastung entlang der genannten 

Straßen seien übergeordnet im Rahmen der Einführung der neuen Luftqualitätsrichtlinie und für 

das gesamtstädtische Verkehrsnetz der Landeshauptstadt München zu finden und anzuwenden. 

Mögliche Maßnahmen lägen nicht im Einflussbereich der Antragstellerin, sondern können nur 

durch die Landeshauptstadt München selbst veranlasst werden. 

Unter Würdigung dieser Auswirkungen wird im Hinblick auf den Schutz der Luftqualität die Ne-

benbestimmung 2.8.1 festgesetzt. 

 

Die Landeshauptstadt München hat in ihrer Stellungnahme zum Verfahren zudem darauf hinge-

wiesen, dass die bis zu zehn vorgesehenen Baumfällungen, die in der ursprünglichen Projekt-

planung ihres Wissens in dieser Summe noch nicht enthalten waren, negativ für das Stadtklima 

zu bewerten seien. Laut Klimafunktionskarte befinde sich das Projektgebiet in einem hochver-

dichteten, innenstadtähnlichen Bereich und weise eine ungünstige bioklimatische Situation auf. 

Insbesondere im Sommer könne es zu einer starken Aufheizung der stark bebauten und versie-

gelten Flächen kommen. Bäume, besonders Großbäume leisteten hier aufgrund von Verduns-

tungsleistung und Schattenwurf einen wichtigen Beitrag zur Schaffung einer besseren bioklimati-

schen Aufenthaltsqualität. Zwar seien für die zu fällenden Bäume in vollem Umfang Ersatzpflan-

zungen vorgesehen, es ist jedoch zu beachten, dass Bäume ihre oben beschriebenen stadtkli-

matischen Funktionen erst nach mehreren Jahrzehnten vollumfänglich entfalten. Insofern sei da-

von auszugehen, dass sich in Teilen des Projektgebiets zumindest eine temporäre und lokale 

Verschlechterung des Stadtklimas einstellen werde.  

Die Antragstellerin hat jedoch in diesem Zusammenhang nochmals nachvollziehbar darauf hin-

gewiesen, dass durch die Entsiegelung von Verkehrsflächen einschließlich versiegelten Rad- 

und Fußwegen zu begrünten Gleisanlagen und Grünflächen entlang von Verkehrsflächen in ei-

ner Größenordnung von fast 2.300 m² im Gegensatz zur Umwandlung von Grünflächen entlang 

von Verkehrsflächen zu begrünten Gleisanlagen in der Größenordnung von ca. 580 m² sich 

nach BayKompV ein Überschuss von über 6.900 Wertpunkten ergibt. Diese Entsiegelung und 

Begrünung werden sich positiv auf das Stadtklima auswirken. Zu den zu Beginn veranschlagten 

Baumfällungen sind im Laufe der vertieften Planung weitere Baumfällungen hinzugekommen. 

Dies sind neben den beiden Bäumen in der Grünfläche im Mittelteiler der östlichen Ständler-

straße zwei Bäume auf der Ost- und Westseite bei der neu zu errichtenden Fußgängerquerung 

im Norden der Schwanseestraße, zwei Bäume innerhalb der Wendeschleife im Bereich einer 
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Aufstellfläche für MSE-Wartungsfahrzeuge sowie jeweils zwei Bäume an der Ecke Ständler-

straße zur Schwanseestraße im Norden und Süden, die der Verbreiterung des Radweges und 

dem verschobenen Fußweg gegebenenfalls weichen müssen. Die vier zuletzt genannten Bäume 

sind anlässlichen Maßnahmen zuzuordnen, so dass, wie oben unter F.6. ausgeführt, ihre Fäl-

lung durch diesen Planfeststellungbeschluss nicht gestattet wird. Die restlichen sechs zu fällen-

den Bäume werden ortsnah durch zehn Ersatzpflanzungen ersetzt. Bei allen Ersatzpflanzungen 

werden bereits größere Baumqualitäten mit einem Stammumfang von 30 bis 35 cm zur Ausfüh-

rung kommen. Die Baumarten werden mit dem Baureferat - Gartenbau abgestimmt und orientie-

ren sich an den Bestandsbäumen. 

Aus stadtklimatischer Sicht ist zu begrüßen, dass der Großteil der neuen Zulaufstrecke als Ra-

sengleis ausgeführt werden soll. Durch die damit verbundene Entsiegelung wird ein positiver 

Beitrag zum Niederschlagsmanagement und zum Stadtklima geleistet, da mehr Wasser im Bo-

den gehalten wird und zum Teil verdunsten kann. Diese Entsiegelung trägt auch positiv dazu 

bei, dass Regenmengen bei zu erwartenden Extremwettern besser aufgenommen werden kön-

nen und die Gefahr von Überflutungen sinkt. Dem Ziel einer klimatechnisch förderlichen 

Schwammstadt wird dadurch nähergekommen. Zudem trägt das Vorhaben langfristig zu einer 

möglichen Erhöhung der Kapazitäten des öffentlichen Personennahverkehrs bei. Es fördert da-

mit die Abkehr vom Individualverkehr, die sich langfristig positiv auf Klima und Umwelt auswirkt. 

Die Vorhabensfläche ist zudem, wie auch der Bereich der Baumfällungen, viel zu klein, um er-

heblichere Auswirkungen auf das Klima zu haben. 

 

Weitere Untersuchungen oder die Festsetzung weiterer Nebenbestimmungen zum Schutz von 

Luft und Klima sind daher, wie sich aus der Würdigung der Stellungnahmen der Behörden und 

Einwendungen im Verfahren ergibt, nicht erforderlich. 

 

10. Auswirkungen auf den Straßenverkehr 

 

Durch den Bau des besonderen Bahnkörpers muss, wie dargestellt, die Ständlerstraße zwi-

schen Schwanseestraße und dem Bereich westlich der Einmündung der Aschauer Straße in 

Fahrtrichtung Osten von drei auf zwei Fahrspuren reduziert werden; in Fahrtrichtung Westen 

bleiben unverändert zwei Fahrspuren, aber es entfällt eine Parkspur mit etwa 38 Parkplätzen. 

Am Ostrand der Schwanseestraße wird aufgrund der entsprechend der Planung nunmehr weiter 

östlich verlaufende Straßenbahntrasse die in Fahrtrichtung Norden verlaufende überbreite Fahr-

spur von 5,5 m auf 3,5 m verschmälert; es entfallen in diesem Bereich etwa 27 Parkplätze. 

 

Die Antragstellerin hat als Bestandteil der Antragsunterlagen eine verkehrstechnische Untersu-

chung der Ingenieurgesellschaft für Verkehrsplanung und Verkehrstechnik gevas humberg & 

Partner mit Anlagen vom September 2024, die als planfestgestellte Unterlagen 15.1 bis 15.5 Be-

standteil dieses Planfeststellungsbeschlusses ist, beigefügt. In dieser Untersuchung werden die 

Leistungsfähigkeitsbilanzen der mit Lichtsignalanlagen ausgestatteten Knotenpunkte entlang 

des Strecken- und Rückbauverlaufs, Chiemgaustraße/Schwanseestraße, Schwansee-

straße/Ständlerstraße, Aschauer Straße/Ständlerstraße, Aschauer Straße/Chiemgaustraße so-

wie zusätzlich aufgrund möglicher mittelbarer Auswirkungen des Knotenpunkts Balan-

straße/Chiemgaustraße und des vorfahrtgeregelten Teilknotens Ständlerstraße/Traunreuter 

Straße für den Analyse-Nullfall auf Grundlage von Verkehrserhebungen 2021 und 2023, den 

Prognose-Nullfall ohne Tram-Zulaufstrecke 2035 und die Prognose-Planfälle mit Tram-Zulauf-

strecke 2027 – mit Teilinbetriebnahme des geplanten Straßenbahnbetriebshofs und angenom-
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menen 48 Einrückfahrten und 48 Ausrückfahrten täglich – und 2035 – mit vollständiger Inbe-

triebnahme des Straßenbahnbetriebshofs und angenommenen bis zu 86 Einrückfahrten und bis 

zu 86 Ausrückfahrten täglich sowie zum Vergleich mit vollständiger Inbetriebnahme des neuen 

Straßenbahnbetriebshofs unter Nutzung der bisherigen Zulaufstrecke  - gegenübergestellt. 

Aus den vorliegenden Verkehrszählungsdaten und den prognostizierten Änderungen des Tages-

verkehrsaufkommens wurden die Spitzenstundenbelastungen für die Leistungsfähigkeitsberech-

nungen ermittelt.  

Die Untersuchung kommt zu dem Ergebnis, dass der Knoten Chiemgaustraße/Schwansee-

straße im Prognose-Nullfall 2035 in der morgendlichen Spitzenstunde des motorisierten Indivi-

dualverkehrs von 7 Uhr 30 bis 8 Uhr 30 mit der Verkehrsqualitätsstufe D und in der abendlichen 

Spitzenstunde des motorisierten Individualverkehrs von 16 Uhr 30 bis 17 Uhr 30 ebenfalls mit 

der Verkehrsqualitätsstufe D, im Prognose-Planfall 2027 in der morgendlichen Spitzenstunde 

des motorisierten Individualverkehrs mit der Verkehrsqualitätsstufe E und in der abendlichen 

Spitzenstunde des motorisierten Individualverkehrs mit der Verkehrsqualitätsstufe F und im 

Prognose-Planfall 2035 – ebenso wie im Prognose-Planfall der Inbetriebnahme des geplanten 

Straßenbahnbetriebshofs ohne neue Zulaufstrecke - in der morgendlichen Spitzenstunde des 

motorisierten Individualverkehrs mit der Verkehrsqualitätsstufe D und in der abendlichen Spit-

zenstunde des motorisierten Individualverkehrs mit der Verkehrsqualitätsstufe E zu bewerten ist. 

Die Untersuchung kommt außerdem zu dem Ergebnis, dass dieser Knoten im Prognose-Nullfall 

2035 in der morgendlichen Spitzenstunde des Straßenbahn-Ausrückverkehrs von 6 Uhr bis 7 

Uhr mit der Verkehrsqualitätsstufe C und in der abendlichen Spitzenstunde des Straßenbahn-

Einrückverkehrs von 19 Uhr bis 20 Uhr mit der Verkehrsqualitätsstufe D, im Prognose-Planfall 

2027 in der morgendlichen Spitzenstunde des Straßenbahn-Ausrückverkehrs mit der Verkehrs-

qualitätsstufe E und in der abendlichen Spitzenstunde des Straßenbahn-Einrückverkehrs mit der 

Verkehrsqualitätsstufe D und im Prognose-Planfall 2035 – abweichend vom Prognose-Planfall 

der Inbetriebnahme des geplanten Straßenbahnbetriebshofs ohne neue Zulaufstrecke, der in 

der morgendlichen Spitzenstunde des Straßenbahn-Ausrückverkehrs nur die Verkehrsqualitäts-

stufe F und in der abendlichen Spitzenstunde des Straßenbahn-Einrückverkehrs nur die Ver-

kehrsqualitätsstufe D bzw. ohne anteiligen Einsatz von Straßenbahn-Langfahrzeugen die Ver-

kehrsqualitätsstufe E aufweist - in der morgendlichen Spitzenstunde des Straßenbahn-Ausrück-

verkehrs mit der Verkehrsqualitätsstufe E und in der abendlichen Spitzenstunde des Straßen-

bahn-Einrückverkehrs mit der Verkehrsqualitätsstufe D zu bewerten ist. Es tritt also an diesem 

vergleichsweise hoch belasteten Knoten, der Bestandteil des Mittleren Rings in München ist, ge-

genüber dem Fall der Inbetriebnahme des geplanten Straßenbahnbetriebshofs ohne neue Zu-

laufstrecke eine Verbesserung ein. 

Die Untersuchung kommt weiter zu dem Ergebnis, dass der Knoten Schwanseestraße/Ständler-

straße/Stadelheimer Straße im Prognose-Nullfall in der morgendlichen Spitzenstunde des moto-

risierten Individualverkehrs von 7 Uhr 30 bis 8 Uhr 30 mit der Verkehrsqualitätsstufe D und in 

der abendlichen Spitzenstunde des motorisierten Individualverkehrs von 15 Uhr 30 bis 16 Uhr 

30 mit der Verkehrsqualitätsstufe E, im Prognose-Planfall 2027 in der morgendlichen Spitzen-

stunde des motorisierten Individualverkehrs mit der Verkehrsqualitätsstufe C und in der abendli-

chen Spitzenstunde des motorisierten Individualverkehrs ebenfalls mit der Verkehrsqualitäts-

stufe C und im Prognose-Planfall 2035 – ebenso wie im Prognose-Planfall der Inbetriebnahme 

des geplanten Straßenbahnbetriebshofs ohne neue Zulaufstrecke - in der morgendlichen Spit-

zenstunde des motorisierten Individualverkehrs mit der Verkehrsqualitätsstufe D und in der 

abendlichen Spitzenstunde des motorisierten Individualverkehrs mit der Verkehrsqualitätsstufe E 

zu bewerten ist. Die Untersuchung kommt außerdem zu dem Ergebnis, dass dieser Knoten im 

Prognose-Nullfall 2035 in der morgendlichen Spitzenstunde des Straßenbahn-Ausrückverkehrs 
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von 6 Uhr bis 7 Uhr mit der Verkehrsqualitätsstufe B und in der abendlichen Spitzenstunde des 

Straßenbahn-Einrückverkehrs von 19 Uhr bis 20 Uhr mit der Verkehrsqualitätsstufe C, im Prog-

nose-Planfall 2027 in der morgendlichen Spitzenstunde des Straßenbahn-Ausrückverkehrs mit 

der Verkehrsqualitätsstufe B und in der abendlichen Spitzenstunde des Straßenbahn-Einrück-

verkehrs mit der Verkehrsqualitätsstufe C und im Prognose-Planfall 2035 – ebenso wie im Prog-

nose-Planfall der Inbetriebnahme des geplanten Straßenbahnbetriebshofs ohne neue Zulauf-

strecke - in der morgendlichen Spitzenstunde des Straßenbahn-Ausrückverkehrs mit der Ver-

kehrsqualitätsstufe D und in der abendlichen Spitzenstunde des Straßenbahn-Einrückverkehrs 

mit der Verkehrsqualitätsstufe D bzw. ohne anteiligen Einsatz von Straßenbahn-Langfahrzeugen 

mit der Verkehrsqualitätsstufe E zu bewerten ist. Es tritt also an diesem Knoten gegenüber dem 

Fall der Inbetriebnahme des geplanten Straßenbahnbetriebshofs ohne neue Zulaufstrecke keine 

Verschlechterung der Leistungsfähigkeit für den motorisierten Individualverkehr ein. 

Bezüglich des Knotens Ständlerstraße/Aschauer Straße kommt die Untersuchung zu dem Er-

gebnis, dass dieser sowohl im Prognose-Nullfall 2035 als auch in beiden Prognose-Planfällen 

2027 und 2035 – auch im Fall der Inbetriebnahme des geplanten Straßenbahnbetriebshofs ohne 

neue Zulaufstrecke - sowohl in der morgendlichen als auch in der abendlichen Spitzenstunde 

des motorisierten Individualverkehrs von 7 Uhr 15 bis 8 Uhr 15 und von 16 Uhr bis 17 Uhr mit 

der Verkehrsqualitätsstufe C zu bewerten ist. Die Untersuchung kommt außerdem zu dem Er-

gebnis, dass dieser Knoten im Prognose-Nullfall 2035 in der morgendlichen Spitzenstunde des 

Straßenbahn-Ausrückverkehrs von 6 Uhr bis 7 Uhr und in der abendlichen Spitzenstunde des 

Straßenbahn-Einrückverkehrs von 19 Uhr bis 20 Uhr jeweils mit der Verkehrsqualitätsstufe B, im 

Prognose-Planfall 2027 in der morgendlichen Spitzenstunde des Straßenbahn-Ausrückverkehrs 

mit der Verkehrsqualitätsstufe C und in der abendlichen Spitzenstunde des Straßenbahn-Ein-

rückverkehrs mit der Verkehrsqualitätsstufe B und im Prognose-Planfall 2035 – ebenso wie im 

Prognose-Planfall der Inbetriebnahme des geplanten Straßenbahnbetriebshofs ohne neue Zu-

laufstrecke - in der morgendlichen Spitzenstunde des Straßenbahn-Ausrückverkehrs und in der 

abendlichen Spitzenstunde des Straßenbahn-Einrückverkehrs jeweils mit der Verkehrsqualitäts-

stufe B zu bewerten ist. 

Hinsichtlich des Knotens Aschauer Straße/Chiemgaustraße kommt die Untersuchung zu dem 

Ergebnis, dass dieser sowohl im Prognose-Nullfall 2035 als auch in beiden Prognose-Planfällen 

2027 und 2035 – auch im Fall der Inbetriebnahme des geplanten Straßenbahnbetriebshofs ohne 

neue Zulaufstrecke - in der morgendlichen Spitzenstunde des motorisierten Individualverkehrs 

von 7 Uhr 45 bis 8 Uhr 45 jeweils mit der Verkehrsqualitätsstufe D und in der abendlichen Spit-

zenstunde des motorisierten Individualverkehrs von 16 Uhr 45 bis 17 Uhr 45 jeweils mit der Ver-

kehrsqualitätsstufe C zu bewerten ist. Die Untersuchung kommt außerdem zu dem Ergebnis, 

dass der Knoten abhängig von einer künftigen Änderung der Teilsignalisierung im Bestand zu 

einer Vollsignalisierung in der morgendlichen Spitzenstunde des Straßenbahn-Ausrückverkehrs 

von 6 Uhr bis 7 Uhr und in der abendlichen Spitzenstunde des Straßenbahn-Einrückverkehrs 

von 19 Uhr bis 20 Uhr im Prognose-Nullfall 2035 und in beiden Prognose-Planfällen 2027 und 

2035 - ebenso wie im Prognose-Planfall der Inbetriebnahme des geplanten Straßenbahnbe-

triebshofs ohne neue Zulaufstrecke - mit der Verkehrsqualitätsstufe C bzw. D zu bewerten ist. Es 

kommt also im Zuge des Baus der Zulaufstrecke zu keinen Veränderungen der Leistungsfähig-

keit dieses Knotens. 

Die Untersuchung kommt weiter zu dem Ergebnis, dass der Knoten Chiemgaustraße/Balan-

straße sowohl im Prognose-Nullfall als auch in beiden Prognose-Planfällen 2027 und 2035 – 

auch im Fall der Inbetriebnahme des geplanten Straßenbahnbetriebshofs ohne neue Zulaufstre-

cke - in der morgendlichen Spitzenstunde des motorisierten Individualverkehrs von 7 Uhr 15 bis 
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8 Uhr 15 jeweils mit der Verkehrsqualitätsstufe D und in der abendlichen Spitzenstunde des mo-

torisierten Individualverkehrs von 15 Uhr 45 bis 16 Uhr 45 jeweils mit der Verkehrsqualitätsstufe 

E zu bewerten ist. Es kommt also im Zuge des Baus der Zulaufstrecke zu keinen Veränderun-

gen der Leistungsfähigkeit dieses außerhalb der planfestgestellten Maßnahme liegenden Kno-

tens, der ebenfalls Bestandteil des verkehrlich hoch belasteten Mittleren Rings ist. 

Darüber hinaus kommt die Untersuchung zu dem Ergebnis, dass der Knoten Ständler-

straße/Traunreuter Straße im Prognose-Nullfall in der morgendlichen Spitzenstunde des motori-

sierten Individualverkehrs von 7 Uhr 30 bis 8 Uhr 30 mit der Verkehrsqualitätsstufe A und in der 

abendlichen Spitzenstunde des motorisierten Individualverkehrs von 17 Uhr bis 18 Uhr mit der 

Verkehrsqualitätsstufe B, im Prognose-Planfall 2027 in der morgendlichen Spitzenstunde des 

motorisierten Individualverkehrs mit der Verkehrsqualitätsstufe A und in der abendlichen Spit-

zenstunde des motorisierten Individualverkehrs ebenfalls mit der Verkehrsqualitätsstufe A und 

im Prognose-Planfall 2035 - ebenso wie im Prognose-Planfall der Inbetriebnahme des geplanten 

Straßenbahnbetriebshofs ohne neue Zulaufstrecke - in der morgendlichen Spitzenstunde des 

motorisierten Individualverkehrs mit der Verkehrsqualitätsstufe A und in der abendlichen Spit-

zenstunde des motorisierten Individualverkehrs mit der Verkehrsqualitätsstufe B zu bewerten ist. 

Die Untersuchung kommt außerdem zu dem Ergebnis, dass dieser Knoten in der morgendlichen 

Spitzenstunde des Straßenbahn-Ausrückverkehrs von 6 Uhr bis 7 Uhr und in der abendlichen 

Spitzenstunde des Straßenbahn-Einrückverkehrs von 19 Uhr bis 20 Uhr im Prognose-Nullfall 

2035 und in beiden Prognose-Planfällen 2027 und 2035 - ebenso wie im Prognose-Planfall der 

Inbetriebnahme des geplanten Straßenbahnbetriebshofs ohne neue Zulaufstrecke - mit der Ver-

kehrsqualitätsstufe A zu bewerten ist. Es kommt also im Zuge des Baus der Zulaufstrecke zu 

keinen Veränderungen der guten Leistungsfähigkeit dieses Knotens. 

Zusammenfassend verschlechtert sich die Leistungsfähigkeit der Knoten Chiem-

gaustraße/Schwanseestraße und Schwanseestraße/Ständlerstraße/Stadelheimer Straße im 

Prognoseplanfall gegenüber dem Prognosenullfall ohne zusätzliche Betriebsfahrten für den neu 

geplanten Betriebshof. Am Knoten Chiemgaustraße/Schwanseestraße tritt jedoch gegenüber 

dem Fall einer Inbetriebnahme des neuen Betriebshofs ohne neue Zulaufstrecke eine verkehrli-

che Verbesserung ein, was auch nachvollziehbar ist, da die Straßenbahnen nicht mehr den Mitt-

leren Ring auf der Chiemgaustraße zwischen Aschauer Straße und Schwanseestraße befahren, 

sondern diesen nur noch kreuzen. 

An sämtlichen Knoten wird für die Prognoseplanfälle mit neuer Zulaufstrecke und neuem Be-

triebshof mindestens die Verkehrsqualitätsstufe E ermittelt mit Ausnahme des Knotens Chiem-

gaustraße/Schwanseestraße für den Prognoseplanfall 2027 in der abendlichen Spitzenstunde 

des motorisierten Individualverkehrs, für den die Qualitätsstufe F ermittelt wird. Diese Stufe ist 

jedoch bereits im Analysefall gegeben und nicht durch die zusätzlichen Betriebsfahrten bedingt, 

da in diesem Zeitraum laut den dem Gutachten zugrundeliegenden Daten gar keine Ein- und 

Ausrückfahrten von Straßenbahnen geplant sind, sondern nur die bereits zum jetzigen Zeitpunkt 

durchgeführten Linienverkehre und – soweit in diesem Zeitraum ausnahmsweise zwingend not-

wendig - gelegentlichen weiteren Werkverkehre. Das Gutachten beschreibt zusätzlich die Mög-

lichkeit, durch eine Reduzierung des Priorisierungsgrads der kreuzenden Straßenbahnen an der 

Lichtsignalanlage eine Erhöhung der Leistungsfähigkeit des Knotens für den motorisierten Indivi-

dualverkehr zu erreichen. Bis 2035 prognostiziert das Gutachten eine Verkehrsabnahme des 

motorisierten Individualverkehrs, so dass sich die Qualitätsstufe des Knotens während der ver-

schiedenen Spitzenstunden mindestens auf E verbessert.  
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Die Regierung von Oberbayern hat nach Würdigung der Behördenstellungnahmen und Einwen-

dungen im Verfahren keine Zweifel an der Plausibilität der Berechnungen der verkehrstechni-

schen Untersuchung. 

In einer Einwendung wurde zwar geäußert, die verkehrstechnische Untersuchung sei nicht be-

lastbar, unvollständig und an mehreren Stellen widersprüchlich. 

Diese Einschätzung kann jedoch nicht bestätigt werden. Die Untersuchung wurde, wie die Fach-

stellenanhörung bestätigt hat, methodisch entsprechend den Vorgaben des Mobilitätsreferats 

der Landeshauptstadt München in der Leistungsbeschreibung für die Erstellung von verkehrs-

technischen Untersuchungen zur Bestimmung der Leistungsfähigkeit von Knotenpunkten in der 

Landeshauptstadt München, Stand 12.02.2021, erstellt. Auch die Datengrundlagen der ver-

kehrstechnischen Untersuchung sind ausreichend transparent angegeben. Im Erläuterungsbe-

richt, planfestgestellte Unterlage 15.1, wird an wesentlichen Stellen im Textverlauf die Bezugs-

grundlage einzelner Daten erläutert. Zudem werden die betrachteten Verkehrsmengen als Ver-

kehrsmengengerüste knotenpunktscharf in der Anlage 2 der Untersuchung, planfestgestellte Un-

terlage 15.3, benannt.  

Grundlage für die im Gutachten dargestellten bestehenden und prognostizierten Verkehrsbelas-

tungen bilden Verkehrserhebungen für alle wesentlichen Knotenpunkte mit Ausnahme des Kno-

tenpunkts Ständlerstraße/Traunreuter Straße aus dem Jahr 2021, die durch das Mobilitätsreferat 

der Landeshauptstadt München zur Verfügung gestellt wurden. 

Zusätzlich zu diesen vom Mobilitätsreferat der Landeshauptstadt München zur Verfügung ge-

stellten Verkehrsdaten wurde, wie sich aus S. 15 des Erläuterungsberichts der verkehrstechni-

schen Untersuchung ergibt, für den Knotenpunkt Ständlerstraße/Traunreuter Straße am Don-

nerstag, den 6. Juli 2023 eine Verkehrszählung durchgeführt und dadurch der Analysefall für 

diesen Knotenpunkt abgebildet. Die Erhebung am Knotenpunkt Ständlerstraße/Traunreuter 

Straße fand in einer Woche außerhalb der Ferien und ohne Feiertage statt. Die Ergebnisse der 

Verkehrserhebung sind in der Anlage 2 zur verkehrstechnischen Untersuchung als Verkehrs-

mengen im Analysefall dargestellt. 

Die verkehrliche Ausgangssituation im Analysefall für den Betriebshof wird in Kapitel 3.1 des Er-

läuterungsberichts der verkehrstechnischen Untersuchung bei der Beschreibung des heutigen 

Beschäftigtenverkehrs, der Verkehre der Warenlogistik und der sonstigen Verkehre erläutert. 

Die Signallagepläne für den Analysefall wurden, wie auf S. 14 des Erläuterungsberichts darge-

stellt wird, vom Mobilitätsreferat der Landeshauptstadt München zur Verfügung gestellt und sind 

ebenso wie die Signallagepläne für die künftige Ausgestaltung aller von der Planung umfassten 

Knotenpunkte in der Anlage 1 zur Untersuchung, planfestgestellte Unterlage 15.2, enthalten. 

Wie das Mobilitätsreferat der Landeshauptstadt München im Verfahren bestätigt hat, ergeben 

sich die Eingangswerte für die Prognose aus dem 2019 erstellten Verkehrsmodell für das Analy-

sejahr 2018 und den Prognosehorizont 2035 auf Grundlage der anerkannten Verkehrssimulati-

onssoftware PTV VISUM. Der Prognose wurden beim zukünftigen Angebot des öffentlichen Ver-

kehrs in Abstimmung mit der Münchner Verkehrsgesellschaft mbH und der Münchner Verkehrs- 

und Tarifverbund GmbH die zum Zeitpunkt der Modellerstellung gesicherten Maßnahmen bis 

2035 zugrundegelegt. Verhaltensdaten stammten aus der bundesweiten Befragung von Haus-

halten zu ihrem alltäglichen Verkehrsverhalten im Auftrag des Bundesministeriums für Verkehr 

„Mobilität in Deutschland“ 2002. Die dem Modell unterstellten Verhaltens-, Netz- und Strukturda-

ten waren in einer Modelldokumentation beschrieben. 

Zum Zeitpunkt der Beauftragung der verkehrstechnischen Untersuchung Ende 2022 lagen neue 

Verhaltensdaten aus der Befragung „Mobilität in Deutschland“ 2017 vor. Zudem änderte sich 

das Mobilitätsverhalten durch die Corona-Pandemie grundlegend, insbesondere durch die flä-
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chendeckende Etablierung von Arbeit aus dem Home-Office. Aus diesem Grund und um kohä-

rent mit den Beschlüssen des Stadtrats zur Verkehrswende zu sein, wurde die Nachfrage für 

2035 nochmals angepasst, indem in der Personen-Personenkraftwagen-Matrix in der Prognose 

bezogen auf den Quelle-Ziel- und den Binnenverkehr ohne Durchgangsverkehr und ohne Wirt-

schaftsverkehr von Personenkraftfahrzeugen eine Reduzierung von durchschnittlich 25 % vorge-

nommen wurde. Es wurde weiterhin auf den meisten Strecken eine Zunahme des motorisierten 

Individualverkehrs prognostiziert, jedoch war die Zunahme nicht mehr so stark. Die Plausibilität 

dieses Abzugsfaktors wurde untermauert durch die zahlreichen Verkehrswendemaßnahmen, die 

bis 2035 in München umgesetzt werden sollten, im Einzelnen die Tramlinien des Nahverkehrs-

plans Lerchenauer Feld, Ramersdorf-Neuperlach, Wasserburger Landstraße plus eine weitere 

aus Solln/Tram-Südtangente/Tram Nord-Ost/Dachau/Freiham, S-Bahn Nordring von Karls-

feld/Moosach bis zum Forschungs- und Innovationszentrum von BMW, weitere Maßnahmen am 

Bahnknoten München - Berduxstraße, Poccistraße, Menterschwaige, Schwablhofstraße, S7 Ge-

retsried, Sendlinger Spange etc. -, 18+x Busspuren und Expressbusse, 40+x Radentscheidmaß-

nahmen, Altstadtradlring, 6 radiale Radschnellverbindungen, Maßnahmen der Fußverkehrstrate-

gie, Homeofficequote, Mobiltätskonzepte im Neubau und Bestand, Dialogmarketing, Förderung 

von Car-Sharing, Bepreisung ruhender Verkehr und Reduktion der Parkplatzanzahl für Kraftfahr-

zeuge. Zum damaligen Zeitpunkt war es der aktuelle Kenntnis- und Planungsstand, dass die ge-

nannten Tram-, S-Bahn-, Bahn- und Fahrradmaßnahmen bis 2035 fertiggestellt würden. Daher 

wurden diese Maßnahmen für die Anpassung der Prognose des Verkehrsmodells einbezogen. 

Das Modell wurde auf Basis der zum Zeitpunkt der Erstellung gültigen Annahmen erstellt, was 

methodisch korrekt ist. 

Die Prognosewerte für die künftigen verkehrlichen Auswirkungen des Baus und Betriebs des 

von der Antragstellerin geplanten Straßenbahnbetriebshofs sowie eines möglichen Veranstal-

tungsverkehrs auf dem Betriebshofgelände wurden, wie aus dem Erläuterungsbericht der ver-

kehrstechnischen Untersuchung, S. 19, 21 und 23, hervorgeht, nach dem von Dr. Dietmar Bos-

serhoff entwickelten anerkannten Fachverfahren Ver_Bau errechnet. 

Zwar wurde in einer Einwendung inhaltlich zutreffend vorgetragen, dass einige der Verkehrs-

wendemaßnahmen, die zur Untermauerung des oben dargestellten Abzugsfaktors herangezo-

gen wurden, insbesondere der Bau diverser Straßenbahnstrecken sowie die Fertigstellung der 

2. S-Bahn-Stammstrecke im Jahr 2035, nach aktuellem Kenntnisstand unter anderem aus finan-

ziellen Gründen in dem erwarteten Zeitfenster nicht realisiert werden.  

Das Mobilitätsreferat der Landeshauptstadt München hat in einer Stellungnahme zum Verfahren 

insbesondere zur zweiten Stammstrecke jedoch nachvollziehbar vorgetragen, dass zum Zeit-

punkt der Erstellung des der verkehrstechnischen Untersuchung zugrunde liegenden Modells 

noch von einer Fertigstellung der 2. Stammstrecke bis zum Jahr 2035 ausgegangen wurde. 

Grundsätzlich werden für entsprechende Untersuchungen stets die neueste verfügbare Version 

des Verkehrsmodells herangezogen, die nach bestem Wissen und Gewissen den aktuellen 

Stand der Planungen und Strukturdatenentwicklungen abbildet. 

Im vorliegenden Fall haben sich die der Prognose zugrundeliegenden Zahlen des Straßenbahn- 

und Kraftfahrzeugverkehrs nicht geändert; lediglich einige der dem Abzugsfaktor zugrundelie-

genden Annahmen sind aktuell entfallen. Dies führt aber nicht zur Unschlüssigkeit oder Widerle-

gung des Verkehrsgutachtens im Ganzen und gebietet im vorliegenden Fall auch keine Aktuali-

sierung, zumal mittlerweile andere aktuelle, wiederum noch nicht in der verkehrstechnischen Un-

tersuchung genannte Aspekte bekannt sind, die die grundlegende Annahme einer Reduzierung 

des motorisierten Individualverkehrs zusätzlich stützen, insbesondere die 2025 veröffentlichten 

Ergebnisse der Studie „Mobilität in Deutschland 2023“ des Bundesministeriums für Verkehr, die 



 
 

 
 

- 58 - 

 

gegenüber der Studie 2017 einen weiteren Rückgang der individuellen Nutzung von Personen-

kraftfahrzeugen speziell im städtischen Raum von Metropolen ausweisen. 

In der Einwendung wird weiterhin vorgetragen, die Bewertung in der verkehrstechnischen Unter-

suchung, welche nach dem Handbuch für die Bemessung von Straßenverkehrsanlagen 2015 

der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen e.V. (FGSV) erfolgt sei, sei nicht 

ordnungsgemäß durchgeführt worden. Das Handbuch bewerte die Leistungsfähigkeit von Kno-

tenpunkten in einem Schulnotensystem von A bis F. Hierbei gälten im Allgemeinen Knoten bis 

einschließlich der Qualitätsstufe D als leistungsfähig. Knoten mit den Qualitätsstufen E und F 

seien grundsätzlich nicht mehr leistungsfähig. Das Handbuch sei durch allgemeines Rundschrei-

ben Nr. 14/2015 des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur für Bundespro-

jekte verbindlich eingeführt worden. In Ziffer 6 dieses Rundschreibens seien die Bundesbehör-

den angewiesen worden, beim Neu-, Um- und Ausbau von Bundesfernstraßen in der Baulast 

des Bundes mindestens die Qualitätsstufe D für den Verkehrsablauf zu gewährleisten. Auch das 

Mobilitätsreferat der Landeshauptstadt München gehe davon aus und lege zugrunde, dass Kno-

ten nur bis zur Qualitätsstufe D leistungsfähig seien.  

Vorliegend sei die von der Antragstellerin vorgelegte verkehrstechnische Untersuchung aber un-

ter dem Gesichtspunkt, als dass sie offensichtlich die Qualitätsstufe E ganz allgemein als Nach-

weis für die Leistungsfähigkeit genügen lasse, nicht geeignet, durch das Vorhaben entstehende 

Verkehrskonflikte in einer für die Abwägung ordnungsgemäßen Weise zu adressieren. Die Un-

tersuchung bezeichne an mehreren Stellen, ohne im Einzelnen darzulegen, ob und inwieweit es 

sich hier um zu vernachlässigende Nebenströme handle, die Qualitätsstufe E als ausreichend.  

Hierzu ist jedoch auszuführen, dass das allgemeine Rundschreiben Nr. 14/2015 des Bundesmi-

nisteriums für Verkehr und digitale Infrastruktur lediglich eine Anweisung für Bundesbehörden 

beim Neu-, Um- und Ausbau von Bundesfernstraßen in der Baulast des Bundes enthält; solche 

sind aber nicht Gegenstand des hier vorliegenden Vorhabens. In Ziffer 1. des Rundschreibens 

wird auch festgehalten, dass mit den im Handbuch beschriebenen Verfahren die Qualität des 

Verkehrsablaufs ausschließlich aus verkehrstechnischer Sicht bestimmt wird. Die Ergebnisse 

dienen im Rahmen der technisch-wirtschaftlichen Nachweisführung zum Planungsprozess und 

für die einheitliche Gestaltung von Entwurfsunterlagen im Straßenbau der Begründung der ge-

wählten technischen Lösung. Die im Planungsprozess erforderliche Abwägung mit anderen Be-

urteilungsmerkmalen und Zielen – etwa Verkehrssicherheit, Umweltverträglichkeit und Baulast-

trägerkosten - ist nicht Gegenstand des Handbuchs. In den Definitionen zu den Qualitätsstufen 

gemäß dem Handbuch Teil S, Stadtstraßen, Kapitel S4, Seite S4-9 wird eine Kapazitätsüber-

schreitung einzelner Fahrstreifen und ein stetig wachsender Rückstau auf diesen erst mit der 

Verkehrsqualitätsstufe F angenommen. Die Verkehrsqualitätsstufe E wird in der verkehrstechni-

schen Untersuchung genau entsprechend der Definition des Handbuchs beschrieben: „Bei sig-

nalisierten Knotenpunkten sind die Wartezeiten für die jeweils betroffenen Verkehrsteilnehmer 

lang. Auf dem betrachteten Fahrstreifen tritt im Kraftfahrzeugverkehr am Ende der Freigabezeit 

in den meisten Umläufen ein Rückstau auf.“  Die Verkehrsqualitätsstufe F hingegen wird korrekt 

definiert als: „Auf dem betrachteten Fahrstreifen wird die Kapazität im Kraftfahrzeugverkehr 

überschritten. Die Wartezeiten sind für die jeweils betroffenen Verkehrsteilnehmer sehr lang. Der 

Rückstau wächst stetig. Die Kraftfahrzeuge müssen bis zur Weiterfahrt mehrfach vorrücken.“ 

Auf S. 7 des allgemeinen Teils des Handbuchs wird ebenfalls dargelegt, dass bei Verkehrsquali-

tätsstufe E die Grenze der Funktionsfähigkeit des Verkehrsablaufs erreicht wird, während bei 

Verkehrsqualitätsstufe F die Funktionsfähigkeit nicht mehr gegeben ist. Die Grenze zwischen 

den Verkehrsqualitätsstufen E und F entspricht der Kapazität der Straßenverkehrsanlage. Die 

Ausführung in der verkehrstechnischen Untersuchung, dass die Kapazität des Knotens erst bei 

der Verkehrsqualitätsstufe F überschritten wird, ist also zutreffend. 
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Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs sind öffentliche Belange, die in die Abwägung nach § 

28 Abs. 1 Satz 2 PBefG einzustellen sind. Bei einem Straßenbahnvorhaben muss im Planfest-

stellungsverfahren geprüft werden, ob der prognostizierte Verkehr auf dem geplanten Schienen-

weg bewältigt werden kann. Weiter ist in die Abwägung einzustellen, welche verkehrlichen Wir-

kungen das Vorhaben auf den vorhandenen Straßen hervorruft. Das Gebot der Konfliktbewälti-

gung verlangt, dass die vom Vorhaben ausgelösten und ihm zuzurechnenden Konflikte in der 

Abwägung berücksichtigt und einer Lösung zugeführt werden müssen. 

Belange der Verkehrssicherheit im Sinne des § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 PBefG stehen der Plan-

feststellung hier nicht entgegen. 

Zum Belang der Leichtigkeit des Verkehrs ist insgesamt, wie festgestellt, zu prognostizieren, 

dass auch beim Bau der Zulaufstrecke die Leistungsfähigkeit an allen untersuchten Knoten in 

den beiden Prognose-Planfällen 2027 und 2035 mit mindestens Verkehrsqualitätsstufe E gege-

ben sein wird mit Ausnahme des Knotens Chiemgaustraße/Schwanseestraße in der abendli-

chen Spitzenstunde des motorisierten Individualverkehrs im Prognose-Planfall 2027, der hier bei 

einer geringfügigen Überlastung von etwa 2 % mit der Qualitätsstufe F bewertet wird. Der Be-

trieb der Zulaufstrecke ist jedoch hierfür, wie dargestellt, nicht ursächlich. 

Im personenbeförderungsrechtlichen Planfeststellungsverfahren nach § 28 PBefG müssen nicht 

alle Verkehrsprobleme, insbesondere die der Überlastung vorhandener Straßen mit dem motori-

sierten Individualverkehr, gelöst werden. Es besteht auch kein in der Abwägung unüberwindba-

res Hindernis, wenn, wie hier, vorhandene Kreuzungen, die bereits im Status quo durch den mo-

torisierten Individualverkehr stark belastet und in Spitzenstunden überlastet sind, durch das 

Straßenbahnvorhaben betroffen werden. Diese Konflikte müssen aber in die Abwägung einge-

stellt werden.  

Im vorliegenden Fall sprechen im Rahmen der Abwägung die gewichtigeren Gesichtspunkte zu 

Gunsten des Neubaus der Straßenbahn-Zulaufstrecke. Die verkehrstechnische Untersuchung 

belegt, dass die Belange der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs sowohl auf der Schienen-

strecke als auch auf den vorhandenen Straßen ausreichend gewährleistet werden können. Es 

kommt nicht zum Funktionsverlust der betroffenen Straßen und Knotenpunkte. Selbst wenn sich 

zukünftig gelegentlich aufgrund besonderer Umstände an einzelnen Knoten Rückstaulängen er-

geben, die zu einer verkehrlichen Überlastung dieser Knoten führen, ist dies hinnehmbar, da an-

dererseits der Bau einer leistungsfähigen Zulaufstrecke zu einem Straßenbahnbetriebsgelände 

einen wichtigen Beitrag zur allgemeinen Leistungsfähigkeit des öffentlichen Personennahver-

kehrs leistet. Ohne ausreichende Betriebsgelände und entsprechende Anbindung ist auch der 

Ausbau von Kapazitäten in der Personenbeförderung durch Straßenbahnen sowohl im Hinblick 

auf Taktverdichtungen als auch im Hinblick auf den Bau und Betrieb neuer Strecken nicht mög-

lich. Würde man zu Gunsten der Verbesserung der Qualität des motorisierten Individualverkehrs 

auf den Ausbau von Straßenbahnbetriebsstrecken verzichten, würde dies den Zielen und 

Grundsätzen der Art. 2 Abs. 1 und 3 Abs. 1 BayÖPNVG widersprechen. Um die Leistungsfähig-

keit von Knoten des motorisierten Individualverkehrs zu verbessern, ist es im Übrigen gerade ein 

taugliches Mittel, wenn deren Verkehrsbelastung und Frequentierung durch Kraftfahrzeuge re-

duziert wird, und das kann wiederum unter anderem gerade dadurch erreicht werden, dass ein 

leistungsfähiges Angebot des öffentlichen Personennahverkehrs ausgebaut wird und im Zuge 

dessen mehr Personen statt eines Personenkraftfahrzeugs ein öffentliches Verkehrsmittel be-

nutzen. Somit trägt der Bau der Zulaufstrecke längerfristig mittelbar auch zur Verbesserung der 

Verkehrssituation des motorisierten Individualverkehrs bei. 
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Insgesamt steht somit die Verkehrssituation des motorisierten Individualverkehrs an den durch 

die Planung tangierten Verkehrsknotenpunkten, insbesondere den von diesen am höchsten be-

lasteten Knoten Chiemgaustraße/Schwanseestraße und Schwanseestraße/Ständlerstraße/Sta-

delheimer Straße in der Abwägung der Feststellung des Plans für den Neubau der Zulaufstrecke 

nicht entgegen, sondern die überwiegenden Belange sprechen in diesem Punkt für den Bau der 

Straßenbahnbetriebsstrecke. 

 

Das Mobilitätsreferat der Landeshauptstadt München hat in seiner Stellungnahme zum Verfah-

ren zudem darauf hingewiesen, dass gegen die Nutzung des gesamten öffentlichen Parkplatzes 

südlich des Knotens Schwanseestraße/Ständlerstraße/Stadelheimer Straße als Baustellenein-

richtungsfläche und zur Zwischenlagerung und Beprobung von Bauschutt während der gesam-

ten Bauzeit Bedenken bestehen. Dieser öffentliche Parkplatz werde von Besuchern des Fried-

hofs am Perlacher Forst genutzt. Beim Parkplatz handle es sich um die einzige Parkmöglichkeit 

im nördlichen Eingangsbereich. Es gebe zwar weitere Parkmöglichkeiten an der Maurerstraße 

im westlichen Eingangsbereich und an der Lincolnstraße im südlichen Eingangsbereich, aller-

dings in so großer Entfernung, dass es den in der Regel älteren Friedhofsbesuchern nicht zuzu-

muten sei, so lange Wege in Kauf zu nehmen. Aus diesem Grund werde der Nutzung des ge-

samten öffentlichen Parkplatzes widersprochen und es könne aus Sicht des Mobilitätsreferats 

nur die nördliche Hälfte des Parkplatzes für das Vorhaben geopfert werden. 

Die Antragstellerin hat jedoch nachvollziehbar dargelegt, dass die Fläche auf dem öffentlichen 

Parkplatz komplett für die Baustellenabwicklung benötigt wird, um in erster Linie den um- 

fangreich anfallenden Erdaushub und Abbruch im Baustellenbereich zwischenlagern und bepro- 

ben zu können. Die während der ganzen Bauzeit anfallenden Massen müssen auf Mieten sepa- 

riert und beprobt werden, bevor der Entsorgungs- oder Wiederverwertungsweg festgelegt wer-

den kann, um den Anforderungen an eine ordnungsgemäße Behandlung im Sinne des Boden-

schutzrechts zu genügen. Radlader und Lastkraftfahrzeuge müssen rangieren können. Besu-

cher können den Nordeingang des Friedhofs am Perlacher Forst sehr gut mit öffentlichen Ver-

kehrsmitteln – Bus und Straßenbahn bis zur Haltestelle Schwanseestraße - erreichen. Ferner 

sind eine ganze Reihe von Parkmöglichkeiten für Personenkraftfahrzeuge in der südlichen 

Schwanseestraße - auf Höhe des Parkplatzes und weiter südlich - sowie in der Georg-Meisen-

bach-Straße verfügbar. Zusätzlich zu den erwähnten Parkmöglichkeiten in der Lincolnstraße und 

Maurerstraße existieren weitere Parkmöglichkeiten am Straßenrand beim Osteingang in der 

Herbert-Quandt-Straße.  

Daraufhin hat das Mobilitätsreferat der Landeshauptstadt München in einer weiteren Stellung-

nahme zum Verfahren angekündigt, bei Nutzung des Parkplatzes als Baustelleneinrichtungsflä-

che als Kompensation für Friedhofsbesucherinnen und Friedhofsbesucher einen Teil der Park-

plätze in der südlichen Schwanseestraße - südlich des öffentlichen Parkplatzes - während der 

Baustelle temporär als Kurzparkzone zu beschildern und diesbezüglich eine verkehrsrechtliche 

Anordnung zu erlassen. 

Ein Anrecht Einzelner auf Parken im öffentlichen Straßengrund, insbesondere auf Parken an ei-

ner bestimmten Stelle, besteht nicht, so dass hieraus auch keine subjektiven Rechte hergeleitet 

werden können. 

 

11. Denkmalschutz 

 

Im Umfeld des Bauvorhabens existieren als Baudenkmäler der Friedhof am Perlacher Forst und 

Teile der Straßenbahnhauptwerkstätte. Diese sind jedoch nicht vom Vorhaben betroffen. Durch 

das Vorhaben wird es somit zu keiner Änderung an denkmalgeschützten Gebäuden kommen. 
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Im Planungsbereich befinden sich auch keine Hinweise auf Bodendenkmäler, die durch den Bau 

der Betriebshofzulaufstrecke beeinträchtigt werden könnten. Die projektbedingte Versetzung 

zweier Litfaßsäulen südlich der Wendeschleife ist, wie die Fachstellenanhörung im Verfahren 

ergeben hat, aus denkmalschützerischer Sicht unbedenklich. 

 

 

G. Würdigung von Einwendungen    

 

Wir weisen darauf hin, dass die Einwenderinnen und Einwender, die im Folgenden gesondert 

erwähnt sind, aus Datenschutzgründen mit Nummern angegeben sind. Der Landeshauptstadt 

München, die diesen Planfeststellungsbeschluss öffentlich auslegen wird, wird eine Entschlüs-

selungsliste zur Verfügung gestellt. Nach Namensnennung werden durch Bedienstete der Stadt 

Einsicht nehmenden Einwenderinnen bzw. Einwendern die zugehörigen Nummern mitgeteilt.  

 

1. Einwender E1 

 

Die Einwender sind Gesellschaften eines Konzerns und Betreiber der Eisenbahnstrecken von 

München-Ost nach Deisenhofen und von München-Giesing nach Kreuzstraße und der diese be-

gleitenden Energieleitungen, die von der planfestgestellten Maßnahme an der Eisenbahnüber-

führung Ständlerstraße – Neubau – und der Eisenbahnüberführung Chiemgaustraße – Rückbau 

– unterquert werden. Sie weisen darauf hin, dass durch den Bau und Betrieb der Straßenbahn-

strecke der gewöhnliche Betrieb der bahnbetriebsnotwendigen Anlagen, zu dessen sicherer 

Führung sie gesetzlich verpflichtet sind, einschließlich der Maßnahmen zur Wartung und In-

standhaltung sowie Maßnahmen zu Umbau, Erneuerung oder etwa notwendiger Erweiterungen 

keinesfalls verzögert, behindert oder beeinträchtigt werden dürfen. Weiter führen sie aus, durch 

das Vorhaben dürften die Sicherheit und die Leichtigkeit des Eisenbahnverkehres auf der an-

grenzenden Bahnstrecke nicht gefährdet oder gestört werden, und stellen hierzu detaillierte For-

derungen. Die Einwender sehen ihre Beteiligung und Abstimmungen mit ihnen im Rahmen der 

Bauausführung als notwendig an. 

 

Zu den Einwendungen wird auf die Ausführungen unter F.3 sowie die Nebenbestimmungen 

2.2.9 und 2.2.10 verwiesen.  

Die Antragstellerin hat in ihrer Stellungnahme zur Einwendung noch darauf hingewiesen, dass 

die Straßenbahn auch zukünftig wie bereits jetzt schon der Individualverkehr die Eisenbahnüber-

führung Ständlerstraße unterkreuzt. Damit sind planmäßig weder im laufenden Betrieb noch 

während der Bauzeit Einschränkungen des Eisenbahnverkehrs verbunden und auch die Stand-

sicherheit der Eisenbahnüberführung wird durch den Bau der Tramstrecke nicht beeinträchtigt. 

Ein Betreten von Bahnanlagen wird voraussichtlich nicht erforderlich sein, allenfalls für die An-

bringung eines Berührungsschutzes an den Brückenkappen zur Einhaltung des elektrischen 

Schutzabstandes zur Straßenbahn-Fahrleitung. Es werden voraussichtlich auch keine Grenz-

steine tangiert, da keine Arbeiten im Eisenbahnstreckenbereich stattfinden. Planmäßig sind 

auch keine Kranarbeiten erforderlich in der Nähe der Eisenbahnbrücke, da für die Anbringung 

des Berührungsschutzes voraussichtlich ein Hubsteiger von der Ständlerstraße aus zum Einsatz 

kommen wird, der jedoch nach aktuellem Konzept nicht über Gleisanlagen der DB schwenken 

und auch nicht in die Nähe der 15 kV-Oberleitung gelangen wird.  

Die festgesetzten Nebenbestimmungen decken dennoch vorsorglich insbesondere auch die 

Fälle des Betretens von Bahnanlagen, Tangierens von Grenzsteinen und von Kranarbeiten ab.  
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2. Einwender E2 

 

Die Einwender sind privatrechtliche Gesellschaften, die Eigentümer der Grundstücke der Ge-

markung München Sektion 8 Flur-Nr. 16225/13, bebaut mit dem teils gewerblich, teils als private 

weiterführende Schule genutzten Anwesen Ständlerstr. 36/Traunreuter Str. 1a – in letzterem ist 

laut Vorbescheid der Landeshauptstadt München der Einbau einer Betriebsleiterwohnung zuläs-

sig -, Flur-Nr. 16225/14, bebaut mit dem gewerblich genutzten Anwesen Ständlerstr. 38, Flur-Nr. 

16225/15, bebaut mit dem Wohngebäude Traunreuter Straße 1b sowie Flur-Nr. 16225/1, bebaut 

mit den Wohngebäuden Traunreuter Str. 3, 5 und 7 sind. Sie haben im Verfahren zum Neubau 

eines Straßenbahnbetriebshofs in der Ständlerstraße durch die Antragstellerin, das, wie darge-

stellt, von der Regierung von Oberbayern als separates Planfeststellungsverfahren geführt wird, 

Einwendungen erhoben und Betroffenheiten vorgetragen, insbesondere, dass die Wohnge-

bäude Traunreuter Straße 3 und 5 unzumutbaren Lärmimmissionen ausgesetzt wären, bedingt 

durch die auf der Traunreuter Straße geplante Zufahrt sowie den dort situierten Parkplatz und 

durch die Quietschgeräusche der Straßenbahnen ausgehend von der Wendeschleife mit ihrem 

180°-Radius im Zufahrtsbereich des Straßenbahnbetriebshofs und dass durch das Vorhaben 

eine Neuordnung des Grundstücks Ständlerstraße 36 mit einer Wohnbebauung unmöglich ge-

macht würde und der Gebietscharakter im Bereich der Gebäude Traunreuter Straße 5 und 7 von 

einem gewachsenen reinen bzw. allgemeinen Wohngebiet zu einem Mischgebiet herabgestuft 

würde und damit ein massiver Wertverlust an der Sachsubstanz der Grundstücke eintreten 

würde. Die Gebäude befinden sich mindestens 110 m östlich der geplanten und bereits beste-

henden Straßenbahnzufahrt zum Betriebsgelände in der Ständlerstraße, ebenso wie dieses auf 

der Südseite der Ständlerstraße. 

 

Zum Verfahren haben die Bevollmächtigten der Einwender ausgeführt, dass das der Regierung 

von Oberbayern zustehende Ermessen gemäß § 29 Abs. 1a Nr. 1 PBefG i. V. m. Art. 35 

BayVwVfG auf Null zu Gunsten der Durchführung eines Erörterungstermines reduziert sei. 

Zum einen sei die Regierung von Oberbayern an ihre bisherige Verwaltungspraxis gebunden. 

Seit Inkrafttreten der Novellierung von § 29 Abs. 1a Nr. 1 PBefG sei immer dann, wenn es pri-

vate Einwendungen gab, ein Erörterungstermin durchgeführt worden, insbesondere zum Plan-

feststellungsbeschluss vom 04.09.2023 zur Tram Westtangente und vom 31.10.2024 zur Tram 

Münchner Norden. Bei den Vorhaben Wendeschleife Lothstraße, Planfeststellungsbeschluss 

vom 11.01.2022, Tramausbau Scheidplatz Süd, Planfeststellungsbeschluss vom 21.12.2022 

und Tektur Westtangente, Änderungsplanfeststellungsbeschluss vom 28.02.2024, habe es keine 

privaten Einwendungen gegeben. Dies sei der Grund gewesen, warum auf einen Erörterungster-

min verzichtet wurde. 

Diese Verwaltungspraxis binde das Ermessen der Regierung von Oberbayern auch im Fall Zu-

laufstrecke Straßenbahnbetriebshof Ständlerstraße. Es gebe keinen sachlichen Grund für eine 

Differenzierung. Würde die Durchführung eines Erörterungstermines hier verweigert, wäre dies 

ermessensfehlerhaft. Folge wäre eine sachwidrige Ungleichbehandlung der Einwender. 

Konsequenz wäre nicht nur eine rechtswidrige Ermessensausübung im Rahmen von § 29 Abs. 

1a Nr. 1 PBefG, sondern auch begründeter Anlass auf Seiten der Einwender, an der Unbefan-

genheit der Entscheidungsträger zu zweifeln. 

Des Weiteren bestehe die Notwendigkeit der Erörterung aufgrund ungeklärter Sachfragen. 

Der Erörterungstermin sei durchzuführen, um die im Verfahren erhobenen Einwendungen und 

Stellungnahmen mit den Beteiligten sachlich zu erörtern. Er diene der weiteren Aufklärung des 

Sachverhalts sowie der Gewährung rechtlichen Gehörs. Im Rahmen des Termines könnten of-

fene Fragen geklärt und mögliche Missverständnisse ausgeräumt werden. Zugleich ermögliche 
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der Erörterungstermin der Behörde, die vorgetragenen Belange vollständig zu erfassen und ge-

geneinander abzuwägen. Ziel sei nicht die Herbeiführung einer Entscheidung, sondern die Vor-

bereitung einer sachgerechten, transparenten und fehlerfreien Verwaltungsentscheidung. 

Genau dies sei hier der Fall. Die schriftlichen Ausführungen der Antragstellerin zu dem Einwen-

dungsschriftsatz der Einwender seien nicht geeignet, offene Sachverhaltsfragen in einer Weise 

zu klären, wie dies notwendig sei, um eine sachgerechte Entscheidungsbasis für die Regierung 

von Oberbayern bei Vorbereitung eines Planfeststellungsbeschlusses zu schaffen. Exemplarisch 

wurde darauf hingewiesen, dass nach wie vor offen sei, warum über sechs Bäume, die in den 

Anwendungsbereich der BaumschutzV fielen, in der Schwanseestraße gefällt werden müssten 

und ob es nicht doch eine Möglichkeit gebe, diese Bäume zu erhalten. Zwischen den Ver-

kehrsgutachtern gebe es erhebliche Differenzen über die Belastung der betroffenen Knoten-

punkte Schwanseestraße/Chiemgaustraße, Schwanseestraße/Ständlerstraße und über die Leis-

tungsfähigkeit dieser Knoten. Nur im persönlichen Dialog zwischen den Experten könnten diese 

Fragen geklärt werden. 

Der Stellungnahme des von den Einwendern beauftragten Sachverständigen zur von der An-

tragstellerin vorgelegten schalltechnischen Stellungnahme zur Tektur A sei zu entnehmen, dass 

Dissens zwischen den Gutachtern über die Grundlagen der Schallschutzberechnungen, das an-

zuwendende Regelwerk und die zu berücksichtigenden Immissionswerte bestehe. Weitere Stel-

lungnahmen hätten keine klärende Wirkung, sondern böten für den eine Entscheidung treffen-

den Juristen vielmehr Anlass zur Verwirrung. 

Gerade im Fall der Zulaufstrecke sei es deshalb besonders wichtig, einen Erörterungstermin 

durchzuführen. 

Zuletzt biete ein Erörterungstermin die Chance, eine weitere Auseinandersetzung zu verhindern, 

er habe mithin Befriedungsfunktion. Ein Erörterungstermin habe eine Befriedungsfunktion, weil 

er Konflikte nicht eskaliere, sondern kanalisiere und transparent bearbeite. Er biete die Möglich-

keit eines direkten Dialogs statt Schriftverkehr. Er schaffe Transparenz über die Entscheidungs-

grundlagen. Er könne Missverständnisse aufklären und biete vor allem die Möglichkeit zur Kon-

fliktentschärfung. Ein Erörterungstermin für das Planfeststellungsverfahren Zulaufstrecke biete 

die Möglichkeit, ein Klageverfahren durch die Einwender oder einen anerkannten Naturschutz-

verband zu vermeiden, denn insbesondere die Experten für die Bereiche Baumschutz, Ver-

kehrsbelastung und Leistungsfähigkeit der Knotenpunkte sowie Schall könnten sich im direkten 

Dialog austauschen und die gegenseitigen Standpunkte zum Ausgleich bringen. So könne eine 

Befriedung herbeigeführt und eine Klage vermieden werden. 

Der vom Gesetz grundsätzlich vorgesehene Erörterungstermin habe gleichfalls die Funktion, im 

gemeinsamen Gespräch einen Konsens zu finden. Ein Konsens dürfe nicht daran scheitern, 

dass die Regierung von Oberbayern nicht zum Erörterungstermin lade. 

 

Die Einwender halten die Planrechtfertigung des Vorhabens Zulaufstrecke für nicht gegeben. Es 

sei weder im Sinne des PBefG erforderlich, noch werde es realistisch je umgesetzt werden. Das 

Projekt sei tatsächlich ein untrennbarer Bestandteil des mit gesondertem Antrag zur Planfest-

stellung beantragten Projekts Neubau eines Straßenbahnbetriebshofs an der Ständlerstraße. Da 

der Hauptbestandteil des Projekts, der eigentliche Neubau des Betriebshofs, so wie beantragt 

nicht genehmigungsfähig sei, sei das vorliegende Projekt weder erforderlich noch werde es um-

gesetzt werden. Die Zulaufstrecke würde, bildlich gesprochen, im Nichts enden. 

Das Projekt Neubau einer Zulaufstrecke verfolge kein eigenständiges Projektziel, das vom Neu-

bau des Betriebshofs trennbar wäre. Den untrennbaren Zusammenhang stelle der Erläuterungs-

bericht selbst her. Dort werde auf Seite 5, Ziffer 1.1 sowie Seite 8, Ziffer 5, am Ende, ausdrück-
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lich klargestellt, dass einziger Zweck der neuen Zulaufstrecke die Erschließung des neuen Be-

triebshofs sei. Korrelierend werde im Erläuterungsbericht zum Planfeststellungsantrag zum Be-

triebshof die Erneuerung der Zulaufstrecke als zwingend erforderlich bezeichnet. Der neue Be-

triebshof setze die neue Zulaufstrecke als bestehend und umgesetzt voraus. 

Gerade der Erläuterungsbericht zum Neubau des Betriebshofs stelle mithin einen untrennbaren 

Zusammenhang zur Zulaufstrecke her. Umgekehrt sei damit auch klargestellt, dass die Zulauf-

strecke keine vom Betriebshof zu trennende eigene Daseinsberechtigung habe. 

Dem Projekt fehle sowohl die Erforderlichkeit als auch die überwiegende Wahrscheinlichkeit der 

Umsetzung im Sinne der Planrechtfertigung. Es bestehe kein konkreter Bedarf für die angebo-

tene Verkehrsleistung, da das Projekt Neubau Betriebshof nicht genehmigungsfähig wie bean-

tragt und damit nicht umsetzbar sei.  

Der Bau des Betriebshofs sei zum einen bauplanungsrechtlich unzulässig. Notwendig für die 

Umsetzung wäre nämlich die Aufstellung eines Bebauungsplans. Diese sei aber nach wiederhol-

ter Einlassung der Landeshauptstadt München nicht beabsichtigt. Damit stehe der Umsetzung 

des Straßenbahnbetriebshofes ein unüberwindbares Hindernis entgegen. Das Vorhaben befinde 

sich im Außenbereich und könne dort als sonstiges Vorhaben nur nach Durchführung eines Be-

bauungsplanverfahrens umgesetzt werden. Bis zum Inkrafttreten eines Bebauungsplanes gebe 

es keine Möglichkeit, den Neubau des Straßenbahnbetriebshofes umzusetzen. 

Das Planungsprivileg des § 38 BauGB greife nicht, da es sich nicht um ein Vorhaben von 

überörtlicher Bedeutung handle. Die Straßenbahnen, die im Betriebshof abgestellt, gewartet und 

repariert würden, seien mit Ausnahme weniger Haltestellen in Grünwald nur für den Betrieb im 

Münchner Stadtgebiet vorgesehen. Auch wenn eine Zuordnung des Projekts zum Außenbereich 

oder dem Innenbereich nicht eindeutig festzustellen sei, sei wohl zumindest der Bereich ab dem 

Sportplatz in südliche Richtung dem Außenbereich zuzuordnen. Hierfür spreche auch, dass die 

BaumschutzV bei der Fällung des umfangreichen Baumbestandes im südlichen Grundstücksbe-

reich nicht zur Anwendung gekommen sei. 

Da es sich bei dem geplanten Vorhaben um ein nicht privilegiertes Vorhaben im Sinne des § 35 

Abs. 2 BauGB handle, sei es bereits dann unzulässig, wenn es öffentliche Belange beeinträch-

tige. Das Vorhaben könne schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des § 35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 

3 BauGB aufgrund der mit ihm verbundenen Lärm-, Erschütterungs- und elektromagnetischen 

Immissionen zur Folge haben. Es verletze außerdem den Belang von § 35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 7 

BauGB. Der Außenbereich im Innenbereich würde zwar komplett aufgefüllt werden, im Erst-

rechtschluss zum Verbot der Errichtung von Bauten wegen der Gefahr der Entstehung einer 

Splittersiedlung sei jedoch diese Vorschrift auch in diesem Fall erfüllt.  

Zudem werde gegen den durch die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts festgestell-

ten Belang des Planungserfordernisses verstoßen.  

Außerdem würde sich das Vorhaben auch nicht in die nähere Umgebung einfügen. 

Des Weiteren werde mit dem Antrag für den Neubau des Betriebshofs beantragt, eine Ausnah-

megenehmigung von den grundlegenden Verbotstatbeständen des § 44 BNatSchG zu erteilen, 

weil durch die Baumaßnahme Habitate der nach § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG und Anhang IV 

Buchstabe a) der FFH-Richtlinie RL 92/43/EWG besonders geschützten Zauneidechse, Lacerta 

agilis, beeinträchtigt würden. Eine Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG könne 

jedoch nicht erteilt werden kann, da die Voraussetzungen nicht vorlägen.  

Bestehende Habitate im Nordwesten würden überbaut, eine Maßnahme sei aber insoweit schon 

gar nicht geplant. Dementsprechend lägen bereits insoweit Verstöße gegen die Verbotstatbe-

stände des § 44 BNatSchG vor, da durch die Überbauung Fortpflanzungs- oder Ruhestätten 

zerstört würden, § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG, und ferner davon auszugehen sei, dass während 

der Bauarbeiten nicht abgesammelten Zahneidechsen verletzt oder getötet würden, § 44 Abs. 1 
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Nr. 1 BNatSchG. Eine Ausnahmegenehmigung hierfür werde nicht einmal beantragt und es 

fehle an einer Alternativenprüfung. Auch der Antrag für die Ausnahmegenehmigung für die Zer-

störung der südwestlich gelegenen Zauneidechsenhabitate, für die als einzige Maßnahmen vor-

gesehen seien, sei nicht genehmigungsfähig.  

Im landschaftsplanerischen Begleitplan sei weiter festgehalten, dass auch die auf dem Gelände 

vorkommende Fledermausart des Großen Abendseglers durch den Neubau des Straßenbahn-

betriebshofs beeinträchtigt werde. Der Große Abendsegler sei ausweislich der vom Bundesamt 

für Naturschutz mit Stand 22.06.2022 geführten Liste durch Aufnahme in Anhang IV der FFH-

Richtlinie unter Schutz gestellt worden und damit besonders geschützte Art nach § 7 Abs. 2 Nr. 

13 BNatSchG, so dass die Verbote des § 44 BNatSchG für ihn gälten. Es gehe insbesondere 

Brut- und Nistraum verloren, da mit dem Abriss der Interimswerkstatt die dort vorhandenen Fle-

dermaushabitate – Baumhöhlen und Gebäudequartiere - zerstört würden. Im Artenschutzbeitrag 

zum landschaftspflegerischen Begleitplan werde vom Fachgutachter ausgeführt, dass für die Al-

penfledermaus, das Braune Langohr, den Großen Abendsegler und die Rauhautfledermaus, 

welche auch Baumhöhlen nutzen, eine Tötung von einzelnen Individuen nicht ausgeschlossen 

werden könne. Mithin werde gegen § 44 Abs 1 Nr. 2 und Nr. 3 BNatSchG verstoßen. Dafür sei 

wiederum eine Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich. 

Der Darstellung im Artenschutzbeitrag sei aber zu entnehmen, dass der exakte Status der ent-

sprechenden Arten dem Gutachter nicht bekannt gewesen sei, sodass die artenschutzrechtliche 

Beurteilung nur vorläufig erfolgt sein könne. Das alleinige Aufhängen von Nistkästen als CEF-

Maßnahme sei als nicht ausreichend anzusehen. Die Ausnahme könne wiederum nicht erteilt 

werden, weil es an einer ausreichenden Alternativenprüfung und der Darlegung sowie dem 

Nachweis fehle, dass die beabsichtigten Ziele anders als durch die gegen § 44 BNatSchG ver- 

stoßende Maßnahme nicht erreicht werden könnten. 

 

Die Trennung der Verfahren Betriebshofzulaufstrecke und Betriebshof stelle eine sachwidrige 

Bildung mehrerer Planungsabschnitte dar. Die beiden Planfeststellungen neue Zulaufstrecke 

und neuer Straßenbahnbetriebshof seien, wie eingangs geschildert, faktisch zwei Teile dessel-

ben Projekts. Die Zulaufstrecke erfülle keinen anderen Zweck als den neuen Betriebshof zu er-

schließen, der neue Betriebshof wiederum setze die neue Zulaufstrecke im Planfeststellungsver-

fahren als umgesetzt voraus. Faktisch habe die Antragstellerin ein einheitliches Projekt, nämlich 

die Errichtung und den Ausbau des neuen Betriebshofs und dessen Erschließungsstrecke, in 

zwei Projekte zerlegt.  

Grundsätzlich sei anerkannt, dass eine Planfeststellung auch in Abschnitten erfolgen könne und 

insoweit ein planerisches Ermessen der Planfeststellungsbehörde bestehe. Vorliegend lägen je-

doch die Voraussetzungen, um eine planerische Abschnittsbildung zu rechtfertigen, nicht vor. 

Die Komplexität der beiden Projekte sei im Vergleich zum Bereich von Bundesfernstraßen- und 

Eisenbahnprojekten, in dem die planerische Abschnittsbildung bislang behandelt worden sei, be-

grenzt. Darüber hinaus seien die gebildeten Abschnitte auch im Hinblick auf das Gesamtprojekt 

nicht eigenständig planerisch zu rechtfertigen, insbesondere die Zulaufstrecke nicht. 

Eine Abschnittsbildung finde vor allem im Bereich des Straßenplanungs- und Eisenbahnrechts 

sowie im Bereich von Energieversorgungstrassen statt und rechtfertige sich daraus, dass bei 

überregionalen Verkehrsprojekten in einem dicht besiedelten Land zahlreiche planerische Bin-

dungen entlang der Strecke vorausgesetzt und berücksichtigt werden müssten, was die Komple-

xität des Projekts enorm steigere; um dies beherrschbar und planbar zu machen, könnten als 

Ausfluss des planungsrechtlichen Abwägungsgebots Planungsabschnitte gebildet werden. 
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Die rechtmäßige Abschnittsbildung setze dabei nach der Rechtsprechung des Bundesverwal-

tungsgerichts voraus, dass die Bildung der Teilabschnitte das Ergebnis einer planerischen Ab-

wägung sei und jeder der gebildeten Teilabschnitte für sich über eine planerische Rechtfertigung 

in Form einer grundsätzlich selbstständigen Verkehrsfunktion, betrachtet vor dem Hintergrund 

der Gesamtplanung, verfüge. Die Abschnittsbildung dürfe nicht dazu führen, dass Rechtsschutz-

möglichkeiten beschnitten würden und müsse der Gefahr vorbeugen, dass ein Planungstorso 

entstehe, wenn andere Abschnitte des Gesamtprojekts nicht verwirklich würden. 

Diesen Vorgaben werde die Aufteilung des Gesamtprojekts in „Zulaufstrecke“ und „Betriebshof“ 

nicht gerecht, weil dafür keine sachliche Rechtfertigung bestehe und insbesondere das Projekt 

Zulaufstrecke ohne den Betriebshof nicht eigenständig funktionsfähig sei. Warum das Projekt in 

Abschnitte aufgeteilt werde, werde in den Projektunterlagen nicht erläutert. Insoweit seien be-

reits die Planfeststellungsunterlagen unvollständig. Wenn solche Voraussetzungen bestünden 

und insbesondere sachliche Erwägungen die Antragstellerin und die Planfeststellungsbehörde 

leiten müssten, dann müssten diese Erwägungen zur Prüfung auch für die Einwender ersichtlich 

sein. Die im Planfeststellungsverfahren vorzulegenden Unterlagen sollten den Anstoß liefern, die 

eigene Betroffenheit zu prüfen und dienten der Konfliktbewältigung. Dem könnten die Unterla-

gen nur gerecht werden, wenn sie offenlegten, warum und vor welchem Hintergrund überhaupt 

Planungsabschnitte gebildet würden. Das Vorhaben sei nicht derart komplex oder begegne nicht 

aufgrund seiner Größe derart vielen Schwierigkeiten, dass eine Abschnittsbildung sachlich ge-

boten oder gerechtfertigt wäre. Die Abschnittsbildung dürfe nicht dazu führen, dass dem Gebot 

der Problembewältigung nicht umfassend Rechnung getragen werde. 

Im Zuge einer Abschnittsbildung sei, um zu vermeiden, dass Rechtsschutzmöglichkeiten be-

schränkt würden und bei Wegfall oder Nichtrealisierung weiterer Planungsabschnitte ein Pla-

nungstorso entstehe, in der Rechtsprechung wiederholt entschieden worden, dass die gebilde-

ten Abschnitte eine selbständige, eigene Verkehrsfunktion im Hinblick auf die Gesamtplanung 

haben müssten. Dadurch solle unter anderem gewährleistet werden, dass die Bildung von Teil-

abschnitten auch dann noch planerisch sinnvoll sei und bleibe, wenn sich – aus welchen Grün-

den auch immer – die Verwirklichung der Gesamtplanung verzögere und sie schließlich ganz 

aufgegeben werden sollte. 

Zwar werde im Planungsrecht für Energietrassen die Abschnittsbildung auch ohne eigenstän-

dige verkehrliche Bedeutung gesetzlich normiert und durch die Rechtsprechung akzeptiert. 

Ebenso setze die Rechtsprechung bei Vorhaben, die unter das Eisenbahnrecht fallen, keine ei-

genständige Verkehrsfunktion der einzelnen Teilabschnitte voraus. Dies begründe die Recht-

sprechung des Bundesverwaltungsgerichts damit, dass das Schienennetz im Vergleich zum 

Straßennetz viel weitmaschiger geflochten sei und sich hierdurch unüberschaubare Planfeststel-

lungsverfahren ergeben würden, wenn Verbindungen zwischen Verkehrsknotenpunkten und 

Städten dementsprechend nur in einem Stück geplant werden könnten.  

Diese Überlegungen seien auf den hier gegebenen Fall eines Vorhabens nach dem PBefG nicht 

anwendbar. Wie schon ausgeführt, weise das Vorhaben insgesamt nicht eine Komplexität auf, 

die für sich die Abschnittsbildung rechtfertigen könnte. Erst recht könnten dann nicht die für die 

Besonderheiten von überregionalen Energietrassen und überregionalen Eisenbahnvorhaben 

entwickelten Grundsätze der vorbezeichneten Rechtsprechung herangezogen werden. Das Vor-

haben „Straßenbahnbetriebshof“ und „Zulaufstrecke“ betreffe letztlich nur ein einzelnes, wenn 

auch großes Grundstück und einige Verkehrsknotenpunkte in unmittelbarer Umgebung. Die be-

troffenen Straßen beträfen allesamt denselben Straßenbaulastträger und das Vorhaben berühre 

insbesondere ausschließlich Planungsbelange der Landeshauptstadt München.  

Rechtsschutzmöglichkeiten würden durch die Abschnittsbildung verkürzt. Einem Einwender, der 

sich lediglich mit dem Projekt „Zulaufstrecke“ befasse, werde noch nicht einmal offengelegt, 



 
 

 
 

- 67 - 

 

dass das Vorhaben „Neubau des Straßenbahnbetriebshofs“ beispielsweise naturschutzfachliche 

Auswirkungen habe und dort Ausnahmegenehmigungen beantragt werden müssten.  

Zur Tektur A haben die Einwender ergänzt, die nunmehrige, neu aufgestellte Behauptung der 

Antragstellerin, die neue Zulaufstrecke sei auch für die Erschließung der bestehenden Interims-

werkstatt erforderlich, stelle eine bloß verfahrenstaktische Behauptung dar, die nicht der Realität 

entspreche: Die neue Zulaufstrecke solle ausschließlich den Betriebshof erschließen, für die be-

stehende Interimswerkstatt sei sie weder erforderlich, noch würde die Vorhabenträgerin die Zu-

laufstrecke ohne den Neubau des Betriebshofs je umsetzen wollen. 

Die Tektur A enthalte lediglich die Hinzufügung eines sogenannten Interims-Gleisanschlusses 

an die bestehenden Gleise auf dem Grundstück der Antragstellerin. Im Übrigen werde ohne tat-

sächliche Änderung des Projekts lediglich die Begründung – vermeintlich – ausgetauscht und im 

Erläuterungsbericht ausgeführt, dass die neue Zulaufstrecke auch für den Bestands-Betriebshof 

erforderlich sei, um auch künftig Werkstattüberführungsfahrten dorthin vornehmen zu können. 

Dieser Kunstgriff dürfe nicht dazu führen, einen anderen Prüfungsmaßstab anzuwenden, ohne 

dass die Frage der Genehmigungsfähigkeit und Realisierbarkeit des Projekts neuer Betriebshof 

bei der Zulaufstrecke ausgeblendet werden könne. Bereits die Tatsache, dass der Gleisan-

schluss von der Antragstellerin selbst als Interimsanschluss bezeichnet werde, zeige, dass tat-

sächlich die Zulaufstrecke nach wie vor bestimmt sei, künftig den Betriebshof zu erschließen 

und weiterhin, entgegen der oberflächlichen anderslautenden Darstellung in der Tektur, tatsäch-

lich Bestandteil des Projekts Betriebshof sei. Der Erläuterungsbericht Interimsgleisanschluss 

Tektur A führe selbst unter Ziffer 1 am Ende an, mit der Genehmigung des Projekts Betriebshof 

werde der Interims-Gleisanschluss obsolet und es werde die beantragte Genehmigung zum Pro-

jekt Zulaufstrecke dann wieder geändert. 

Die Behauptung der Antragstellerin, die Zulaufstrecke solle auch unabhängig vom Neubau des 

Betriebshofs realisiert werden und es gebe auch ohne den Betriebshof ein entsprechendes Ver-

kehrsbedürfnis hierfür, sei lediglich ein dem Verfahrensverlauf geschuldeter taktischer Vortrag, 

der von den bisherigen Ausführungen der Antragstellerin nicht getragen werde. 

Die Antragstellerin führe im Erläuterungsbericht zur Tektur A nur ganz oberflächlich und ohne 

nähere Erläuterung aus, dass wegen Verzögerungen im Projekt Betriebshof ein Interims-Gleis-

anschluss hergestellt und so die Erreichbarkeit der jetzigen Hauptwerkstatt – gemeint sei damit 

die mit Planfeststellungsbeschluss der Regierung von Oberbayern vom 09.03.2020 genehmigte 

Interimswerkstatt – für Werkstatt-Überführungsfahrten sichergestellt werden solle. In der Stel-

lungnahme der Antragstellerin zur Einwendung führe diese aus, dass eine Verlegung der bishe-

rigen Zulaufstrecke in der Chiemgaustraße/Aschauer Straße von der Landeshauptstadt Mün-

chen als Straßenbaulastträgerin gefordert würde. Hierzu beziehe sich die Einwenderin auf zwei 

Stadtratsbeschlüsse der Landeshauptstadt München, gemäß Sitzungsvorlage 20-26 / V 01816 

vom 27.01.2021 und gemäß Sitzungsvorlage 20–26 / V 11884 vom 20.12.2023, sowie Kapitel 

1.5 des Erläuterungsberichts. In dem in Bezug genommenen Kapitel 1.5 des Erläuterungsbe-

richts werde jedoch nicht mit der Notwendigkeit der Erschließungssicherstellung für die Be-

standswerkstatt argumentiert, sondern die Notwendigkeit der neuen Zulaufstrecke expressis ver-

bis mit der zunehmenden Frequenz der Ansteuerung des Betriebshofs durch Trambahnen durch 

Ein- und Ausrücker im Zuge der Errichtung des neuen Betriebshofs begründet.  

Im Erläuterungsbericht Kapitel 1.5 heiße es, es könne im Bereich des Mittleren Rings bei einer 

deutlichen Erhöhung des Verkehrs zu gegenseitigen Behinderungen kommen. In den Äußerun-

gen der Antragstellerin zum Verfahren werde diese Begründung, die sich explizit auf die Steige-

rung des Trambahnverkehrs durch den neuen Betriebshof bezogen hatte, herangezogen, aber 

der Zusatz, dass die Behinderungen bei Steigerung der Tramfrequenz entstünden, schlicht weg-

gelassen. In den in Bezug genommenen Stadtratsbeschlüssen fänden sich ebenfalls keinerlei 
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Ausführungen hinsichtlich eines Verlangens, die Zulaufstrecke bereits für die bestehende Inte-

rimswerkstatt zu ändern. Nach Sitzungsvorlage 20–26 / V 01816 habe sich der Stadtrat in der 

zugehörigen Beschlussfassung ausschließlich mit dem Ausbau des Betriebshofs und somit dem 

Projekt Neubau Straßenbahn-Betriebshof befasst. In der Sitzungsvorlage finde sich nirgends ein 

Eingehen auf die Notwendigkeit eines Ausbaus der Zulaufstrecke bereits im Bestand. Lediglich 

als Anlage enthalten sei dort ein Antrag der CSU-Fraktion aus dem Bezirksausschuss 16 Ra-

mersdorf-Perlach, die Erschließung eines künftigen Trambahnbetriebshofs über die Ständler-

straße mit einzubeziehen, der sich mithin auch nur auf den künftigen neuen und umfassenderen 

Betriebshof bezogen habe. Auch die Sitzungsvorlage 20–26 / V 11884 enthalte keinerlei Aus-

sage zur Zulaufstrecke oder Forderung, dass die Zulaufstrecke auch für den Bestand verlegt 

werden solle. Bei dem tatsächlich am 13.12.2023 zur Sitzungsvorlage 20–26 / V 10621 gefass-

ten Trassierungsbeschluss des Mobilitätsausschusses sei von einer geforderten Verlegung der 

Zulaufstrecke im Bestand ebenfalls nicht die Rede. Auch dort heiße es lediglich, Hintergrund des 

Beschlusses sei die bestehende Anbindung an den strategisch wichtigen Tram-Betriebshof in 

der Ständlerstraße, die im Sinne der Mobilitätswende nicht zukunftsfähig sei. Der Zustand dieser 

aus dem Jahre 1975 stammenden Bestandsstrecke sei schlecht. Sie wäre für einen weiteren 

Betrieb mit höheren Zugzahlen vollständig zu erneuern. Auch sei also die Begründung für die 

neue Zulaufstrecke ausschließlich aufgrund der erhöhten Zugzahlen erfolgt, die durch den Neu-

bau des Betriebshofs entstehen sollten. 

Hinsichtlich der Eisenbahnüberführung Chiemgaustraße werde im Erläuterungsbericht noch 

ausgeführt, dass eine entsprechende Erneuerung durch die DB InfraGO geplant sei und mittel-

fristig realisiert werden solle. Eine Sanierung oder Erneuerung der Eisenbahnüberführung 

Chiemgaustraße stehe aber auch in naher und mittlerer Zukunft nicht bevor. Im Sachstandsbe-

richt des Baureferats Tiefbau der Landeshauptstadt München, Sitzungsvorlage 20-26 / V 17645 

im Beschluss des Bauausschusses vom 28.10.2025 werde zur Eisenbahnüberführung Chiem-

gaustraße ausgeführt, eine kurzfristige Sanierung oder Unterstützung des Brückenbauwerks sei 

nach Aussage der DB AG bis voraussichtlich 2031 nicht erforderlich. 

Dem Projekt in der Fassung der Tektur A fehle das Verbescheidungsinteresse, da der nunmehr 

im Planumgriff einbezogene Streckenabschnitt von der Antragstellerin als Interimsgleisan-

schluss an die Bestandsgleise bezeichnete Abschnitt bereits Gegenstand des Planfeststellungs-

verfahrens des neuen Betriebshofs sei. Der Planfeststellungsantrag sei damit im Hinblick auf 

diesen Teilabschnitt doppelt anhängig. Das Verfahren Betriebshof sei das ältere Verfahren, das 

somit prioritär zu bearbeiten und abzuschließen sei. Solange also dort keine Tektur diesbezüg-

lich eingereicht werde, sei der vorliegende Antrag nicht genehmigungsfähig.  

 

Zudem sei das Vorhaben wegen Verstoßes gegen die Belange der Leichtigkeit und Sicherheit 

des Verkehrs rechtswidrig. Das Vorhaben sei nicht genehmigungsfähig, da es erhebliche, nicht 

gelöste und nicht lösbare Planungskonflikte auslöse. Die als Bestandteil der Antragsunterlagen 

vorgelegte verkehrstechnische Untersuchung sei unvollständig und gebe in weiten Teilen ihre 

Datengrundlagen nicht an. Sie sei auch an mehreren Stellen widersprüchlich. 

Durch das Vorhaben werde es zu einer Überlastung der Verkehrssituation im betroffenen Raum 

kommen. In das Erschließungskonzept würden mehrere bereits heute verkehrstechnisch über-

lastete Verkehrsknoten einbezogen. Die hierzu in den Antragsunterlagen erfolgten Ausführun-

gen seien nicht geeignet, die entsprechenden Einwände zu widerlegen. Sie beruhten teilweise 

auf nicht offengelegten Datengrundlagen, enthielten nicht aufgeklärte und nicht aufklärbare Wi-

dersprüche zu früheren oder parallel erfolgten Aussagen der Antragstellerin und träfen Zukunfts-

prognosen mit nur rudimentär erläuterten Parametern, die dazu weitgehend unzutreffend seien. 
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Die Einwender haben eine eigene Bewertung der verkehrstechnischen Untersuchung durch das 

Büro RegioConsult in Marburg vom März 2025 erstellen lassen, die dem Einwendungsschriftsatz 

beigefügt wurde und Bestandteil ihrer Einwendungen ist. Diese zeige im Einzelnen auf, dass die 

Datengrundlagen der verkehrstechnischen Untersuchung fehlerhaft oder nicht nachvollziehbar 

seien und nicht gelöste Planungskonflikte durch das Vorhaben ausgelöst würden. Ergänzend 

verweisen die Einwender zur Bedeutung der Verkehrsbelange für die Abwägung eines Pla-

nungsvorhabens auf bereits im Zuge der Einwendungen zum Planfeststellungsverfahren Be-

triebshof vorgelegte juristische Gutachten.  

Sowohl die baulichen Eingriffe in den Straßenverkehr als auch die durch das Vorhaben ausge-

löste zusätzliche Verkehrsbelastung der im Umgriff des Vorhabens gelegenen Straßen seien ab-

wägungsrelevante Belange. Abgewogen werden müssten insbesondere auch Belange des 

schienengebundenen öffentlichen Personennahverkehrs und des motorisierten Individual-, Per-

sonen- und Wirtschaftsverkehrs gegeneinander. Führe ein Vorhaben zur planbedingten Überlas- 

tung einer Erschließungsstraße, liege eine abwägungsfehlerhafte Erschließung vor. Aber auch 

der Einbezug einer bereits überlasteten Straße an sich ohne vorhabenbedingte Überlastung ver-

stoße gegen die Belange des Verkehrs. Die Konflikte müssten im jeweiligen Planungsverfahren 

gelöst werden. Ein solcher Konflikt entstehe insbesondere, wenn durch das Vorhaben Anlagen 

wie das städtische Straßennetz überlastet würden. Ein Verfahren sei abwägungsfehlerhaft we-

gen fehlender Erschließungssicherung, wenn das zu erwartende Verkehrsaufkommen die Er-

schließungsanlagen überfordere, da diese nicht hinreichend dimensioniert und ausgebaut seien.   

Die als Bestandteil der Antragsunterlagen vorgelegte verkehrstechnische Untersuchung, die Ge-

genstand der öffentlichen Auslegung gewesen sei, ermögliche keine Einschätzung der Betrof-

fenheit eigener Belange.  

Im von den Einwendungsführern vorgelegten Gutachten des Büros RegioConsult werde heraus-

gearbeitet, dass die in der verkehrstechnischen Untersuchung verwendeten Daten zur Verkehrs-

belastung der betroffenen Straßen nicht mit den Daten der von der Landeshauptstadt München 

zur Verfügung gestellten Verkehrsmengenkarten übereinstimmten. Der Analysefall der von der 

Antragstellerin vorgelegten verkehrstechnischen Untersuchung beziehe sich laut deren Angaben 

im Erläuterungsbericht auf S. 14 unter Ziffer 2.3 auf das Jahr 2021. Die verkehrstechnische Un-

tersuchung gebe hierbei an, dass die erhobenen Daten aus den Verkehrserhebungen der Lan-

deshauptstadt München stammten. Die Landeshauptstadt München stelle für 2022 Verkehrs-

mengenkarten zur Verfügung. Hierbei falle auf, dass die in der verkehrstechnischen Untersu-

chung in Abbildung 2 auf S. 15 des Erläuterungsberichts angegebenen Verkehrsmengen im 

Analysefall nicht mit denen der Verkehrsmengenkarte 2022 übereinstimmten, obwohl der Analy-

sefall zeitlich sehr nahe an der Verkehrsmengenkarte 2022 liege. Im Bereich des Knotenpunkts 

Chiemgaustraße/Schwanseestraße stimmten die Werte mit denen der Verkehrsmengenkarte 

weitgehend überein. Anders jedoch an den Knotenpunkten Chiemgaustraße/Balanstraße sowie 

Stadelheimer Straße/Schwanseestraße/Ständlerstraße. Die verkehrstechnische Untersuchung 

gebe in der Chiemgaustraße westlich der Balanstraße im Analysefall 37.600 Kraftfahrzeuge pro 

24 Stunden an, die Verkehrsmengenkarte München 40.000. In der Balanstraße nördlich der 

Chiemgaustraße würden im Analysefall 10.800 Kraftfahrzeuge pro 24 Stunden angegeben, die 

Verkehrsmengenkarte hingegen zeige 15.000 Kraftfahrzeuge pro 24 Stunden. Diese Differenzen 

seien nicht ohne weiteres erklärbar, aber insoweit von Relevanz, als sie sich auf die Leistungsfä-

higkeit der jeweiligen Knoten auswirkten. Ein weiterer Widerspruch ergebe sich zu den im Plan-

feststellungsverfahren für den Neubau des Straßenbahnbetriebshofs vorgelegten Unterlagen. 

Dort werde in der schalltechnischen Untersuchung, bezogen auf den Endzustand 2035, für die 

Ständlerstraße unter Bezugnahme auf die Verkehrsmengenkarte der Landeshauptstadt Mün-
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chen eine Verkehrsbelastung mit 40.000 Kraftfahrzeugen pro 24 Stunden angegeben. Im Analy-

sefall der in diesem Verfahren vorgelegten verkehrstechnischen Untersuchung würden vermeint-

lich auf Basis derselben Quelle, nämlich der Verkehrsmengenkarte der Landeshauptstadt Mün-

chen, für denselben Bereich lediglich 31.600 Kraftfahrzeuge pro 24 Stunden angegeben, bezo-

gen auf die Summe aus den beiden Angaben Ständlerstraße westlich der bestehenden Zulauf-

strecke. 

Die verkehrstechnische Untersuchung enthalte zudem Widersprüche und Abweichungen zu vor-

mals von der Antragstellerin getätigten Angaben. Hierzu sei festzuhalten, dass eine verkehrs-

technische Untersuchung zur Zulaufstrecke bereits früher, mit Stand November 2023, angefer-

tigt worden sei. Dieser Bericht dürfte sich als Vorgänger der aktuellen verkehrstechnischen Un-

tersuchung verstehen und sei von der aktuellen verkehrstechnischen Untersuchung fortge-

schrieben worden. Auf Basis der verkehrstechnischen Untersuchung vom November 2023 habe 

das Mobilitätsreferat der Landeshauptstadt München und im Anschluss die Vollversammlung 

des Stadtrats im Dezember 2023 den Beschluss gefasst, der Antragstellerin den Auftrag zur 

Vorbereitung von Planfeststellungsunterlagen für die Zulaufstrecke zu erteilen. Dieser verkehrs-

technischen Untersuchung 2023 lägen teils ganz andere Rahmenparameter zu Grunde als der 

als Bestandteil der Antragsunterlagen eingereichten verkehrstechnischen Untersuchung. Sie 

gebe eine gänzlich andere zeitliche Verteilung der Ein- und Ausrückfahrten an als die als Be-

standteil der Antragsunterlagen eingereichte Untersuchung mit Stand November 2024. Auch zur 

schalltechnischen Untersuchung zum Verfahren zum Neubau des Betriebshofs ergäben sich in 

Bezug auf die zeitliche Verteilung der Ein- und Ausrückfahrten Abweichungen. 

Die verkehrstechnische Untersuchung vom November 2023 sei außerdem noch von der höhe-

ren Mitarbeiterzahl von 400 Mitarbeitern ausgegangen, die im Betriebshof neu hinzukommen 

sollten, während die nunmehr als Bestandteil der Antragsunterlagen vorgelegte verkehrstechni-

sche Untersuchung lediglich noch von 300 zusätzlichen Mitarbeitern ausgehe. Diese Mitarbeiter 

bildeten durch ihre An- und Abreisen zum Betriebshof einen Teil der durch das Vorhaben zu-

sätzlich ausgelösten Verkehrsbelastung ab. Die tatsächliche, konkret anfallende Anzahl an zu-

sätzlichen Mitarbeitern sei also eine erhebliche Rechengröße für die verkehrstechnische Unter-

suchung. Es sei nicht zu erklären, dass sich die Mitarbeiterzahl zwischen November 2023 und 

September 2024 geändert haben solle, insbesondere vor dem Hintergrund, dass die Planfest-

stellungsunterlagen für den Betriebshof im November 2023 ausgelegt worden seine. Diese 

mussten also auf ein Betriebskonzept ausgerichtet gewesen sein, das die verkehrstechnische 

Untersuchung im November 2023 berücksichtigt habe. Eine Änderung sei vor dem Hintergrund, 

dass das Planfeststellungsverfahren für den Betriebshof noch anhängig sei, nicht denkbar. 

Hinsichtlich der veränderten Anzahl an Fahrten durch Mitarbeiter des Betriebshofs im motorisier-

ten Individualverkehr gebe die vorgelegte verkehrstechnische Untersuchung auf S. 23 unter 

3.3.1 des Erläuterungsberichts an, dass dies auf Grundlage der Ergebnisse der Verkehrszählun-

gen und lokaler Erfahrungswerte geschehen sein solle. Hierbei fehle zum einen jedwede An-

gabe oder nähere Präzisierung, welche Verkehrszählungen hier gemeint seien, von wem diese 

durchgeführt wurden und was die genauen Ergebnisse waren. Es werde lediglich das Rechener-

gebnis präsentiert, nicht die Herleitung und nicht die dazu eingegebenen Datengrundlage. So-

dann ergebe der Vergleich mit der verkehrstechnischen Untersuchung Stand November 2023, 

dass die Ergebnisse erheblich verändert, insbesondere die Belastungen durch Mitarbeiterver-

kehr in den Spitzenstunden massiv nach unten korrigiert worden seien; im abendlichen Zeitraum 

solle das zusätzliche Verkehrsaufkommen nur noch 16 statt wie vorher 96 Kraftfahrzeuge betra-

gen. Auf die geringere Mitarbeiterzahl entfielen dabei in der Summe der Spitzenstunden und 

Ausrückzeiträume lediglich 78 Fahrten des motorisierten Individualverkehrs. Die erhebliche dar- 
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über hinausgehende Diskrepanz von insgesamt 153 Fahrten des motorisierten Individualver-

kehrs durch Mitarbeiter, die in der verkehrstechnischen Untersuchung 2023 mehr ermittelt wor-

den seien, sei nicht erklärbar.  

Die Verfahrensunterlagen seien auch wegen fehlender Angaben zu den Annahmen des Ver-

kehrsmodells der Landeshauptstadt München 2035 unvollständig, da die vorgelegte verkehrs-

technische Untersuchung bei der Bildung der Prognosefälle zwar die Herkunft der hierzu ver-

wendeten Daten angebe, diese jedoch in keiner Weise näher erläutere und insbesondere nicht 

darstelle, auf Basis welcher Annahmen und Grundlagen bestimmte Verkehrsentwicklungen 

prognostisch angenommen würden. Hierzu müssten die Prognoseprämissen offengelegt und 

dokumentiert werden. Die verkehrstechnische Untersuchung bilde den Prognose-Nullfall und 

den Prognose-Planfall 2035. Die Verkehrsentwicklung für den Prognosefall habe sie ausweislich 

der Unterlage 15.1, S. 19 und 20, Ziffer 3 und 3.2.1 den Angaben ihres Auftraggebers und dem 

Verkehrsmodell der Landeshauptstadt München entnommen. Dabei sei zunächst festzuhalten, 

dass das Verkehrsmodell 2035 der Landeshauptstadt München ausweislich deren Webauftritts 

unter www.stadt.muenchen.de/infos/verkehrsdaten.html von der Münchner Verkehrs- und Tarif-

verbund GmbH und der Münchner Verkehrsgesellschaft mbH in Zusammenarbeit mit der Stadt 

betrieben werde. Die Münchner Verkehrsgesellschaft mbH sei eine 100-prozentige Tochterge-

sellschaft der Antragstellerin. Letzten Endes erhalte damit die verkehrstechnische Untersuchung 

die Daten für die zugrundeliegende Verkehrsprognose in Hauptverantwortung von ihrer eigenen 

Auftraggeberin, der Antragstellerin des Verfahrens. 

Jedenfalls werde in der verkehrstechnischen Untersuchung darüber hinaus aber auch nicht an-

gegeben, welche Annahmen der Verkehrsprognose zugrunde lägen. Es würden die Ergebnisse 

der Verkehrsprognose 2035 den Leistungsfähigkeitsberechnungen der verkehrstechnischen Un-

tersuchung zugrunde gelegt, ohne dass die Herleitung dieser Verkehrsmengen ersichtlich wäre. 

Es sei mithin weder nachvollziehbar noch prüfbar, welche Grundannahmen das Verkehrsmodell 

dazu veranlassten, von bestimmten Verkehrsmengen prognostisch auszugehen. Dies bedinge 

die Fehlerhaftigkeit und Unvollständigkeit der Verfahrensunterlagen. Im Rahmen einer Verkehrs-

prognose komme der planenden Körperschaft eine gewisser Diagnosespielraum zu, der der ge-

richtlichen Nachprüfung auch entzogen sei. Voraussetzung sei jedoch, dass der Sachverhalt zu- 

treffend ermittelt und auf Prognosebasis fehlerfrei dargestellt werde.  

Eine Verkehrsprognose unterliege zwar nur einer eingeschränkten gerichtlichen Kontrolle. Sie 

sei lediglich darauf hin zu überprüfen, ob sie methodisch einwandfrei erarbeitet worden sei, nicht 

auf unrealistischen Annahmen beruhe und ob das Prognoseergebnis einleuchtend begrün- 

det worden sei. Hieraus ergebe sich, dass die notwendigen Informationen, um die Verkehrsprog-

nose im genannten Umfang auf deren methodische Richtigkeit und die realistische Einschätzung 

der zugrunde liegenden Annahmen überprüfen zu können, Teil der ausgelegten Unterlagen 

sein müssten. Vorliegend sei eine Prüfung der Prognose auf die Richtigkeit der zugrunde liegen-

den Annahmen und die methodische Richtigkeit nicht möglich, weil für die künftige Verkehrsent-

wicklung lediglich die Ergebnisse der Prognose bekannt gegeben würden; es werde nicht näher 

dargelegt, auf Basis welcher Annahmen diese Ergebnisse erreicht würden. Die verkehrstechni- 

sche Untersuchung lege bestimmte Verkehrsentwicklungen im Hinblick beispielsweise auf den 

motorisierten Individualverkehr und die Frequenz der Knotenpunkte zugrunde, die sie dem be-

sagten Gesamtverkehrsmodell 2035 der Landeshauptstadt München entnommen habe. Wie 

aber wiederum diese Verkehrsmengen durch die Landeshauptstadt München und die Antrag-

stellerin bzw. deren Tochterunternehmen prognostiziert worden seien, welche angenommenen 

Entwicklungen hier Eingang gefunden hätten und wie methodisch vorgegangen worden sei, er-
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gebe sich nicht aus den Verfahrensunterlagen und sei auch nicht aus einer allgemein zugängli-

chen Quelle zu entnehmen, da das Gesamtverkehrsmodell der Landeshauptstadt München 

nicht veröffentlicht sei. 

Unklar sei auch, welche und wie viele konkrete Ein- und Ausrückbewegungen im Betriebshof ge-

plant und daher zu erwarten seien. Die Anzahl und die zeitliche Verteilung der Ein- und Aus-

rücker in den Betriebshof sei sowohl für die schalltechnischen Berechnungen als auch für die 

verkehrstechnischen Berechnungen ersichtlich von erheblicher Bedeutung. Die ein- und ausrü-

ckenden Straßenbahnen seien zum einen lärmtechnisch sehr relevant, zum anderen sei in den 

Spitzen der Ein- und Ausrückungen mit erheblichen zusätzlichen Verkehrsauswirkungen zu 

rechnen. Hierzu sei festzuhalten, dass sich, wie dargestellt, die zeitliche Verteilung der Ein- und 

Ausrückungen im Vergleich zur Vorgängerversion der verkehrstechnischen Untersuchung, die 

nur wenige Monate zuvor erstellt worden sei, erheblich verändert habe. Auch innerhalb der An-

tragsunterlagen zur Zulaufstrecke bestünden aber hinsichtlich der Anzahl der Ein- und Aus-

rücker erhebliche Unterschiede. 

In der von der Antragstellerin vorgelegten verkehrstechnischen Untersuchung sei auf S. 16 in 

Abbildung 4 und 5 für die Prognosefälle die Anzahl der Ein- und Ausrücker getrennt dargestellt 

nach einem Szenario mit und einem ohne Langfahrzeuge. Die Ein- und Ausrücker summierten 

sich auf jeweils 86 Stück, insgesamt also 172 Stück im Szenario ohne Langfahrzeuge und je 73 

Ein- und Ausrückfahrten im Szenario mit Langfahrzeugen. In der schalltechnischen Untersu-

chung für die Zulaufstrecke, Antragsunterlage 9.1, Tabelle 7-1, S. 16, seien an Streckenbewe-

gungen für die Zufahrt zum Betriebshof 102 Bewegungen am Tag und 112 Fahrbewegungen in 

der Nacht angegeben. Unter der Prämisse, dass sowohl eine ein- als auch eine ausrückende 

Tram eine Fahrbewegung in diesem Sinne darstelle, summiere sich hier die Zahl der Ein- und 

Ausrücker somit auf 214, während die verkehrstechnische Untersuchung insgesamt 172 Ein- 

und Ausrücker zugrundelege. Eine Erhöhung der Ein- und Ausrücker, wie in der schalltechni-

schen Untersuchung dargestellt, hätte auch erhebliche Auswirkungen auf die verkehrstechni-

sche Leistungsfähigkeitsberechnungen der Knoten. Der erhebliche Widerspruch sei nicht aufzu-

klären, die Verfahrensunterlagen seien insoweit fehlerhaft. Die Richtigkeit der verkehrstechni-

schen Untersuchung werde unter dem Aspekt, dass nach den Verfahrensunterlagen zum Schall-

schutz wesentlich mehr Ein- und Ausrücker gegeben sein werden, in Frage gestellt. 

Weiterhin sei der Prognosehorizont der Berechnungen sowohl in der verkehrstechnischen 

Untersuchung als auch in den schalltechnischen Berechnungen zu kurz angesetzt. Ein Progno-

sehorizont 2035 bedinge, dass sich die Prognose überhaupt erst auf den Fertigstellungszeit-

punkt des neuen Betriebshofs, so dieser realisiert würde, beziehe. Es fehle damit jeder Ausblick 

auf die Auswirkungen des Vorhabens für die Zeit nach der Umsetzung. Nach der Rechtspre-

chung sei der Inbetriebnahmezeitpunkt die unterste Grenze des Prognosezeitraums, die wiede-

rum nicht ausreiche, wenn davon auszugehen sei, dass das Vorhaben tatsächlich nicht im 

prognostizierten Zeitraum fertiggestellt werde.  

Wie bereits ausgeführt, ergebe sich zudem aus der verkehrstechnischen Untersuchung selbst, 

dass erhebliche, nicht adressierte und nicht gelöste Planungskonflikte in Bezug auf notwendige 

Folgemaßnahmen und zu erwartende Überlastungen von nahegelegenen Verkehrsknotenpunk-

ten entstünden. Wie die Untersuchung auf S. 13 ausführe, sollten die künftigen Gleiszu- und 

ausfahrten zum Betriebshof mittels einer Schrankenanlage geschlossen werden. Diese Schran-

kenanlage solle automatisch angesteuert werden, sodass bei Anfahrt einer Straßenbahn die 

Schranke geöffnet sei und die Straßenbahn die Freigabezeit der Lichtsignalanlage an der 

Aschauer Straße/Ständlerstraße nutzen könne. Die Straßenbahn komme hier nach der Planung 

von Westen und treffe auf die Ampelanlage an der Einmündung der Aschauer Straße in die 

Ständlerstraße. Die geplante neue Einfahrt liege dann südlich, also aus Sicht einer von Westen 
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kommenden Straßenbahn rechts. Die Straßenbahn müsse, während die Ampel grün für die 

Fahrt nach Osten auf der Ständlerstraße zeige, in den Betriebshof einfahren können, mithin 

müsse die Schranke öffnen. Öffne die Schranke nicht, erfolge ein Rückstau durch die Straßen-

bahn, die dann nicht auf das Betriebsgelände einfahren könne. Könne die Schranke nicht öff-

nen, müsse dies an die Ampelanlage gemeldet werden, damit diese die Straßenbahn nicht frei-

gebe. Hier überlasse die verkehrstechnische Untersuchung die Umsetzung der Ausführungspla-

nung. 

Durch die Schrankenanlage und die Notwendigkeit der signaltechnischen Abstimmung aufeinan-

der könnten Rückstauungen auftreten. Ferner müsse nach der verkehrstechnischen Untersu-

chung eine Sonderphase in die Lichtsignalanlage eingearbeitet werden. Ob und welche Auswir-

kungen diese Sonderphase auf den Kraftfahrzeugverkehr habe, werde in der verkehrstechni-

schen Untersuchung nicht dargestellt, sondern offengelassen, ebenso wie die Möglichkeit 

der Umsetzung dieser Abstimmung zwischen Schranke und Lichtsignalanlage. Diese habe aber 

Auswirkungen auf den gesamten Verkehrsfluss und mithin auch die weitere verkehrstechnische 

Untersuchung. Bei den Berechnungen werde jedoch diese Problematik nicht mit eingestellt. 

Hier werde mithin ein erkannter Planungskonflikt bewusst ungelöst gelassen und in eine spätere 

Planungsphase verschoben, obwohl es sich um einen Umstand handle, der für die Funktionsfä-

higkeit der neuen Trassenführung ganz erheblich von Bedeutung sein könne. Die Schrankenan-

lage, deren Abstimmung auf die Lichtsignalanlage an der Einmündung Aschauer Straße/Ständ-

lerstraße notwendig sei, sei nach dem Konzept der Antragstellerin künftig der neuralgische End-

punkt der neuen Zulaufstrecke. Die Frage, ob die Straßenbahnen ungehindert und auf den Ver-

kehrsfluss insgesamt abgestimmt in den Betriebshof einfahren können werden, könne nicht of-

fenbleiben, sondern müsse im Zuge der Planfeststellung durch die verkehrstechnische Untersu-

chung adressiert und gelöst werden. 

Sei eine Erschließungsstraße, die ein Gebiet erschließen solle, schon ohne die Zunahme, die 

von dem neuen Plangebiet verursacht werde, überlastet, dürfe eine Gemeinde an diese Er-

schließungsstraße verkehrsrechtlich zu Erschließungszwecken nicht anschließen. Eine Straße 

die schon gegenwärtig nicht in der Lage sei, den Verkehr so aufzunehmen, wie es die Anforde-

rungen der Leichtigkeit und Sicherheit des Verkehrs erforderten, sei nicht in der Lage, ein neues 

Gebiet ordnungsgemäß zu erschließen. Werde ein Baugebiet an eine solche Straße planungs-

mäßig angeknüpft, sei der Plan allein deshalb abwägungsfehlerhaft, weil er die Probleme, die er 

verursache, nicht löse. Knüpfe ein Bebauungsplan an überlastete Straßen an, sei das nur mög-

lich, wenn er diese vorher in irgendeiner Weise entlaste, ansonsten müsse er eine andere Er-

schließung für die Straße vorsehen. Gemessen an diesen Vorgaben sei das Projekt nicht ge-

nehmigungsfähig, da die Errichtung der neuen Zulaufstrecke zu erheblichen, durch die Antrag-

stellerin nicht adressierten und nicht gelösten Planungskonflikten in Bezug auf die Leichtigkeit 

und Sicherheit des Verkehrs führe. 

Die verkehrstechnische Untersuchung adressiere den Prüfungspunkt unter dem Aspekt der Be-

rechnung der Leistungsfähigkeit von Knotenpunkten, die von der Streckenführung der neuen Zu-

laufstrecke betroffen seien. Die Berechnung erfolge nach dem Handbuch für die Bemessung  

von Straßenverkehrsanlagen 2015 der FGSV. Dieses Handbuch bewerte die Leistungsfähigkeit 

von Knotenpunkten in einem Schulnotensystem von A bis F. Hierbei gälten im Allgemeinen Kno-

ten bis einschließlich der Qualitätsstufe D als leistungsfähig. Knoten mit den Qualitätsstufen E 

und F seien grundsätzlich nicht mehr leistungsfähig. Das Handbuch sei durch allgemeines 

Rundschreiben Nr. 14/2015 des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur für 

Bundesprojekte verbindlich eingeführt worden. In Ziffer 6 dieses Rundschreibens seien die Bun-

desbehörden angewiesen worden, beim Neu-, Um- und Ausbau von Projekten mindestens die 
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Qualitätsstufe D für den Verkehrsablauf zu gewährleisten. Auch das Mobilitätsreferat der Lan-

deshauptstadt München gehe davon aus und lege zugrunde, dass Knoten nur bis zur Qualitäts-

stufe D leistungsfähig seien. Im Zuge der Beschlussfassung über die Einleitung des Planfeststel-

lungsverfahrens Zulaufstrecke durch den Stadtrat der Landeshauptstadt München habe das Mo-

bilitätsreferat in der hierzu gefertigten Sitzungsvorlage Nr. 20-26/V 10621 unter anderem formu-

liert: „(…) erreicht der bereits im Bestand hoch belastete Knotenpunkt LSA 227... nicht die erfor-

derliche Mindestqualitätsstufe D, sondern nur die Qualitätsstufe F. Die Mindestqualitätsstufe 

wird verfehlt, da …“ Nach den Ausführungen im Abschnitt S4-8 des Handbuchs 2015 könne 

zwar die Qualitätsstufe E in Ausnahmefällen als hinnehmbar angesehen werden, wenn es einen 

Nebenstrom betreffe und hierdurch die Gesamtwartezeit an einem Knotenpunkt insgesamt ver-

ringert werden könne. In diesem Fall könne eine gewichtete mittlere Wartezeit gebildet werden, 

die dann aber nicht in die Qualitätsstufen nach Tabelle S4-1 betreffend Knotenpunkte mit Am-

pelanlagen eingeordnet werden dürfe, es dürfe also in diesem Fall nicht die gewichtete mittlere 

Wartezeit dazu führen, eine Qualitätsstufe abhängig von dieser gewichteten mittleren Wartezeit 

zu vergeben. Es bleibe dann dabei, dass der Knoten mit Verkehrsqualitätsstufe E bzw. F einzu-

stufen sei, sobald die Kapazität erreicht oder überschritten werde.  

Vorliegend sei die von der Antragstellerin vorgelegte verkehrstechnische Untersuchung schon 

unter dem Gesichtspunkt, als dass diese offensichtlich die Qualitätsstufe E ganz allgemein als 

Nachweis für die Leistungsfähigkeit genügen lasse, nicht geeignet, durch das Vorhaben entste-

hende Verkehrskonflikte in einer für die Abwägung ordnungsgemäßen Weise zu adressieren. 

Die Untersuchung bezeichne an mehreren Stellen, ohne im Einzelnen darzulegen, ob und inwie-

weit es sich hier um zu vernachlässigende Nebenströme handle, die Qualitätsstufe E als ausrei-

chend, beispielsweise auf S. 38 unten sowie im Fazit auf S. 58. Das sei nach vorstehenden Aus-

führungen technisch falsch, korrekt hätte die Untersuchung Knotenpunkte, die Verkehrsquali-

tätsstufe E erreichen, als nicht leistungsfähig einordnen müssen. 

Das Projekt beziehe zudem mehrere bereits heute überlastete Knoten ein. Die Knoten würden in 

weiten Teilen auch im Prognoseplanfall 2035 noch überlastet sein. Das Projekt setze also entge-

gen den anerkannten Regeln der Technik und entgegen der Belange der Leichtigkeit und Si-

cherheit des Verkehrs auf bereits überlastete Knoten zur eigenen Erschließung auf und belaste 

diese weiter. 

Im Einzelnen handle es sich zunächst um den Knoten Balanstraße/Chiemgaustraße. Dieser 

werde im Analysefall sowohl in der Morgen- als auch Abendspitze mit Verkehrsqualitätsstufe E 

bewertet. Im Prognoseplanfall solle dagegen die Qualitätsstufe D erreicht werden, in der Abend-

spitze bleibe es bei der Qualitätsstufe E. Wie bereits ausgeführt, sei ein Knoten, der die Ver-

kehrsqualitätsstufe E erreiche, nicht leistungsfähig. Wie ebenfalls ausgeführt, seien in der von 

der Antragstellerin vorgelegten verkehrstechnischen Untersuchung die Verkehrsmengen im 

Analysefall für die Balanstraße im Vergleich zur Verkehrsmengenkarte der Landeshauptstadt 

München zu gering angegeben worden, so seien nördlich der Chiemgaustraße 4.200 und süd-

lich der Chiemgaustraße 3.700 Kraftfahrzeuge pro 24 Stunden weniger angesetzt worden als in 

der Verkehrsmengenkarte 2022 angegeben, mithin lägen hier Unterbewertungen der Verkehrs-

mengen von 21,4 % bzw. 38,9 % vor. Tatsächlich sei also davon auszugehen, dass die Belas-

tungen für diesen Knotenpunkt zu gering ermittelt wurden und daher in den Prognoseplanfällen 

auch in der Morgenspitze die Verkehrsqualitätsstufe E oder noch schlechter erreicht werden 

würde. Der Knoten sei nicht leistungsfähig. 

Auch der Knoten Chiemgaustraße/Schwanseestraße sei im Status quo bereits überlastet. Nach 

der verkehrstechnischen Untersuchung weise der Knoten in der Spitzenstunde am Nachmittag 

zwischen 16:30 Uhr und 17:30 Uhr im Prognosejahr 2027 lediglich die Qualitätsstufe F auf. Die 

verkehrstechnische Untersuchung Stand November 2023 habe die Verkehrsqualitätsstufe F 
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auch für das Prognosejahr 2025 angenommen. Während im Prognoseplanfall 2027 der Knoten 

zwischen 6 Uhr und 7 Uhr, zwischen 07:30 Uhr und 08:30 Uhr sowie zwischen 16:30 Uhr und 

17:30 Uhr jeweils mit Verkehrsqualitätsstufe E in den ersten beiden und Verkehrsqualitätsstufe F 

im letztgenannten Fall überlastet sein solle, solle sich die Situation im Prognosejahr 2035 ver-

bessern. Im Prognosenull- und im Prognoseplanfall solle nun morgens zwischen 07:30 Uhr und 

08:30 Uhr die Verkehrsqualitätsstufe D erreicht werden. Selbst nach der verkehrstechnischen 

Untersuchung bleibe es aber dabei, dass im Prognoseplanfall zwischen 6 Uhr und 7 Uhr sowie 

zwischen 16:30 Uhr und 17:30 Uhr lediglich die Verkehrsqualitätsstufe E erreicht werde. Wie  

dargestellt, stelle dies eine faktische Überlastung dar. Knoten der Leistungsstufe E seien an der 

Kapazitätsgrenze, der Verkehrsfluss sei instabil und kleinste Störungen, wie ein einzelnes lang-

sames Fahrzeug oder eine kurzfristige Verkehrsspitze, könnten erheblichen Rückstau bedingen, 

welcher dann den Knoten endgültig überlasten und eine Einstufung nach Verkehrsqualitätsstufe 

F bedingen würde. 

Nicht berücksichtigt werde auch, dass am Knoten Chiemgaustraße/Schwanseestraße vor kur-

zem Tempo 30 angeordnet worden sei. Ferner ende der Fahrradweg östlich der Kreuzung und 

die rechte Fahrspur für Kraftfahrzeuge werde von Radfahrern mitgenutzt. Unter Berücksichti-

gung der Tatsache, dass die rechte Fahrspur von Radfahrern genutzt werde und links Straßen-

bahn- und Kraftfahrzeugverkehr stattfinde sowie der angeordneten Tempo-30-Zone sei von ei-

ner noch stärkeren Belastung des Knotens und Staubildungen auszugehen. Diese würden in der 

Berechnung der Leistungsfähigkeit noch nicht berücksichtigt. 

Selbst diese Verbesserung von Verkehrsqualitätsstufe F auf E am Nachmittag und von Ver-

kehrsqualitätsstufe E auf D in der Morgenspitze zwischen 07:30 Uhr und 08:30 Uhr werde aber 

nur deshalb prognostiziert, weil die Prognosefälle von einem ganz erheblichen Verkehrsrück-

gang ausgingen. Diese Prognose einer zukünftigen Abnahme des Verkehrs, die zu einer Besse-

rung der Situation am Knoten Chiemgaustraße/Schwanseestraße führen solle, sei jedoch nicht 

nachvollziehbar dargelegt, sondern tatsächlich aus mehreren Gründen sogar widerlegt. So seien 

die Angaben zu der künftigen Verkehrsbelastung in Relation zu den einzelnen Verkehrsab-

schnitten nicht plausibel, sie widersprächen sich. Des Weiteren gehe die Prognose der Antrag-

stellerin von mehreren Umständen aus, welche tatsächlich nicht vorliegen würden, insbesondere 

sei die pünktliche Fertigstellung der 2. S-Bahn-Stammstrecke, die zu einer Entlastung des Ver-

kehrs führen solle, inzwischen gesichert im Prognosejahr 2035 nicht zu erwarten. Damit beruhe 

die Prognose auf einer unvollständigen Sachverhaltsermittlung, sie sei überholt und habe keine 

Aussagekraft mehr. Sie könne somit nicht die Grundlage einer Planrechtfertigung oder der Ab-

wägung sein. Wie bereits ausgeführt, könne die Prognose der Antragstellerin hinsichtlich der 

Verkehrsentwicklung nicht belastbar überprüft werden, da jedwede Angaben zur Methodik und 

zum ermittelten Sachverhalt fehlten. Die Prognose sei auch inhaltlich nicht plausibel. Im Prog-

nose-Nullfall und im Prognoseplanfall 2035 solle auf der Chiemgaustraße westlich der Schwan-

seestraße ein Durchlauf von 33.600 Kraftfahrzeugen pro 24 Stunden vorliegen. Das seien, wie 

bereits ausgeführt, 4.100 Kraftfahrzeuge in 24 Stunden weniger als im Analysefall. Östlich des 

Knotens Chiemgaustraße/Schwanseestraße werde dagegen im Prognoseplan- und Prognose-

Nullfall mit 38.600 Kraftfahrzeugen pro 24 Stunden gerechnet, was eine Zunahme von 200 Kraft-

fahrzeugen pro 24 Stunden bedeute. In der Schwanseestraße Richtung Süden wiederum solle 

die Verkehrsbelastung mit 5.400 Kraftfahrzeugen pro 24 Stunden im Vergleich zum Analysefall 

um 1.000 Kraftfahrzeuge abnehmen, in Fahrtrichtung Norden dagegen mit 8.300 Kraftfahrzeu-

gen pro 24 Stunden um 800 Fahrzeuge zunehmen, obwohl in Fahrtrichtung Norden die Anzahl 

der Fahrstreifen von zwei auf einen reduziert werde. Es sei nicht plausibel, wie sich ergeben 

solle, dass ausschließlich auf der Chiemgaustraße westlich des Knotens mit der Schwansee-

straße eine so erhebliche Abnahme der Verkehrsströme von Kraftfahrzeugen erfolgen solle, 
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während direkt östlich des Knotens die Verkehrsbelastung nahezu gleichbleibe. Es sei nicht er-

sichtlich, wie sich die zusätzliche Belastung mit Kraftfahrzeugen östlich des Knotens ergeben 

solle, wenn sie westlich tatsächlich so abnehmen würde wie prognostiziert. Weiter südlich, auf 

der Stadelheimer Straße, bevor diese in die Ständlerstraße münde, westlich der Schwansee-

straße, werde eine Zunahme von 6.100 Fahrzeugen pro 24 Stunden erwartet, östlich der 

Schwanseestraße von 4.900 Kraftfahrzeugen pro 24 Stunden, im weiteren Verlauf der Ständler-

straße westlich der Traunreuter Straße eine Steigerung von 4.700 Kraftfahrzeugen pro 24 Stun-

den und östlich der Traunreuter Straße von 4.800 Kraftfahrzeugen pro 24 Stunden. Das be-

deute, dass überall in der Umgebung des Knotens Chiemgaustraße/Schwanseestraße die Kraft-

fahrzeugdurchfahrt pro 24 Stunden deutlich ansteige, außer auf dem westlichen Zubringer der 

Chiemgaustraße bis zum Knoten Chiemgaustraße/Schwanseestraße. Das sei plausibel nicht er-

klärbar. 

Die Prognosefälle legten jeweils die Umsetzung von erwartbar im Prognosejahr fertiggestellten 

Maßnahmen als Annahme zugrunde. Der Prognose-Nullfall verstehe sich nach allgemeiner Defi-

nition als ein Prognosezeitraum unter Berücksichtigung aller als sicher anzunehmenden Ent-

wicklungen sowie bis dahin fertiggestellter Maßnahmen, ohne die Umsetzung der konkret ge-

planten Maßnahme, hier also der Zulaufstrecke. Der Prognoseplanfall demgegenüber entspre-

che dem Prognose-Nullfall, erweitert um die Umsetzung des konkret betrachteten Projekts. 

Die Landeshauptstadt München habe im Areal des Trambetriebshofs der Antragstellerin ein Ver-

fahren zur Änderung des Flächennutzungsplans eingeleitet. In diesem seien auch Ausführungen 

zu den Prognosefällen 2035, wie sie von der im Planfeststellungsverfahren für die Zulaufstrecke 

vorgelegten verkehrstechnischen Untersuchung sowie der im Flächennutzungsplanänderungs-

verfahren zugrundegelegten verkehrstechnischen Untersuchung angenommen wurden, erfolgt. 

Ausweislich der Stellungnahme der Landeshauptstadt München im Zuge der Abwägung der Ein-

wendungen setzten die Prognosen hierbei jeweils bereits laufende Infrastrukturprojekte als fer-

tiggestellt voraus, insbesondere die zweite S-Bahn-Stammstrecke, die sich derzeit im Bau be-

finde. In dem Flächennutzungsplanänderungsverfahren hätten die Einwender ebenfalls Einwen-

dungen erhoben. Bei der Auseinandersetzung mit der Einwendung, dass die Zukunftsprognose 

nicht hinreichend tragfähig sei, führe die Landeshauptstadt München aus, für das Verkehrsgut-

achten habe das Mobilitätsreferat Ausschnitte aus dem gesamtstädtischen Verkehrsmodell für 

den Analysefall 2018 und dem Prognose-Nullfall 2035 für das Untersuchungsgebiet bereitge- 

stellt. Im Prognose-Nullfall 2035 seien allgemeine Entwicklungen, wie das Bevölkerungswachs-

tum in der Metropolregion München und als fertiggestellt voraussetzbare Infrastrukturprojekte, 

beispielsweise die zweite S-Bahn-Stammstrecke, enthalten. Daraus ergebe sich, dass die Lan-

deshauptstadt München bei der Bereitstellung ihres Verkehrsmodells für 2035 die zweite 

Stammstrecke als fertiggestellt und in Betrieb voraussetze. Das sei vor dem Hintergrund, als 

dass die Fertigstellung der zweiten Stammstrecke ursprünglich einmal für die späteren 2020er- 

Jahre geplant war, naheliegend gewesen. Inzwischen stehe aber fest, dass die zweite S-Bahn-

Stammstrecke im Jahr 2035 nicht fertiggestellt und nicht eröffnet sein werde. So habe das Baye-

rische Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr an den Ausschuss „Zukunft Stammstre-

cke" des Bayerischen Landtags in dessen Sitzung vom 28.01.2025 berichtet, dass eine Eröff-

nung der zweiten Stammstrecke durch den Vorhabenträger und das Verkehrsministerium derzeit 

für Dezember 2036 prognostiziert werde. Die zweite Stammstrecke werde also selbst nach den 

Prognosen des Vorhabenträgers – die sich bekanntlich bei derartigen Großprojekten in der Re-

gel als zu optimistisch erwiesen – erst im Dezember 2036 in Betrieb gehen. Damit sei die Ver-

kehrsprognose 2035 widerlegt, tatsächlich seien die Berechnungen der verkehrstechnischen 

Untersuchung nicht belastbar, weil sie ein Projekt voraussetzten, das erklärtermaßen im Progno-

sefall nicht fertiggestellt sein werde. 
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Zudem sei, soweit eine Reduzierung des motorisierten Individualverkehrs unterstellt werde, dies 

alleine keine geeignete Prognosegrundlage, um eine generelle Entlastung der Verkehrsknoten-

punkte anzunehmen. Nachweise zu Verlagerungen aus dem Verkehrsmodell der Landeshaupt-

stadt München hierzu lägen nicht vor. Die Mobilitätsstrategie der Landeshauptstadt München 

enthalte auch einen erheblichen Ausbau der shared mobility durch Carsharing-Angebote und 

Angebote für eine Elektrifizierung des Verkehrs. Ob aber ein Knoten von Autos im Privateigen-

tum oder Carsharing-Modellen frequentiert werde, sei für dessen verkehrstechnische Auslastung 

ebenso unerheblich wie die Frage, ob dort Verbrennerfahrzeuge oder elektrifizierte Fahrzeuge 

fahren. In diesem Zusammenhang werde auch auf den erheblichen prognostizierten Bevölke-

rungszuwachs von 160.000 Einwohnern bis zum Planfalljahr 2035 verwiesen, die Antragstellerin 

gehe gar von zusätzlichen 167.000 Einwohnern bis 2030 aus. Dies gehe einher mit einer beab-

sichtigten erheblichen Ausweitung des öffentlichen Personennahverkehrs, welcher wiederum in 

Form von Omnibussen oder eben Trambahnen die Knoten belasten werde. Es bleibe dement-

sprechend dabei, dass die Prognose für einen generell abnehmenden Verkehr und eine Entlas-

tung der Knoten ersichtlich nicht plausibel sei. Hierzu bedürfe es eines modelltechnischen Nach-

weises über die unterstellten Verkehrsabnahmen im Kraftfahrzeugverkehr. Diese Erwägungen 

würden dabei dadurch bestärkt, dass trotz der bereits angelaufenen Mobilitätswende aktuell so 

viele Ersterteilungen für Führerscheine beantragt worden seien wie nie zuvor. 2014 seien 

12.967 Anträge auf Ersterteilung von Führerscheinen gestellt worden, 2023 bereits 19.470. 

Die Prognose setze schließlich auch voraus, dass alle Maßnahmen der Mobilitätswende auch 

umgesetzt würden. Das sei vor dem Hintergrund des Rückgangs öffentlicher Einnahmen jeden-

falls zweifelhaft. Die Landeshauptstadt München müsse wegen der Haushaltslage nach aktuel-

len Zeitungsberichten vom Januar 2025 rund 118 Millionen Euro einsparen und verschiebe da-

her Bus- und Tramprojekte. Damit seien die Annahmen für die Verkehrsprognose 2035 auch in-

soweit überholt. Die Verschiebung wesentlicher Projekte im öffentlichen Personennahverkehr, 

insbesondere der 2. Stammstrecke, führe dazu, dass die prognostischen Berechnungen, die 

einen Ausbau des öffentlichen Personennahverkehrs zu Grunde legten, nicht mehr zuträfen. 

Auch der Knoten Schwanseeplatz, von dem aus künftig die Zulaufstrecke von Norden kom- 

mend nach Osten abbiegend geführt werden solle, werde von der verkehrstechnischen 

Untersuchung als leistungsfähig bewertet. Tatsächlich sei jedoch der Knoten auch unter Anwen-

dung der Verkehrsdaten, wie sie die verkehrstechnische Untersuchung zugrundelege, nicht leis-

tungsfähig, auch widerspreche die Prognose einer Verbesserung am Knoten. Im Analysefall 

weise der Knoten Schwanseeplatz in der Morgenspitze zwischen 07:30 Uhr und 08:30 Uhr die 

Verkehrsqualitätsstufe E und in der Abendspitze zwischen 15:30 Uhr und 16:30 Uhr die Ver-

kehrsqualitätsstufe F auf. Im Prognoseplanfall solle sich die Morgenspitze auf Verkehrsqualitäts-

stufe D verbessern, ebenso solle die Abendspitze ab 15:30 Uhr sich von F auf E verbessern. 

Wie bereits ausgeführt, sei ein Knotenpunkt, der mit Verkehrsqualitätsstufe E bewertet werde, 

im Regelfall als nicht leistungsfähig anzusehen. Hierüber gehe die verkehrstechnische Untersu-

chung wiederum hinweg. In der Abendspitze betrage ausweislich der Leistungsfähigkeitsberech-

nungen der Auslastungsgrad des Knotens 97 %. Sobald 100 % überschritten würden, falle die 

Verkehrsqualitätsstufe auf F. Ein nur geringfügiger Prognosefehler in Form eines Unterschät-

zens des Verkehrsaufwands würde mithin dazu führen, dass der Knoten Schwanseeplatz auch 

in der Abendspitze tatsächlich mit F zu bewerten sei. Wie sich die Verbesserung in der Abend-

spitze von F auf E überhaupt ergeben solle, sei nicht nachvollziehbar, denn das Verkehrsauf-

kommen auf der Stadelheimer Straße, von Westen kommend zum Knoten Schwanseeplatz, 

solle im Vergleich im Analysefall um 6.100 Kraftfahrzeuge pro 24 Stunden zunehmen, die Ständ- 

lerstraße solle außerdem laut der Daten der verkehrstechnischen Untersuchung östlich der 

Schwanseestraße mit 4.900 Kraftfahrzeugen pro 24 Stunden zusätzlich frequentiert werden. Es 
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sei nicht nachvollziehbar, wie bei einer derartigen Steigerung der Verkehrsmengen auf den bei-

den Adern genau westlich und östlich des Knotens eine Verbesserung der Verkehrsqualitäts-

stufe von F auf E eintreten solle, die dann auch noch gerade die unterste Grenze der Stufe E 

darstelle. Am Knoten Schwanseeplatz sei im Übrigen auch feststellbar, dass selbst nach den 

Ausführungen der verkehrstechnischen Untersuchung, die wie dargestellt deutlich zu optimis-

tisch bezüglich der Leistungsfähigkeit des Knotens sei, eine Verschlechterung der 

Situation des Knotens durch die Zulaufstrecke eintreten werde. Im Prognose- 

Nullfall werde für die Ein- und Ausrückzeiten zwischen 6 und 7 Uhr und 19 und 20 Uhr ohne 

neue Zulaufstrecke eine Verkehrsqualitätsstufe B und C des Knotens angenommen. Im Progno-

seplanfall verschlechtere sich diese auf E in beiden Zeiträumen der Ein- und Ausrückfahrten, 

was somit originär auf den ein- und ausrückenden Tramverkehr zurückgehe. Die Ergebnisse der 

verkehrstechnischen Untersuchung und die zugrunde gelegten Daten aus der Verkehrsprog-

nose als zutreffend unterstellt, werde damit ein an sich im Prognose-Nullfall leistungsfähiger 

Knoten durch das Projekt nicht mehr leistungsfähig sein. Schlussendlich bestätige die verkehrs-

technische Untersuchung, wenn auch nicht im Fazit, so doch in ihrem Text, die fehlende Leis-

tungsfähigkeit des Knotens, nachdem sie auf Seite 42 selbst ausführe, dass sich am Knoten 

Schwanseeplatz Rückstaulängen von etwa 130 m ergeben würden, womit die vorgelagerten 

Bushaltestellen und Parkflächen überstaut würden. 

Der Knoten Aschauer Straße/Chiemgaustraße werde durch die Zulaufstrecke ebenfalls angefah-

ren, da in diesem Bereich die Zulaufstrecke eine Verschwenkung nach Süden machen und in 

das Betriebshofgrundstück einlaufen solle. Dazu sei festzuhalten, dass im Analysefall der Kno-

ten in der Abendspitze zwischen 16:45 Uhr und 17:45 Uhr sowie zwischen 19 und 20 Uhr jeweils 

nur die Verkehrsqualitätsstufe E aufweise. Entgegen der Annahme der verkehrstechnischen Un-

tersuchung sei er damit im Bestand nicht leistungsfähig. Wie dargelegt, sei die Inanspruch-

nahme eines nicht leistungsfähigen Knotens für Erschließungszwecke und weitere Belastung 

des Knotens als Verstoß gegen die Belange der Leichtigkeit und Sicherheit des Verkehrs zu 

werten. 

 

Zudem fehle die Genehmigung der Gleisanlagen der Bestandszulaufstrecke. 

Die bisherige Zulaufstrecke solle zwar teilweise zurückgebaut werden. Ein Teil der 

Strecke von etwa 140 m beginnend im Süden der Aschauer Straße solle jedoch bestehen blei-

ben und an den Knotenpunkt Aschauer Straße/Ständlerstraße neu angeschlossen werden. Dort 

sollten künftig Trambahnen per Tieflader angeliefert und auf das Gleis abgeladen werden. 

Der zur Einbindung in das Projekt vorgesehene Teil der Bestandsstrecke sei somit Teil des Pro-

jekts insgesamt und solle an der Genehmigungswirkung teilhaben. Die Bestandsstrecke sei je-

doch nach dem PBefG nicht genehmigt. Genehmigungsunterlagen für die Bestandszulaufstre-

cke lägen nicht vor. Hierzu hätten die anwaltlichen Vertreter der Einwender die Antragstellerin 

um Auskunft nach dem Bayerischen Umweltinformationsgesetz (BayUIG) ersucht, wann die 

Gleise für die Trambahn in der Aschauer Straße errichtet wurden. Mit Schreiben vom März 2025 

habe die Antragstellerin hierzu mitgeteilt, dass die Gleise in der Aschauer Straße Mitte der 

1920er Jahre gebaut worden seien. 1962 sei das Gleis in die Straßenfahrbahn eingebettet 

worden. Genehmigungsunterlagen lägen der Antragstellerin hierzu nicht vor. 

Tatsächlich ergebe sich, betrachte man die Gleisanlagen vor Ort in der Aschauer Straße, dass 

noch nach 1962 Erneuerungen und Umbauten am Gleis stattgefunden haben müssten. Der 

Straßenbelag sei in der Aschauer Straße in weiten Teilen augenfällig deutlich neuer als 1962 

aufgebracht worden. Auch sei sichtbar, dass Änderungen vorgenommen wurden. So lägen in 

der Aschauer Straße Weichen der Tramstrecke, die aber abgeschnitten wurden. Es hätten also 

an den Gleisanlagen der Aschauer Straße Erneuerungen und Änderungen nach Inkrafttreten 
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des PBefG stattgefunden. Änderungen wären nach § 28 PBefG genehmigungspflichtig gewe-

sen. Eine wie auch immer geartete Erlaubnis liege jedoch nach Angaben der Antragstellerin 

selbst nicht vor. Dementsprechend sei die bisherige Zulaufstrecke als nicht genehmigt anzuse-

hen. Es werde nunmehr eine ungenehmigte Teilstrecke in das Projekt eingebunden und für 

diese nicht gesondert eine Genehmigung beantragt. Auch dies führe zur Rechtswidrigkeit des 

Vorhabens. 

 

Außerdem verstoße der Bau der Zulaufstrecke im Hinblick auf die von ihm verursachten Lärm-

immissionen gegen das Gebot der Rücksichtnahme. Das Projekt Zulaufstrecke werde aus-

schließlich als Projekt im öffentlichen Straßenraum behandelt und somit werde die 16. BImSchV 

angewandt. Hierbei werde nicht berücksichtigt, dass Straßenbahnen am Ende der Zulaufstrecke 

auf das Betriebsgrundstück einfahren, in einem auf der Zulaufstrecke noch begonnenen Fahrt-

vorgang, und hierbei dann nicht mehr die 16. BImSchV, sondern die TA Lärm mit strengeren 

Grenzwerten anzuwenden sei. Die hiernach geltenden Grenzwerte würden bei dem Einfahrvor-

gang, der bedinge, dass die Straßenbahnen eine 180°-Kurve fahren, nicht eingehalten werden. 

Die reine Bewertung nach 16. BImSchV verkürze die Betrachtung und führe im Ergebnis zu ei-

ner nicht rechtmäßigen Abwägung, weil Belange der Anwohner, insbesondere der Einwender, 

beeinträchtigt würden. 

Wie auch in den mit einem eigenen Schallgutachten unterlegten Einwendungen gegen den Stra-

ßenbahnbetriebshof dargelegt, sei zu berücksichtigen, dass im Osten des Betriebshofsgrund-

stücks auf im Eigentum der Einwender stehenden Grundstücken Gewerbe- und Wohnbebauung 

vorhanden sei. Für Fragen der Lärmbetroffenheit sei hierbei zu berücksichtigen, dass das Ge-

viert Traunreuter Straße 1b, 3, 5 und 7 tatsächlich als reines Wohngebiet zu bewerten sei, dem-

entsprechend die diesbezüglichen Grenzwerte nach TA Lärm dort anzusetzen seien und nur das 

Verursachen von Immissionen von tagsüber 55 dB(A) und nachts 40 dB(A) an der Nord- und 

Westfassade der Traunreuter Straße 1b, 3 und 5 erlaubt sei.  

Jedenfalls die auf dem Vorhabengrundstück Betriebshof situierten Gleise befänden sich nicht im 

öffentlichen Straßenraum, mit der Folge, dass die 16. BImSchV hierauf nicht anzuwenden sei, 

wobei die Nutzung gerade dieser Kurve durch das Vorhaben Zulaufstrecke bedingt werde.   

Die 16. BImSchV sei nach deren § 1 Abs. 1 anzuwenden für den Bau oder die wesentliche Än-

derung von öffentlichen Straßen sowie von Straßenbahnen. Straßenbahnen seien wiederum 

nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 PBefG Schienenbahnen, die den Verkehrsraum öffentlicher Straßen be-

nutzten. Die 16. BImSchV sei dementsprechend nur anwendbar auf öffentliche Straßen sowie 

öffentliche Schienenwege, im Fall von Straßenbahnen also solche Schienenwege, die sich auf 

öffentlichen Straßen befinden. Das in § 1 der 16. BImSchV genannte Merkmal „öffentlich" be-

ziehe sich aber nicht nur auf Straßen, aus dem Anlagenbegriff des BImSchG herausgenommen 

seien nach § 3 Abs. 5 Nr. 3 BImSchG lediglich öffentliche Verkehrswege. Vorliegend ende zwar 

der Planungsumgriff an der Grundstücksgrenze des Betriebshofgrundstücks und der öffentliche 

Straßenraum erstrecke sich auch nur bis dorthin. Allerdings endeten nach ständiger Rechtspre-

chung die Pflichten zur Berücksichtigung von Emissionskonflikten im Rahmen der Abwägung 

nicht an den räumlichen Grenzen des jeweiligen Planvorhabens, auch die jenseits dieser 

Grenze ausgelösten Konflikte müssten berücksichtigt werden. Da die auf das Betriebsgrund-

stück einfahrenden Straßenbahnen aus dem öffentlichen Verkehrsraum kämen, werde nicht in 

Frage zu stellen sein, dass auf der Zulaufstrecke die 16. BImSchV anzuwenden sei. Bei der Ein-

fahrt in das Betriebsgrundstück machten jedoch die Straßenbahnen, die beispielsweise zu den 

Werkstätten verbracht werden sollten, sodann jedoch eine 180°-Kurve. Die von Westen kom-

menden Straßenbahnen müssten, um in diese Kurve einzufahren und die 180°-Wendung zu ab-
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solvieren, einen erheblichen Bremsvorgang vornehmen, da sie die Kurve nur langsam durchfah-

ren können. Dieser Bremsvorgang werde ein erhebliches Quietschen auslösen, das auch östlich 

des Betriebsgrundstücks zu hören sein werde. Die Kurve selbst liege aber nur in ihrem Anfang 

im öffentlichen Verkehrsraum. Die Kurvenspitze und der Großteil des Kurvenradius lägen auf 

dem Vorhabensgrundstück der Antragstellerin und damit nicht im öffentlichen Verkehrsraum. 

Daraus ergebe sich, dass jedenfalls dieser Vorgang und die Nutzung dieser 180°-Kurve nicht 

ausschließlich nach 16. BImSchV, sondern nach TA Lärm zu beurteilen sei. Daraus ergebe sich 

weiter, dass die Betrachtung der Zulaufstrecke diesen von ihr ausgelösten Kurvenfahrtvorgang 

nicht außer Acht lassen könne. Dieser Vorgang sei vielmehr nach der Rechtsprechung mit zu 

berücksichtigen und in die Abwägung einzustellen, welche Lärmbelastung hierdurch im Osten 

des Vorhabengrundstücks Betriebshof ausgelöst werde. Hierzu lasse sich die schalltechnische 

Berechnung nicht ein. Sie sei dementsprechend unvollständig und von einem Verstoß gegen 

das Gebot der Rücksichtnahme sei auszugehen. 

Die schalltechnischen Auswirkungen des Projekts seien auch in der Tektur A nicht korrekt ermit-

telt worden. Hierzu haben die Einwender als Anlage zu ihrer Einwendung ein Gegengutachten 

zur von der Antragstellerin zur Tektur A vorgelegten schalltechnischen Stellungnahme, erstellt 

durch das Büro Steger & Partner, vom Januar 2026 vorgelegt. 

In diesem wird insbesondere bemängelt, die von der Antragstellerin vorgelegte schalltechnische 

Untersuchung zur Tektur führe zwar korrekt aus, dass mit dem Wechsel vom öffentlichen Ver-

kehrsraum auf das Betriebsgelände die TA Lärm anzuwenden sei. Die TA Lärm werde aber so-

dann nicht korrekt angewendet. 

Es sei grundsätzlich nicht zulässig, kleine Teile von ausgedehnten Betriebsanlagen - hier das 

Ausrückgleis mit etwa 34 m und das Einrückgleis mit rund 21 m - für sich allein zu beurteilen. 

Grundsätzlich seien bei der Beurteilung immer die Gesamtgeräuschimmissionen der gesamten 

Anlage innerhalb des Werksgeländes zu ermitteln und zu beurteilen. Die Einwender führen 

hierzu aus, bereits im Ansatz hätten somit die Geräuschimmissionen der Gesamtanlage auf dem 

Betriebsgrundstück ermittelt werden müssen. Eine lärmtechnische Beurteilung, ob durch die ge-

plante Maßnahme schädliche Geräuschimmissionen verursacht werden, sei somit auf Basis der 

angestellten Untersuchung nicht möglich. 

Des weiteren kritisiert das Gegengutachten, dass in der von der Antragstellerin vorgelegten 

schalltechnischen Stellungnahme lediglich das 10-dB(A)-Kriterium aus Nummer 2.2 a) der TA 

Lärm zugrundegelegt werde. Das Gegengutachten weist darauf hin, dass der Einwirkungsbe-

reich gemäß Nummer 2.2 der TA Lärm nicht nur durch die Fläche definiert ist, in der die von der 

Anlage ausgehenden Geräusche einen Beurteilungspegel verursachen, der weniger als 10 

dB(A) unter dem für diese Fläche maßgebenden Immissionsrichtwert liegt, sondern gemäß 

Nummer 2.2 b) der TA Lärm auch durch die Fläche, in der die von der Anlage ausgehenden Ge-

räusche Geräuschspitzen verursachen, die den für deren Beurteilung maßgebenden Immissi-

onsrichtwert erreichen oder überschreiten. Gerade bei wenigen Ereignissen je Beurteilungszeit-

raum - hier 16 Stunden -, die zusätzlich aufgrund des Kurvenquietschens auch noch impulshaltig 

seien, seien die Geräuschspitzen erheblich höher als der Beurteilungspegel. Im vorliegenden 

Fall würden die Geräuschspitzen bei einer der zwei Zugvorbeifahrten, wenn diese weniger als 

eine Minute dauere, etwa 30 dB(A) höher sein als der Beurteilungspegel und somit den hier 

maßgebenden Immissionsrichtwert für Gewerbegebiete von 65 dB(A) überschreiten. Noch viel 

mehr überschritten wäre der an den im Eigentum der Einwender stehenden Wohnhäusern an 

der Traunreuter Straße – Hausnummern 1b, 3, 5 und 7 - geltende Immissionsrichtwert von 55 

dB(A) oder 50 dB(A). Alle umliegenden Gebäude, auch die Wohngebäude an der Traunreuter 

Straße, lägen somit im Einwirkungsbereich der Anlage, da diese Geräuschspitzen verursachen 

könne, die den für deren Beurteilung maßgebenden Immissionsrichtwert erreichen würden. Die 
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in der schalltechnischen Stellungnahme untersuchten Gleisabschnitte seien nur ein kleiner 

Bruchteil der Gleisstrecken insgesamt auf dem Betriebsgelände. 

Eine Abwägung dahingehend, ob nun die Baumaßnahme der Tektur A schädliche Geräu-

schimmissionen durch Geräusche verursache, sei nur möglich, wenn das Gesamtgeräusch 

der Anlage in den Blick genommen werde. Gemäß der Begriffsbestimmung in § 3 BImSchG 

seien schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne dieses Gesetzes Immissionen, die nach Art, 

Ausmaß oder Dauer geeignet seien, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigun-

gen für die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft herbeizuführen. Es sei davon auszugehen, 

dass die von der Baumaßnahme ausgehenden Geräuschimmissionen geeignet seien, schädli-

che Umwelteinwirkungen durch Geräusche insbesondere durch die Maximalpegel durch Kurven-

quietschen zu verursachen. Eine derartige Untersuchung sei in der vorliegenden schalltechni-

schen Stellungnahme vom Oktober 2025 nicht durchgeführt worden. 

Die Einwender führen aus, schließlich gelte auch hinsichtlich der schalltechnischen Stellung-

nahme zur Tektur A, dass das Projekt Zulaufstrecke vom Projekt Betriebshof, wie ausführlich 

dargelegt, nicht trennbar sei. Es sei daher auch hinsichtlich Schallimmissionen unzureichend, 

das Projekt Zulaufstrecke isoliert zu betrachten, sondern die Auswirkungen des neuen Be-

triebshofs seien in die Betrachtung mit einzustellen, auch wenn die Antragstellerin das in Wahr-

heit einheitliche Vorhaben zur besseren Umsetzbarkeit zerstückle. 

Das Gegengutachten weist darauf hin, dass die Baumaßnahme der Tektur A bewirke, dass die 

Gleise nicht nur, wie in der schalltechnischen Stellungnahme zur Tektur A zugrundegelegt 

werde, von 2 Niederflurfahrzeugen je Richtung und Gleis im Tagzeitraum befahren werden 

könnten, sondern von beliebig vielen Fahrzeugen. Insbesondere könne das gesamte Betriebs-

szenario der Planfeststellung für die Zulaufstrecke mit 102 Fahrzeugbewegungen tags und 112 

Fahrzeugbewegungen nachts auf dem Gleisanschluss zum Betriebshof Ständlerstraße abgewi-

ckelt werden. Die Wirkung der Baumaßnahme beschränke sich also nicht nur darauf, im Tag-

zeitraum werktäglich je 2 ein- und ausrückende Trambahnen in der Zeit von 7:00 Uhr bis 22:00 

Uhr zu ermöglichen, sondern das gesamte Betriebsszenario der Planfeststellungen der Zulauf-

strecke einerseits und des Betriebshofes andererseits abzuwickeln. Dies hätte die schalltechni-

sche Stellungnahme in den Blick nehmen müssen. 

Sollte auf Grundlage der schalltechnischen Stellungnahme die Tektur A genehmigt werden, 

müsse diese Genehmigung zwingend mit den Annahmen, die der schalltechnischen Stellung-

nahme vom 23.10.2025 zugrunde liegen, verknüpft werden, also werktäglich je 2 ein- und ausrü-

ckende Trambahnen in der Zeit von 7:00 Uhr bis 20:00 Uhr. 

Ein darüberhinausgehender Betriebsumfang sowohl zahlenmäßig als auch hinsichtlich des Ta-

geszeitraums, beispielsweise innerhalb der Ruhezeiten, liege der schalltechnischen Stellung-

nahme nicht zu Grunde und sei in ihr in der schalltechnischen Stellungnahme auch nicht unter-

sucht worden. 

Die Einwender weisen in diesem Zusammenhang darauf hin, dass im Erläuterungsbericht sowie 

in der schalltechnischen Untersuchung zum Planfeststellungsbeschluss der Regierung von 

Oberbayern für die derzeit betriebene Interimswerkstatt vom 09.03.2020, Aktenzeichen 23.2-

3623.4-2-19, beschrieben werde, dass zusätzlich zu den Werkstatt-Überführungsfahrten auch 

Einfahrten in die Hauptwerkstätte zu den sogenannten Shedhallen, konkret nämlich je 2 Ein- 

und Ausfahrten werktäglich erfolgen würden. Insoweit würden also nicht genug Fahrten für die 

Bestimmung der Schallimmissionen angesetzt. 

 

In ihrer Stellungnahme zur Tektur A rügen die Einwender weiterhin, dass gemäß landschafts-

pflegerischem Begleitplan für das Vorhaben 8 unter die BaumschutzV fallende Bäume gerodet 

werden sollten. Nach § 5 Abs. 1 BaumschutzV dürfe eine Erlaubnis zur Fällung geschützter 
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Bäume nur erteilt werden, wenn nach sämtlichen weiteren relevanten Vorschriften ein Anspruch 

auf Erteilung einer Genehmigung des Vorhabens bestehe und dieses ohne die Rodung nicht 

umsetzbar sei. 

Im Erläuterungsbericht und im landschaftspflegerischen Begleitplan fehle insoweit bereits jed-

wede Erläuterung oder Darstellung, dass eine Rodung der Bäume notwendig sei, um das Vorha-

ben umzusetzen, die Rodung werde schlicht vorausgesetzt. Nach § 5 Abs. 1 BaumschutzV 

müsste aber dargelegt werden, dass das Vorhaben ohne die Rodung nicht umsetzbar sei. 

Des Weiteren bestehe bezüglich des Vorhabens kein Genehmigungsanspruch, insbesondere, 

da dieses, wie aufgezeigt, in untrennbarem Zusammenhang mit dem Projekt neuer Betriebshof 

stehe, welcher nicht genehmigungsfähig sei. Es werde darauf hingewiesen, dass nach aktueller 

verwaltungsgerichtlicher Rechtsprechung nach § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Umwelt-Rechts-

behelfsgesetzes (UmwRG) anerkannte Umweltvereinigungen gegen behördliche Verwaltungs-

akte vorgehen könnten, ohne eine eigene Betroffenheit geltend machen zu müssen, wenn diese 

gegen Normen verstießen, die dem Umweltschutz dienten. 

 

Der Rechtsansicht der Einwender E2 zur Erforderlichkeit eines Erörterungstermins war, wie 

oben unter B.8 ausgeführt, nicht zu folgen. 

Ihre einzige denkbare individualrechtliche Betroffenheit liegt in Schallimmissionen aus dem Be-

reich der Einfahrt der Straßenbahnen von der Ständlerstraße auf das Betriebsgelände der An-

tragstellerin, wobei die in ihrem Eigentum stehenden, nicht von ihnen selbst bewohnten Anwe-

sen mindestens 110 m von dieser Einfahrtskurve entfernt liegen, das nächstliegende Gebäude 

nicht zum Wohnen genutzt sowie darüber hinaus durch ein anderes Gebäude schalltechnisch 

von der Straßenbahnstrecke abgeschirmt wird. Die bestehende Straßenbahnstrecke im Bereich 

der Einfahrt wird lediglich um bis zu 1,09 m näher an das Grundstück der Einwender gerückt, 

wobei insoweit keine Erhöhung des Straßenbahnverkehrsaufkommens stattfindet. Die Strecke 

im öffentlichen Straßenraum, auf der eine quantitative Erhöhung des Straßenbahnverkehrs ge-

plant ist, befindet sich noch weiter entfernt von den im Eigentum der Einwender stehenden An-

wesen. Die von der Antragstellerin im Verfahren vorgelegten schalltechnischen Untersuchungen 

haben klar zum Ausdruck gebracht, dass die durch das Vorhaben ausgelösten geltenden schall-

technischen Grenzwerte an den Gebäuden der Einwender erheblich unterschritten werden. Die 

Einwender und ihre Bevollmächtigten gehen in ihren umfangreichen Einwendungen, zum Teil 

gutachterlich unterstützt, auf zahlreiche weitere Kritikpunkte an der Planung vertieft ein, ohne 

einen Bezug zu einer eigenen Betroffenheit herzustellen. Insbesondere haben sie nachdrücklich 

auf potenzielle Klagerechte von naturschutzrechtlichen Vereinigungen gegen einen etwaigen 

Planfeststellungsbeschluss verwiesen, wobei sich solche jedoch im Verfahren gar nicht geäu-

ßert haben. Aus dem Vorbringen der Einwender ergaben sich keine Anhaltspunkte, dass im Hin-

blick auf deren eigene Belange eine Einigung mit der Antragstellerin im Erörterungstermin her-

zustellen wäre, wie beispielsweise durch die zusätzliche Anordnung passiver Schallschutzmaß-

nahmen. Diese können von der Regierung von Oberbayern auch ohne mündliche Erörterung der 

Antragstellerin zu Gunsten der Einwender auferlegt werden. Weitere Konflikte mit den Interes-

sen der Einwender sind nicht erkennbar. 

Nach Prognose der Regierung von Oberbayern hätte ein Erörterungstermin auch nicht über die 

Vielzahl der vorgelegten Schreiben, Gutachten und Fachstellungnahmen hinaus, die sämtlich im 

Verfahren gewürdigt wurden, zu neuen Erkenntnissen geführt, die für die Abwägung von Bedeu-

tung gewesen wären.   

Der Verzicht auf einen Erörterungstermin stellt auch keinen Verstoß gegen den Grundsatz der 

Selbstbindung der Verwaltung dar. Seit Inkrafttreten der Novellierung des § 29 Abs. 1a Nr. 1 

PBefG wurde, wie sich aus den Veröffentlichungen auf der Internetseite der Regierung von 
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Oberbayern unter https://www.regierung.oberbayern.bayern.de/service/planfeststellung/abge-

schlossene_pv_beschluesse/wirtschaft_landesentwicklung_verkehr/index.html bei „Aktuelle 

Planfeststellungsbeschlüsse (U-Bahn, Straßenbahn)“ ergibt, entgegen dem Vorbringen der Ein-

wender bereits in zwei Fällen, in denen es mehrere Einwendungen gab, gestützt auf diese Vor-

schrift von der Durchführung eines Erörterungstermins abgesehen, nämlich bei der Verlänge-

rung der U5 West vom Bahnhof Willibaldstraße bis zum Bahnhof Am Knie – hier gab es 4 pri-

vate Einwendungen – sowie bei der Verlängerung der U5 West vom Bahnhof Am Knie bis zum 

Bahnhof Pasing – hier gab es 6 private Einwendungen. In den von den Einwendern zitierten 

Planfeststellungsverfahren Tram Westtangente sowie Tram Münchner Norden gab es 41 bzw. 7 

private Einwendungen, zudem wurde in diesen beiden Verfahren eine Umweltverträglichkeits-

prüfung durchgeführt, so dass keine Vergleichbarkeit zum vorliegenden Fall gegeben ist. Auch 

in Planfeststellungsverfahren nach dem Allgemeinen Eisenbahngesetz (AEG), die in die Zustän-

digkeit desselben Sachgebiets der Regierung von Oberbayern fallen, wurde erst aktuell in einem 

Planfeststellungsbeschluss vom 06.06.2024 für den Bau eines Bahnhaltepunkts, der auf der 

Homepage unter der Rubrik „Aktuelle Planfeststellungsbeschlüsse (Eisenbahngesetze)“ veröf-

fentlicht ist, gestützt auf die Parallelvorschrift des § 18a Abs. 5 AEG von der Durchführung eines 

Erörterungstermins abgesehen. Hier gab es wie im vorliegenden Fall lediglich eine Einwendung 

eines privaten Grundstücksanliegers, der Lärmbetroffenheit geltend machte, die aber vom 

schallschutztechnischen Gutachten nicht bestätigt werden konnte. 

 

Zur Planrechtfertigung und Zulässigkeit der Abschnittsbildung wird auf die Ausführungen oben 

unter E. verwiesen. Aus dem Erläuterungsbericht und dem Erläuterungsbericht Tektur A gehen 

die Gründe, die die Antragstellerin zur Planung der Zulaufstrecke bewogen haben, klar hervor 

und diese erweisen sich nach Würdigung durch die Regierung von Oberbayern im Verfahren als 

nachvollziehbar. 

Nicht zutreffend sind die Aussagen der Einwender, dass durch die Abschnittsbildung und die 

Aufteilung in zwei Genehmigungsverfahren, einerseits für die Zulaufstrecke, andererseits für den 

Straßenbahnbetriebshof, für die Einwender Rechtsschutzmöglichkeiten beschnitten würden. Die 

Einwender hatten die Gelegenheit, sich in beiden Verfahren im Rahmen der Öffentlichkeitsbetei-

ligung zu äußern, die sie auch wahrgenommen haben. Der gesteigerte Aufwand für die Wahr-

nehmung von Rechten in zwei Planfeststellungsverfahren durch die Einreichung von zwei Ein-

wendungsschreiben statt nur eines Schreibens ist für die Einwender auch zumutbar. 

Soweit die Einwender zur Eisenbahnüberführung Chiemgaustraße ausführen, eine kurzfristige 

Sanierung oder Unterstützung des Brückenbauwerks sei nach Aussage der DB AG bis voraus-

sichtlich 2031 nicht erforderlich, bildet dies kein Hindernis für die Planrechtfertigung. Eine Pla-

nung der Sanierung des Brückenbauwerks durch die DB AG setzt zunächst eine bestandskräf-

tige Verwaltungsentscheidung voraus, ob und in welcher Form mit einem Weiterbestand der Zu-

laufstrecke bzw. deren Wegfall in dieser Unterführung zu planen ist; im Anschluss sind gegebe-

nenfalls von der DB eisenbahnrechtliche Genehmigungen einzuholen, Ausschreibungsmaßnah-

men vorzunehmen und der Bau vorzubereiten. Zudem muss bis zur Sanierung des Brückenbau-

werks die neue Zulaufstrecke baulich fertiggestellt sein, um keine Unterbrechungen im Straßen-

bahnbetriebsverkehr zu verursachen. Da alle diese Punkte potentiell verzögerungsanfällig sind, 

ist es sachgerecht, bereits zum jetzigen Zeitpunkt über den Bau der Zulaufstrecke zu entschei-

den. Es besteht auch kein Zweifel, dass die DB tatsächlich derzeit die Sanierung des Brücken-

bauwerks plant und unverzüglich realisieren will. 

Auch fehlt es nicht am Sachbescheidungsinteresse für den Bau des in der Tektur A dargestell-

ten Interimsgleisanschlusses auf dem Grundstück der Antragstellerin. Ein Grundsatz, dass ein 
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zuerst eingereichter Antrag immer prioritär zu verbescheiden ist, existiert nicht. Dieser Gesichts-

punkt kann zwar bei verschiedenen Antragstellern in gleich oder ähnlich gelagerten Fällen im 

Interesse der Gleichbehandlung in manchen Bereichen des Verwaltungsrechts von Bedeutung 

sein, gerade im Planfeststellungsrecht gibt es aber immer wieder komplexere und weniger kom-

plexe Verfahren, und würde man hier von einer Behörde verlangen, sämtliche Verfahren nach 

Reihenfolge des Eingangs zu verbescheiden, würde dies zu einer sachlich nicht zu rechtferti-

genden Verzögerung vieler inhaltlich entscheidungsreifer Verfahren führen. Im noch anhängigen 

Verfahren für den Neubau des Straßenbahnbetriebshofs wird von der Planfeststellungsbehörde 

im Detail zu würdigen sein, dass der dort beantragte Gleisanschluss im Bereich des Interims-

gleisanschlusses bereits genehmigt und möglicherweise auch bereits baulich hergestellt wurde.  

Es besteht auch kein Zweifel seitens der Planfeststellungsbehörde, dass die Antragstellerin 

plant, den Interimsgleisanschluss unverzüglich nach Erhalt der Genehmigung baulich zu reali-

sieren.  

 

Zum behaupteten Verstoß gegen die Belange der Leichtigkeit und Sicherheit des Verkehrs wird 

zunächst auf die obigen Ausführungen unter F.10. verwiesen. Eine individuelle Betroffenheit der 

Einwender ist im Hinblick auf die in diesem Zusammenhang vorgetragenen Belange nicht er-

kennbar. Allerdings erscheint es geboten, sich im Rahmen der Abwägung dennoch mit den vor-

gebrachten Belangen zu befassen. 

In dem von den Einwendern als Anlage zu ihrer Einwendung vorgelegten Gegengutachten zur 

von der Antragstellerin vorgelegten verkehrstechnischen Untersuchung, erstellt durch das Büro 

RegioConsult, wird neben weiteren grundsätzlichen Kritikpunkten an der verkehrstechnischen 

Untersuchung, auf die oben unter F.10. eingegangen wurde, die planerische Detailtiefe der 

Schrankenanlage an der Einfahrt zum Betriebsgelände kritisiert und auf den funktionalen Zu-

sammenhang zwischen Schrankenanlage und angrenzender Lichtsignalanlage Aschauer 

Straße/Ständlerstraße hingewiesen. 

Die wesentlichen funktionalen Zusammenhänge und Abhängigkeiten zwischen diesen beiden 

Anlagen sind hierbei korrekt erkannt worden und entsprechen der Darstellung in der von der An-

tragstellerin vorgelegten verkehrstechnischen Untersuchung. Die Antragstellerin hat im Verfah-

ren zugesagt, diese bei der detaillierten Projektierung von Lichtsignalanlagensteuerung und 

Schrankenanlagensteuerung im Rahmen der Ausführungsplanung und in enger Abstimmung mit 

dem Baureferat und dem Mobilitätsreferat der Landeshauptstadt München zu berücksichtigen. 

Wie die Antragstellerin in ihrer Erwiderung zu der Einwendung nachvollziehbar ausgeführt hat, 

finden - auch im Sinne des Mobilitätsreferats - detaillierte Planungen von Lichtsignalanlagen mit 

exakter Zwischenzeitberechnung, Logik, Signalgeberausführung, Tiefbauplanung und Lichtsig-

nalanlagen-Außenanlage mit Steuergerät erst im Rahmen der Ausführungsplanung statt, da be-

reits kleinste bauliche Veränderungen gegenüber der Genehmigungsplanung wie ein geringfügi-

ges Versetzen von Haltelinien oder geringfügige Änderungen von Borden im Hinblick auf Zwi-

schenzeitberechnungen Auswirkungen auf die finale Lichtsignalanlagenplanung haben können. 

Für eine grundlegende und fundierte gutachterliche Einschätzung zur verkehrlichen Leistungsfä-

higkeit des Knotens Aschauer Straße/Ständlerstraße ist, zumal sich diese im Prognoseplanfall 

gemäß den nachvollziehbaren Ausführungen des Verkehrsgutachtens im relativ unkritischen Be-

reich der Verkehrsqualitätsstufe C bewegt, der von der Einwendern geforderte Detaillierungs-

grad der Planung beider Anlagen nicht erforderlich. Insoweit kann dieser der Ausführungspla-

nung überlassen werden, da er nach dem Stand der Technik ohne Weiteres beherrschbar ist. 

Darüber hinaus kritisiert das Gegengutachten in diesem Zusammenhang eine Sonderphase für 

die einfahrenden Trambahnen. Hierbei handelt es sich, wie von der Antragstellerin in ihrer Erwi-

derung zur Einwendung plausibel ausgeführt wird, um eine gängige verkehrstechnische Lösung, 
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die grundlegend an Lichtsignalanlagen vergleichbar umgesetzt wird, an denen Fahrzeuge des 

öffentlichen Verkehrs nicht gemeinsam mit dem motorisierten Individualverkehr freigegeben wer-

den können. Sie bedeutet lediglich, dass die Straßenbahnen nicht in jedem Umlauf eine Frei-

gabe erhalten, sondern nur auf Anforderung, ähnlich, wie eine Freigabe für Fußgänger an man-

chen Fußgängerampeln nur durch Drücken der Anforderungstaster erfolgt. Genau dieses Steue-

rungsprinzip wurde auch in der Leistungsfähigkeitsuntersuchung der verkehrstechnischen Unter-

suchung bei den Berechnungen berücksichtigt. Die Planung reicht, wie sich aus S. 14 der ver-

kehrstechnischen Untersuchung ergibt, bereits so weit, dass Straßenbahnen keine Freigabe er-

halten werden, für den Fall, dass sich die Schranken vorübergehend nicht öffnen lassen. Somit 

fahren Straßenbahnen auch nicht in den Knotenpunkt ein und der motorisierte Individualverkehr 

kann ungehindert weiter fließen. Sollte dieser Zustand länger anhalten, stauen sich einrückende 

Straßenbahnen innerhalb des besonderen Bahnkörpers, was ebenfalls keine Auswirkungen auf 

den motorisierten Individualverkehr an dieser Stelle hätte. 

Ein weiterer Teil des von den Einwendern vorgelegten Gegengutachtens greift das Verkehrs-

mengengerüst auf und verweist auf vermeintliche Inkonsistenzen der in der verkehrstechnischen 

Untersuchung verwendeten Datengrundlagen gegenüber der Verkehrsmengenkarte München 

2022 des durchschnittlichen werktäglichen Verkehrs sowie einer älteren Version der verkehrs-

technischen Untersuchung mit Stand November 2023. Die Einwender vertreten hierzu die Auf-

fassung, dass veraltete Verkehrsmengeneingangsdaten aus dem Jahr 2021 verwendet worden 

seien, während bereits Verkehrsmengendaten in Form von Tagesverkehrswerten für das Nach-

folgejahr 2022 öffentlich zugänglich seien. 

Die Antragstellerin hat hierauf in ihrer Stellungnahme zum Verfahren überzeugend ausgeführt, 

dass die von den Einwendern genannten Daten der Verkehrsmengenkarte, die im Internet abruf-

bar sind, aufgrund ihrer zu groben Auflösung nicht dazu geeignet sind, die verkehrliche Leis-

tungsfähigkeit zu bewerten. Das Mobilitätsreferat der Landeshauptstadt München hat in einer 

Stellungnahme zum Verfahren hierzu erklärt, der in den Einwendungen angestellte Vergleich 

zwischen Analysemodell und Verkehrsmengenkarte sei aufgrund der unterschiedlichen Maß-

stäbe nicht sinnvoll. So bezögen sich beispielsweise die 39.000 Kraftfahrzeuge pro 24 Stunden 

Chiemgaustraße westlich Schwanseestraße in der Verkehrsmengenkarte nicht, wie von den Ein-

wendern vermutet, auf eine Zählung am Knotenpunkt Chiemgaustraße/Schwanseestraße, son-

dern auf eine Zählung weiter westlich am Knotenpunkt Chiemgaustraße/Traunsteiner Straße. 

Die Verkehrsmengenkarte der Landeshauptstadt München dient nicht dazu, die Verkehrszählun-

gen an konkreten Knotenpunkten ablesen zu können, sondern dazu, sich einen Überblick über 

die Verkehrsmengen an verschiedenen Querschnitten zu verschaffen. Maßgebend für die Ver-

kehrsuntersuchung sind dagegen die Verkehrszählungen an den jeweiligen Knotenpunkten, wel-

che eine Berechnung der Leistungsfähigkeit für den jeweiligen Knotenpunkt ermöglichen. 

Eine Zuordnung der fahrtrichtungsbezogenen Quell- und Zielverkehre ist mit den genannten 

Zahlen der Verkehrsmengenkarte nicht möglich; dies aber wäre eine notwendige Voraussetzung 

für eine Umlegung der Verkehre auf die einzelnen Fahrbeziehungen an den Knotenpunkten, wo-

raus sich fahrstreifenbezogen die Qualitätsstufe nach dem Handbuch für die Bemessung von 

Straßenverkehrsanlagen ermitteln ließe. Diese detaillierte mikroskopische Betrachtung stellt, wie 

die Antragstellerin nachvollziehbar ausgeführt hat, eine wesentliche Grundlage für die vorzuneh-

mende Abwägung der Belange der Leichtigkeit des Verkehrs dar und wurde in Anlage 2 der ver-

kehrstechnischen Untersuchung, planfestgestellte Unterlage 15.3, explizit aufgeführt. Die im Ge-

gengutachten geforderte Vergröberung der in der verkehrstechnischen Untersuchung verwende-

ten Verkehrsmengen durch Addition der Quell- und Zielverkehre auf den Detaillierungsgrad der 

Verkehrsmengenkarte München 2022 kann hingegen keine detaillierte Leistungsfähigkeitsbe-

trachtung der einzelnen Fahrstreifen an den Knotenpunkten aufzeigen. 
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Auch soweit die in diesem Verfahren vorgelegte verkehrstechnische Untersuchung Abweichun-

gen zu der von den Einwendern im Verfahren vorgelegten verkehrstechnischen Untersuchung in 

der Fassung vom November 2023, welche Grundlage des Trassierungsbeschlusses des Münch-

ner Stadtrats vom 20.12.2023 war, aufweist, führt dies nicht zu Zweifeln an der Plausibilität der 

hier mit planfestgestellten verkehrstechnischen Untersuchung. 

Die Darstellung der Antragstellerin, dass die Version vom September 2024 auf der Version vom 

November 2023 aufbaut, ist, wie sich aus den Äußerungen im Verfahren ergibt, zutreffend. Im 

Zuge des Projektfortschritts wurde die Untersuchung fortgeschrieben. Wie die Antragstellerin 

schlüssig dargestellt hat, betrifft dies insbesondere die von den Einwendern benannten Punkte 

veränderte Verteilung der Ein- und Ausrückzeiten der Straßenbahnen, veränderte Mitarbeiter-

zahl und veränderte Zahl an Fahrten im motorisierten Individualverkehr durch Mitarbeiter. 

Zu den Ein- und Ausrückzeiten von Straßenbahnen enthielt die Verkehrsuntersuchung vom No-

vember 2023 ebenso wie die Untersuchung vom September 2024 für den Prognosehorizont 

2035 jeweils auf S. 17 zwei Diagramme der Ein- und Ausrückzeiten jeweils einmal mit Langfahr-

zeugen und einmal ohne Langfahrzeuge. Die Veränderungen der Ausrückzeiten wurden im 

Zuge der Fortschreibung der Projektplanung vorgenommen. 

Veränderungen der Mitarbeiterzahl zwischen den beiden Versionen der verkehrstechnischen 

Untersuchung sind ebenfalls mit dem Projektfortschritt verbunden. Die deutliche Senkung der für 

2035 prognostizierten Mitarbeiterzahl gegenüber der Version vom November 2023 von 470 auf 

370 und die daraus resultierende Reduzierung der Zahlen der täglichen Kraftfahrzeugfahrten 

des motorisierten Individualverkehrs der Mitarbeiter von 349 auf 271 ist nach den schlüssigen 

Ausführungen der Antragstellerin im Wesentlichen auf den im Zuge des Projektfortschritts durch-

geführte Streichung der Straßenbahnfahrschule im Projekt Betriebshof Ständlerstraße zurückzu-

führen. Auch die Reduzierung um rund 150 Fahrten des motorisierten Individualverkehrs von 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des geplanten Betriebshofs während der Spitzenstunden des 

motorisierten Individualverkehrs und Hauptausrückzeiten der Straßenbahn ist aus diesem Grund 

plausibel.  

Die Einwender verweisen weiterhin auf die ihrer Ansicht nach widersprüchlichen Angaben zu 

den Straßenbahn-Ein- und Ausrückfahrten zwischen der verkehrstechnischen Untersuchung, 

planfestgestellte Unterlage 15, in der für den Prognosehorizont 2035 täglich maximal 86 Ein- 

und Ausrückfahrten, in der Summe 172 Betriebsfahrten, angesetzt werden, und der schalltechni-

schen Untersuchung, planfestgestellte Unterlage 9.1, in der für denselben Prognosehorizont am 

Tag 102 Betriebsfahrten und in der Nacht 112 Betriebsfahrten, somit in der Summe 214 Be-

triebsfahrten angesetzt werden. Hierzu hat die Antragstellerin schlüssig darauf hingewiesen, 

dass zusätzlich zur regulären Anzahl werktäglich ein- und ausrückender Bahnen, die im Linien-

verkehr eingesetzt werden, täglich weitere bis zu 42 Betriebsfahrten wie Versuchsfahrten, 

Bremsprobenfahrten, Fahrten von Austauschfahrzeugen im Schadensfall und Fahrten schienen-

gebundener Instandhaltungsfahrzeuge wie Schienenreinigungswagen vorgesehen sind, die 

nicht regelmäßig und im Normalfall außerhalb der in der verkehrstechnischen Untersuchung un-

tersuchten Spitzenstunden stattfinden und somit zwar für die schalltechnische Untersuchung, 

nicht aber für die verkehrstechnische Untersuchung maßgebend sind. Diese sind auf S. 18 der 

verkehrstechnischen Untersuchung ausdrücklich beschrieben. 

Soweit in der Einwendung kritisiert wird, dass auch Straßenverkehrsmengen in der schalltechni-

schen Untersuchung im Vergleich zur verkehrstechnischen Untersuchung mit abweichenden 

Zahlen dargestellt werden, wird wiederum darauf verwiesen, dass für die beiden Untersuchun-

gen abweichende Größen maßgeblich sind – absolute Verkehrszahlen auf einem Streckenab-

schnitt für die schalltechnische Untersuchung und eine Zuordnung der fahrtrichtungsbezogenen 

Quell- und Zielverkehre für die verkehrstechnische Untersuchung. 
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Die Einwender äußern außerdem Zweifel an der Angemessenheit des gewählten Prognosehori-

zonts. Ihrer Ansicht nach sei das Jahr 2035 als Bezugszeitpunkt für die verkehrliche Bewertung 

nicht ausreichend belastbar. 

Die Antragstellerin hat hierzu in einer Stellungnahme zum Verfahren erklärt, sie gehe weiterhin 

davon aus, dass der Betriebshof Ständlerstraße bis zum Jahr 2035 fertiggestellt sein werde. In 

den im Planfeststellungsverfahren zum Neubau des Straßenbahnbetriebshofs eingereichten An-

tragsunterlagen geht sie von einer Gesamtbauzeit von rund 9 Jahren aus. Die letzten Baupha-

sen umfassen hierbei hauptsächlich nur noch den Abbruch von Bestandsbauwerken der Inte-

rimswerkstatt, da diese während des Baus des Straßenbahnbetriebshofs weiter in Betrieb blei-

ben soll. Vor diesem Hintergrund hält die Planfeststellungsbehörde den gewählten Prognoseho-

rizont für sachgerecht und ausreichend, da anzunehmen ist, dass der für den Verkehr auf der 

Zulaufstrecke entscheidend maßgebliche Straßenbahn-Aus- und Einrückverkehr, der bedingt ist 

durch die Abstellmöglichkeit der Straßenbahnfahrzeuge auf dem Betriebshof, bereits im Jahr 

2035 in vollem Umfang realisiert werden kann. Die Antragstellerin hat im Verfahren auch zutref-

fend darauf hingewiesen, dass Prognosehorizonte in der Verkehrsplanung regelmäßig auf einen 

Zeitraum von 10 bis 15 Jahren ausgelegt sind. Dies entspricht dem allgemein anerkannten Stan-

dard in der Verkehrsmodellierung und -bewertung. Eine weitergehende zeitliche Ausdehnung 

würde die Prognosesicherheit weiter verringern, da langfristige Entwicklungen – etwa im Mobili-

tätsverhalten, in der Infrastrukturplanung oder in der Stadtentwicklung – mit zunehmender Unsi-

cherheit behaftet sind. Vor diesem Hintergrund sieht die Planfeststellungsbehörde keine Not-

wendigkeit, eine Verlängerung des Prognosehorizonts zu fordern. 

Zum abwägungsrelevanten Belang der Leichtigkeit des Verkehrs haben die Einwender weiter 

ausgeführt, dass ein Vorhaben dann nicht genehmigungsfähig sei, wenn es zur Überlastung ei-

ner Verkehrsader oder einer vorgesehenen Erschließungsstraße führe, insbesondere wenn Ver-

kehrsknotenpunkte, die bereits überlastet seien, in das Erschließungskonzept eingebunden wür-

den oder durch das Vorhaben die Überlastung eintrete. 

Die von den Einwendern zitierte Rechtsprechung zur Bewältigung des von einem Wohnungs-

bauvorhaben hervorgerufenen zusätzlichen Verkehrs in der Bauleitplanung kann nicht auf die 

Beurteilung der Auswirkungen eines Straßenbahnvorhabens auf den vorhandenen Straßenver-

kehr übertragen werden. Im vorliegenden Fall soll gerade nicht ein Vorhaben genehmigt werden, 

für das es an einer ausreichenden verkehrstechnischen Erschließung fehlen würde, sondern In-

halt dieses Planfeststellungsbeschlusses ist genau die Verbesserung der straßenbahnverkehrli-

chen Erschließung eines vorhandenen und in der Ausbauplanung befindlichen Straßenbahnbe-

triebsgeländes. 

Zudem wird nochmals auf die bereits unter F.10. ausgeführte Bewertung, dass, wie in der ver-

kehrstechnischen Untersuchung dargestellt wird, durch die Betriebshofzulaufstrecke Ständler-

straße keine Überlastung der Knoten erzeugt wird, hingewiesen.  

Der in der verkehrstechnischen Untersuchung behandelte Knoten Balan-/ Chiemgaustraße be-

findet sich rund 600 m entfernt von der geplanten Straßenbahnstrecke und wird in seiner Leis-

tungsfähigkeitsstufe, wie sich aus der verkehrstechnischen Untersuchung schlüssig ergibt, durch 

den Betrieb der neuen Zulaufstrecke nicht beeinflusst, da insoweit sowohl für den Prognosenull-

fall als auch für den Prognoseplanfall 2035 identische Werte ermittelt werden. 

Hinsichtlich des Knotens Aschauer-/Chiemgaustraße wird in der Einwendung unzutreffend be-

hauptet, dass die neue Zulaufstrecke über diesen Knoten verläuft. Tatsächlich befindet sich die-

ser rund 200 m entfernt von der geplanten Straßenbahnstrecke und wird in seiner Leistungsfä-

higkeitsstufe, wie sich aus der verkehrstechnischen Untersuchung schlüssig ergibt, durch den 

Betrieb der neuen Zulaufstrecke nicht beeinflusst, da insoweit sowohl für den Prognosenullfall 

als auch für den Prognoseplanfall 2035 identische Werte ermittelt werden. 
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Für den Knoten Chiemgau-/ Schwanseestraße wird nachvollziehbar ermittelt, dass es zwar im 

Prognoseplanfall 2035 gegenüber dem Prognosenullfall – keine Zufahrten zum Betriebshof – zu 

einer Verschlechterung der Qualitätsstufen während der morgendlichen Ein- und Ausrückfahrten 

von C auf E und während der Abendspitze des motorisierten Individualverkehrs von D auf E 

kommt, gleichzeitig aber gegenüber dem Fall eines Betriebs des neuen Straßenbahnbe-

triebshofs ohne neue Zulaufstrecke eine Verbesserung während der morgendlichen Ein- und 

Ausrückfahrten von F auf E und während der abendlichen Ein- und Ausrückfahrten ohne Einsatz 

von Langfahrzeugen von E auf D eintritt. 

In der Einwendung wird bezweifelt, dass sich durch den Bau der Zulaufstrecke die Verkehrssitu-

ation für den Kraftfahrzeugverkehr insgesamt verbessert. wenn der Zulauf von der Aschauer 

Straße auf die höher belastete Schwanseestraße verlegt wird, da trotz der hohen Belastung auf 

der Chiemgaustraße mit 38.200 Kraftfahrzeugen pro 24 Stunden westlich bzw. 37.400 Kraftfahr-

zeugen pro 24 Stunden östlich die Verkehrsbelastung auf der Aschauer Straße lediglich 4.300 

Kraftfahrzeuge pro 24 Stunden und auf der Pfälzer-Wald-Straße 3.200 Kraftfahrzeuge pro 24- 

Stunden betrage. 

Hierzu wird nochmals auf die nach Beurteilung der Planfeststellungsbehörde gegebene Plausibi-

lität der Berechnungen der von der Antragstellerin vorgelegten verkehrstechnischen Untersu-

chung hingewiesen. Insbesondere der weitere Verlauf der bisherigen Zulaufstrecke über die ver-

kehrlich hoch belastete Chiemgaustraße wird bei dieser Argumentation außer Acht gelassen. 

Das Mobilitätsreferat der Landeshauptstadt München hat in einer Stellungnahme zum Verfahren 

eindeutig bestätigt, dass die der verkehrstechnischen Untersuchung zugrundegelegten prognos-

tizierten Streckenbelastungen sich aus dem Verkehrsmodell, welches zum Zeitpunkt der Erstel-

lung dem Stand der Technik entsprach, sowie den zu diesem Zeitpunkt vorliegenden Eingangs-

daten ergaben. Grundlage der Berechnung im Verkehrsmodell war ein iterativer 4-Stufen-Algo-

rithmus, der schließlich in einem Gleichgewichtszustand der Umlegung auf den Straßenraum 

mündete. Dabei können sich durchaus deutliche Abweichungen zum Analysemodell ergeben, 

die auf Veränderungen in den Strukturdaten wie Einwohner, Arbeitsplätze oder Zielschwer-

punkte sowie Infrastrukturmaßnahmen wie Entfall von Fahrstreifen, Ausbau von Straßen und 

Angebote im öffentlichen Verkehr zurückzuführen sind. 

Auch weitere Kritikpunkte der Einwender an der Plausibilität des Verkehrsgutachtens wie die 

Prognose steigender Einwohnerzahlen für die Stadt München oder die Anzahl an Führerschein-

Neuerteilungen verfangen nicht, da sie lediglich aus dem Zusammenhang gerissene einzelne 

Aspekte aufgreifen. Beispielsweise wird weder auf den prognostizierten Bevölkerungsrückgang 

in den an den südlichen mittleren Ring anliegenden Stadtbezirken Obergiesing-Fasangarten und 

Untergiesing-Harlaching eingegangen, vgl. die Veröffentlichung auf der Internetseite 

https://stadt.muenchen.de/infos/bevoelkerungsprognose.html, noch auf den von Ende 2023 bis 

Ende 2024 rückläufigen Bestand an Personenkraftfahrzeugen in der Landeshauptstadt Mün-

chen, vgl. die Veröffentlichung auf der Internetseite https://stadt.muen-

chen.de/dam/jcr:8be559ce-8285-4212-b78c-51637334b79c/jt250703.pdf. 

Die Einwender haben für den Knoten Chiemgaustraße/Schwanseestraße weiter darauf hinge-

wiesen, dass im östlichen Abfluss des Knotenpunkts vor kurzem Tempo 30 angeordnet worden 

sei, was in der verkehrstechnischen Untersuchung unberücksichtigt bliebe 

Die Einführung des Tempo 30 an besagter Stelle erfolgte, wie sich aus einer Stellungnahme des 

Mobilitätsreferats der Landeshauptstadt München im Verfahren ergibt, erst im April 2024, somit 

nach dem Zeitpunkt der Übermittlung der Analyse- und Prognosedatengrundlagen an das Ver-

kehrsgutachterbüro. Es ergeben sich daher auch in diesem Zusammenhang keine Zweifel an 

der Feststellung, dass das Modell auf anerkannten verkehrsplanerischen Verfahren basiert und 

die zum Zeitpunkt der Modellierung verfügbaren Daten berücksichtigt wurden.   
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Die Geschwindigkeitsbeschränkung In der Chiemgaustraße zwischen der Schwanseestraße und 

der Aschauer Straße im Bereich der Bahnunterführung in Fahrtrichtung Osten erfolgte, um die 

Verkehrssicherheit zu erhöhen, da sich in dieser Fahrtrichtung der Radverkehr den Platz mit 

dem Autoverkehr teilen muss, was sich aufgrund des schmalen Verflechtungsbereichs sowie der 

hohen Fahrzeugmengen dauerhaft als gefährlich erweist. Auswirkungen auf den Kraftfahrzeug-

verkehr durch das reduzierte Tempo auf dem rund 200 m langen Teilstück der Chiemgaustraße 

zwischen Schwanseestraße und Aschauer Straße werden durch das Mobilitätsreferat nicht er-

wartet. Auch diese Aussage ist schlüssig, zumal nach verbreiteter fachlicher Einschätzung bei 

hoher Verkehrsdichte Tempo 30 den Verkehrsfluss gegenüber Tempo 50 sogar verbessern 

kann, da der Verkehr flüssiger läuft, was gerade im hier gegebenen Fall einer Beschleunigung 

und eines nachfolgenden Abbremsens hinter vorausfahrenden Radfahrern von Relevanz ist. 

Die weiter dargestellte Mitnutzung der rechten Kraftfahrzeugfahrspur durch den Radverkehr so-

wie die Verflechtung des ostwärts führenden Straßenbahngleises mit der linken Kraftfahrzeug-

fahrspur stellt keine neue Erkenntnis gegenüber der Ausgangsdatenlage der verkehrstechni-

schen Untersuchung dar. 

Hinsichtlich der Leistungsfähigkeit des Knotens Schwanseestraße/Ständlerstraße/Stadelheimer 

Straße werden von den Einwendern ebenfalls Bedenken geäußert. Wie sich im Prognoseplanfall 

die Morgenspitze auf Verkehrsqualitätsstufe D und insbesondere die Abendspitze ab 15:30 Uhr 

sich von F auf E verbessern solle, sei nicht nachvollziehbar, denn das Verkehrsaufkommen auf 

der Stadelheimer Straße von Westen kommend zum Knoten solle laut der verkehrstechnischen 

Untersuchung der Antragstellerin im Vergleich zum Analysefall um 6.100 Kraftfahrzeuge pro 24 

Stunden zunehmen und die Ständlerstraße solle östlich der Schwanseestraße mit 4.900 Kraft-

fahrzeugen pro 24 Stunden zusätzlich frequentiert werden. Es sei nicht nachvollziehbar, wie bei 

einer derartigen Steigerung der Verkehrsmengen auf den beiden Adern genau westlich und öst-

lich des Knotens eine Verbesserung der Verkehrsqualitätsstufe von F auf E eintreten solle, die 

dann auch nach der verkehrstechnischen Untersuchung sich als unterste Grenze, in der gerade 

noch Verkehrsqualitätsstufe E angenommen werden könne, darstelle. 

Hierauf hat die Antragstellerin nachvollziehbar erwidert, dass eine reine Addition von Tagesver-

kehrsmengen innerhalb eines Straßenquerschnitts nicht dazu geeignet ist, eine Aussage über 

Leistungsfähigkeit und Qualitätsstufe eines Knotenpunkts abzuleiten. Notwendige Grundlage für 

die Leistungsfähigkeitsberechnung eines Knotens nach dem Handbuch für die Bemessung von 

Straßenverkehrsanlagen sind stattdessen Verkehrsmengen einer zu bewertenden Verkehrsspit-

zenstunde in den Knotenpunktzuflüssen.  

Auf den bei der Abendspitze im Analysefall mit der Verkehrsqualitätsstufe F bewerteten Linksab-

biege-Strom von Westen nach Norden entfallen gemäß Anlage 4 zur verkehrstechnischen Un-

tersuchung – Leistungsfähigkeitsberechnungen – planfestgestellte Unterlage 15.5 - 280 Fahr-

zeuge. Im Prognose-Planfall 2035 entfallen laut dieser Unterlage auf diesen Strom in der Abend-

spitze 344 Fahrzeuge. Dies entspricht einer Verkehrszunahme von 64 Fahrzeugen im Prog-

nose-Planfall 2035 gegenüber dem Analysefall. 

Wie im Erläuterungsbericht der verkehrstechnischen Untersuchung, planfestgestellte Unterlage 

15.1, auf S. 41 beschrieben ist, kann dieser Mehrverkehr durch Freigabezeitumverteilungen 

ohne Auswirkungen auf den Priorisierungsgrad des öffentlichen Verkehrs leistungsfähig abgewi-

ckelt werden. Auch im Analysefall ließe sich durch eine entsprechende Freigabezeit-Umvertei-

lung schon jetzt eine Verbesserung der Qualitätsstufe von F auf E erzielen. Damit ist auch für 

den Prognose-Planfall 2035 eine mögliche Verbesserung der Qualitätsstufe von F auf E erklär-

bar. Die in der Einwendung suggerierte Annahme, dass mit einer Verkehrszunahme eine Verän-

derung der Verkehrsqualitätsstufe zum Besseren grundsätzlich nicht möglich sei, ist daher so 

nicht zutreffend. 
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Das Gegengutachten weist weiter darauf hin, dass im Prognose-Nullfall für die Ein- und Aus-

rückzeiten zwischen 6 Uhr und 7 Uhr und 19 Uhr und 20 Uhr ohne Anbindung des Straßenbahn-

betriebshofs eine Verkehrsqualitätsstufe B und C des Knotens angenommen wird. Im Prognose-

planfall verschlechtert sich diese auf E in beiden Zeiträumen der Ein- und Ausrückfahrten, was 

somit originär auf den ein- und ausrückenden Tramverkehr zurückgehe. Es geht zu diesem Kno-

ten auf die berechnete Rückstaulänge in der Stadelheimer Straße ein. Der Erläuterungsbericht 

der verkehrstechnischen Untersuchung, planfestgestellte Unterlage 15.1, führt auf S. 42 hierzu 

aus, dass in der Abendspitze 2035 der Linksabbieger aus der Stadelheimer Straße aufgrund ei-

ner deutlichen Verkehrszunahme Verkehrsqualitätsstufe E mit Auslastung von etwa 89 % er-

reicht, was der maximalen Auslastung am Knotenpunkt entspricht. Die berechnete Rückstau-

länge in dieser Zufahrt beträgt etwa 130 m. Damit werden die vorgelagerte Bushaltestelle und 

die Parkflächen, die in etwa 60 m Entfernung von der Haltlinie markiert sind, überstaut. 

Die Vorhabenträgerin hat hierzu nachvollziehbar darauf hingewiesen, dass eine temporäre 

Überstauung von Bushaltestellen oder Parkflächen an stark belasteten Lichtsignalanlagen im 

Stadtgebiet baulich nicht immer vermeidbar ist. Die Leistungsfähigkeit eines Knotens wird 

dadurch nicht grundsätzlich beeinträchtigt. Bei Annäherung eines Busses wird die Wahrschein-

lichkeit einer Überstauung der Bushaltestelle durch die Beeinflussung der Lichtsignalanlage zu-

dem deutlich verringert. 

 

Auch soweit die Einwender behaupten, die in das Planfeststellungsverfahren einbezogene Be-

standsstrecke in der Aschauer Straße sei nicht genehmigt, trifft dies nicht zu. 

Eine individuelle Betroffenheit der Einwender ist auch im Hinblick auf die in diesem Zusammen-

hang vorgetragenen Belange nicht erkennbar. Allerdings erscheint es geboten, sich im Rahmen 

der Abwägung dennoch auch mit diesen vorgebrachten Belangen zu befassen. 

Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts ist die Planfeststellungsbe-

hörde berechtigt, den im Planfeststellungsabschnitt vorgefundenen Ausbauzustand einer Schie-

nenstrecke als rechtmäßig zugrunde zu legen, ohne dass als Beleg hierfür Zulassungsdoku-

mente zum historischen oder derzeitigen Bauzustand und Betrieb vorgelegt werden müssten. 

Vernünftige Zweifel an der Zulässigkeit dieses Betriebs bestehen – ungeachtet der Nichtverfüg-

barkeit diesbezüglicher historischer Unterlagen – regelmäßig nicht. Es besteht eine Vermutung 

der entsprechenden Widmung bzw. Planfeststellung, vgl. BVerwG, Urteil vom 23.10.2002, Az. 9 

A 12.02 und Urteil vom 15.10.2020, Az. 7 A 9.19 sowie VG Düsseldorf, Urteil vom 08.01.2020, 

Az.16 K 5474/18. 

So liegt der Fall auch bei der Bestandszulaufstrecke in der Aschauer Straße. Diese wird, wie 

auch die Einwender nicht in Zweifel ziehen, seit über 100 Jahren als Straßenbahnstrecke betrie-

ben. Ernsthafte Zweifel an der Widmung dieser Strecke bestehen nicht. 

Daran ändert auch die Tatsache nichts, dass möglicherweise in den 1960er Jahren ein neuer 

Straßenbelag aufgebracht wurde. Dies stellt keine wesentliche Änderung von Betriebsanlagen 

der Straßenbahn dar. Soweit Weichen abgeschnitten wurden, könnte dies allenfalls auf einen 

ungenehmigten Rückbau einer früher genehmigten Strecke hindeuten, was aber für den beizu-

behaltenden Restbestand, der nunmehr ins Planfeststellungsverfahren einbezogen wurde, ohne 

Auswirkungen ist. Der Teil der beizubehaltenden Bestandsstrecke der Straßenbahn in der 

Aschauer Straße, die in das Planfeststellungsverfahren einbezogen wurde, ist danach als gewid-

met und genehmigt anzusehen. Zudem geht auch aus der planfestgestellten Unterlage 3.2, La-

geplan Ständlerstraße M 1:500 ebenso wie aus der planfestgestellten Unterlage 3.4a, Ergän-

zungsplan Interimstrassierung an Bestandsgleis Tektur A M 1:500 klar hervor, dass der Gleisab-

schnitt der Bestandszulaufstrecke, der erhalten werden soll, innerhalb der Planfeststellungs-
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grenze liegt. Er ist somit, selbst wenn es sich, was nicht der Fall ist, um eine bisher nicht geneh-

migte Gleisanlage handeln würde, ausdrücklich mit beantragt und von der Genehmigungswir-

kung dieses Planfeststellungsbeschlusses mit umfasst. 

 

Zum von den Einwendern weiter aufgeworfenen Thema des Straßenbahnbetriebslärms wird zu-

nächst auf die Ausführungen unter F.5. verwiesen. Wie die Antragstellerin im Verfahren nach-

vollziehbar ausgeführt hat, ist die Betriebshofzulaufstrecke innerhalb des baulichen Eingriffs der 

Maßnahme als ein Neubau eines öffentlich gewidmeten Schienenweges sowie als ein partieller 

erheblicher baulicher Eingriff in einen bestehenden öffentlich gewidmeten Schienenverkehrsweg 

in Verbindung mit der baulichen Anpassung des Straßenraums, in welchem die Baumaßnahme 

stattfindet, zu beurteilen. 

Damit unterliegt das Vorhaben dem Anwendungsbereich der 16. BImSchV. Der öffentliche Ver-

kehrsweg endet an der Grundstücksgrenze des Betriebsgeländes Ständlerstraße. Damit endet 

dort auch der Untersuchungsbereich für den öffentlichen Verkehrsweg. Aus dem Fahrverkehr 

entstehende Geräusche auf dem Betriebsgelände sind der Anlage zuzurechnen und für diese in 

einer gesonderten Untersuchung nach TA Lärm zu beurteilen.  

Der Untersuchungsumgriff des Verkehrswegs wird im Rahmen des Planungsumgriffs schalltech-

nisch vollständig abgebildet und im Rahmen des Erforderlichen auch mit seinen Überstandslän-

gen über die Grenzen des baulichen Eingriffs hinaus berücksichtigt, soweit es sich um Teile des 

Verkehrswegs handelt. Durch die verfahrenstechnisch getrennte Beurteilung des Betriebsgelän-

des entsteht keine Beurteilungslücke. 

Generell werden in der schalltechnischen Genehmigungspraxis Verkehrsanlagen und Anlagen 

nach TA Lärm nicht miteinander vermengt. Wäre dem so, hätte jeder Verkehr, der aus einem öf-

fentlichen Weg in eine Anlage ein- oder aus ihr ausfährt, zwangsläufig eine Komponente, die 

nach TA Lärm zu beurteilen wäre. Dem wird durch eine Trennung der anzuwendenden Verfah-

ren vorgebeugt, welche an der Grenze zwischen dem öffentlichen Straßenraum und dem priva-

ten Grundstück vorgenommen wird. Dies gilt in beide Richtungen und beiderlei Hinsicht, weswe-

gen aus Anlagen ausfahrende Verkehre in der TA Lärm bei Verlassen des Betriebsgrundstücks 

auch explizit nach Punkt 7.4 der TA Lärm gesondert zu beurteilen sind und nicht mehr den Im-

missionsrichtwerten der TA Lärm für Anlagengeräusche unterliegen. 

Im Ergebnis wäre mithin eine Zurechnung von auf dem Anlagengrundstück erzeugten Emissio-

nen auf die Verkehrsgeräusche der Zulaufstrecke fachlich nicht korrekt.  

Insofern liegt weder eine verkürzte Betrachtung vor, noch entsteht hierdurch eine nicht rechtmä-

ßige Abwägung, welche die Belange der Einwender nicht angemessen berücksichtigen würde. 

Zu den Bremsgeräuschen hat die Antragstellerin ergänzend nachvollziehbar vorgetragen, dass 

zwar richtig ist, dass die Straßenbahnen über die Zufahrt zum Betriebsgelände mit reduzierter 

Geschwindigkeit auf das Gelände einfahren. Dies geschieht jedoch nicht in Form eines abrupten 

Abbremsmanövers vor der Einfahrkurve, sondern in einer stetigen Verlangsamung bei der Annä-

herung an die Einfahrt. Ebenso fahren die Straßenbahnen langsam aus dem Betriebsgelände 

aus, indem sie in der Regel ab der Grundstücksgrenze oder Haltelinie aus dem Stand mit mode-

rater Geschwindigkeit in die Ständlerstraße einbiegen und dort auf die Regelgeschwindigkeit be-

schleunigen. 

Fahrten in Kurven wurden im Gutachten nach dem anzuwendenden Rechenverfahren Schall 03 

durch einen Zuschlag von KL = 4 dB(A) für Kurvenfahrgeräusche in Gleisbögen mit Radien von 

weniger als 200 m berücksichtigt. Zudem wurde nach dem Regelwerk mit einer gefahrenen Ge-

schwindigkeit von 50 km/h gerechnet, obgleich dort die trassierungstechnisch zulässige Ge-

schwindigkeit nur 15 km/h beträgt. Die Berechnung der Schallemissionen und der hieraus resul-

tierenden Schallimmissionen enthält somit hohe Sicherheitszuschläge. 
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Das Rechenverfahren nach Schall 03 sieht eine Beurteilung von Spitzenpegelereignissen nicht 

vor. 

Soweit in den Einwendungen zur Tektur A und dem mit diesen vorgelegten schalltechnischen 

Gegengutachten die schalltechnische Stellungnahme zur Tektur A bemängelt wird, hat die An-

tragstellerin hierzu der Regierung von Oberbayern eine erneute Stellungnahme ihres Schallgut-

achters vorgelegt. In dieser wird nachvollziehbar und schlüssig ausgeführt, dass Grundgedanke 

der TA Lärm ist, schädliche Umwelteinwirkungen zu vermeiden. Dies ist regelmäßig dann der 

Fall, wenn eine zu beurteilende Anlage oder ein Teil von ihr nur irrelevant zur Gesamtlärmbelas-

tung beiträgt. In der Praxis ist es Usus, dass Änderungen an Anlagen, welche einen Pegelbei-

trag von zumindest 10 dB(A) unter dem Immissionsrichtwert liefern, alleinstehend zu betrachten 

sind. Dies ergibt sich aus dem Umstand, dass ansonsten jede kleinste Änderung einer Anlage 

die Gesamtschau auf die Anlage einschließlich der Betrachtung aller möglichen Änderungen ei-

ner gewerblichen Vorbelastung bedeuten würde. Exemplarisch würde hierfür beispielsweise 

schon der Einbau einer neuen Lüftungseinheit an einer Gewerbehalle in Form eines anderen 

Geräts ausreichen, um die Untersuchungskette auszulösen. Dies ist jedoch als unverhältnismä-

ßig anzusehen, wenn der Nachweis geführt werden kann, dass von dem zu ändernden Anlagen-

teil nach der Änderung keine schädlichen Umwelteinwirkungen ausgehen, was wiederum regel-

mäßig dann der Fall ist, wenn die Immissionsrichtwerte der TA Lärm durch den betreffenden An-

lagenteil, wie es wie oben unter F.5. dargestellt vorliegend der Fall ist, erheblich unterschritten 

werden. 

Soweit vorgebracht wird, der zu betrachtende Einwirkungsbereich nach TA Lärm sei nicht kor-

rekt bestimmt worden, da auch Spitzenpegelereignisse bei der Definition des Einwirkungsbe-

reichs zu berücksichtigen seien, wird auf Seite 5 der schalltechnischen Stellungnahme zur Tek-

tur A, planfestgestellte Unterlage 1.2a, nochmals nachvollziehbar ausgeführt, dass Spitzenpege-

lereignisse einerseits abstandsbedingt irrelevant für die Beurteilung der Sachlage sind und an-

dererseits Straßenbahnfahrten allein nicht als wesentlich spitzenpegelbehaftete Geräusche gel-

ten.  

Ergänzend hat der Schallgutachter in seiner Stellungnahme zu den Einwendungen zur Tektur A 

erläutert, dass in dem betreffenden Anlagenteil als spitzenpegelbehaftete Ereignisse allenfalls 

Kurvenfahrgeräusche auf dem Radius des Ausfahrgleises auf einer Länge von etwa 17 m bei 

bestimmten Wetterlagen denkbar wären. Aus eigenen Messungen auf dem Gelände der Stra-

ßenbahnhauptwerkstatt sowie Fachliteratur ist dem Gutachter bekannt, dass unter bestimmten 

Umständen das Kurvenfahrgeräusch von Straßenbahnen auf fester Fahrbahn um etwa 15 bis 23 

dB(A) über dem Geräusch von Fahrten auf gerader Strecke bei gepflegtem Gleiszustand liegen 

kann. Bei einem längenbezogenen Schallleistungspegel von rund 68 dB(A) für ein Niederflur-

Fahrzeug mit 8 Achsen auf fester Fahrbahn ergäbe sich bei einem Pegelzuschlag von 23 dB(A) 

für das Kurvenfahrgeräusch im Extremfall eine Schallleistung von 103 dB(A). Ginge man von ei-

ner Schutzbedürftigkeit der Nachbarschaft als jener eines allgemeinen Wohngebiets aus, be-

trage der einzuhaltende Schutzabstand 18 m, um den anzuwendenden zulässigen Spitzenpegel 

tags von 85 dB(A) einzuhalten. Die Anwesen der Einwender sind jedoch mindestens 110 m ent-

fernt und der anzuwendende maximal zulässige Spitzenpegel für Mischgebiete beträgt 90 dB(A). 

Der aus der zu ändernden Anlage zu erwartende Spitzenpegel beträgt dort, berechnet nur über 

das Abstandsmaß, maximal 54 dB(A). Selbst wenn es sich um ein reines Wohngebiet handeln 

würde, betrüge der zulässige Spitzenpegel 80 dB(A) und wäre um 26 dB(A) unterschritten. 

Damit ist klargelegt, dass einerseits der betrachtete Untersuchungsraum ausreichend groß ge-

wählt worden ist und andererseits beurteilungsrelevante Spitzenpegelereignisse an den Anwe-

sen der Einwender auszuschließen sind.  
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Soweit das Gegengutachten unter Bezugnahme auf die schalltechnische Untersuchung zum 

Planfeststellungsbeschluss der Regierung von Oberbayern für die derzeit betriebene Interims-

werkstatt vom 09.03.2020, Aktenzeichen 23.2-3623.4-2-19, beanstandet, dass dort von der dop-

pelten Zahl an Zu- und Ausfahrten auf dem Gelände ausgegangen wurde und demzufolge der 

Ansatz der Verkehrsmengen falsch wäre, hat der Schallgutachter der Antragstellerin in seiner 

Stellungnahme zur Einwendung überzeugend ausgeführt, dass die Abweichung aus Beurtei-

lungssicht irrelevant ist. Die aktuelle Beurteilung der Änderung der Anlage kommt zu dem Er-

gebnis, dass der betroffene Anlagenteil die hier maßgeblichen Tagrichtwerte um mindestens 26 

dB(A) unterschreitet. Wie der Schallgutachter der Antragstellerin schlüssig dargestellt hat, müss-

ten etwa 40mal so viele Trambahnzüge den Anlagenteil befahren, bis dieser nicht mehr irrele-

vant im Sinne der TA Lärm zur Gesamtemission beitrüge. Selbst wenn der Ansatz in der darge-

stellten Verkehrsmenge in der hier planfestgestellten Unterlage 1.2a zu niedrig liegt und der aus 

der schalltechnischen Untersuchung zum Planfeststellungsbeschluss der Regierung von 

Oberbayern vom 09.03.2020 der richtige ist, hat dies keine Auswirkung auf das Ergebnis der Be-

urteilung. 

Die vorgelegten, hier planfestgestellten schalltechnischen Gutachten erweisen sich im Ergebnis 

auch unter Berücksichtigung des Vorbringens in den Einwendungen als schlüssig und überzeu-

gend und begegnen keinen Bedenken. 

Zur Lärmbetroffenheit der Einwender ist zusammenfassend festzuhalten, dass für die in deren 

Eigentum stehenden Grundstücke Ständlerstr. 36 und 38 sowie Traunreuter Str. 1a, 1b. 3, 5 und 

7, wie in der schalltechnischen Untersuchung, planfestgestellte Unterlagen 9.1 bis 9.6.2 sowie in 

der als Anhang zum Erläuterungsbericht Interimsgleisanschluss Tektur A, planfestgestellte Un-

terlage 1.2a, beigefügten schalltechnischen Stellungnahme nachvollziehbar ausgeführt wird, 

keine Überschreitung der Lärmgrenz- und -richtwerte zu befürchten sind, da diese mindestens 

110 m von dieser Einfahrtskurve entfernt liegen und das nächstliegende Gebäude zudem nicht 

zum Wohnen genutzt sowie darüber hinaus durch das auf dem Betriebsgelände stehende Ge-

bäude Ständlerstr. 26 schalltechnisch von der Straßenbahnstrecke abgeschirmt wird. Die beste-

hende Straßenbahnstrecke im Bereich der Einfahrt wird lediglich um bis zu 1,09 m näher an das 

Grundstück der Einwender gerückt, wobei insoweit keine Erhöhung des Straßenbahnverkehrs-

aufkommens stattfindet. Die Strecke im öffentlichen Straßenraum, auf der eine quantitative Er-

höhung des Straßenbahnverkehrs geplant ist, befindet sich noch weiter entfernt von den im Ei-

gentum der Einwender stehenden Anwesen. In der schalltechnischen Untersuchung, planfestge-

stellte Unterlagen 9.1 bis 9.6.2, wird das Grundstück der Einwender Ständlerstr. 36, das sich 

entfernungsmäßig am nächsten an der Zulaufstrecke befindet, explizit untersucht. In der plan-

festgestellten Unterlage 9.5.1, Tabelle Beurteilungspegel Schiene Prognose-Planfall 2035, wird 

ermittelt, dass an diesem Gebäude der höchste Wert der täglichen Immissionen aus Schienen-

verkehr 38,8 dB(A) am Tag sowie 42,2 dB(A) in der Nacht beträgt. Wie auch die Einwender 

selbst nicht bezweifeln, befindet sich das Gebäude in einem Gewerbegebiet, so dass die maß-

geblichen Grenzwerte nach der 16. BImSchV 69 dB(A) tags und 59 dB(A) nachts betragen. 

Diese sind somit um 30,2 dB(A) tags und 16,8 dB(A) nachts unterschritten. Selbst wenn man die 

Richtwerte der TA Lärm von 65 dB(A) tags und 50 dB(A) nachts ansetzen würde, wären diese 

um 26,2 dB(A) tags und 7,8 dB(A) nachts unterschritten. Das nächstgelegene Gebäude im Be-

sitz der Einwender, dem nach Ausführungen der Einwender eine reine Wohngebietslage zukom-

men soll, befindet sich rund 30 m weiter südlich des Gebäudes Ständlerstr. 36 und weist demzu-

folge noch eine wesentlich geringere Schallbelastung durch die Zulaufstrecke auf. 
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Die weitere zum Interimsgleisanschuss auf Grundlage der TA Lärm durchgeführte Untersuchung 

kommt zu dem Ergebnis, dass sich die Lärmsituation durch die Gleislageverschiebung des Aus-

rückgleises nach Osten gegenüber dem Bestand und bei unveränderter Zugfrequenz nur im 

Zehntelbereich der dB(A) verändert. 

Durch den in der Nebenbestimmung 2.4.1 angeordneten Einbau eines lärmarmen Splittmasti-

xasphalts 8 als Fahrbahnbelag auch im Bereich des Interimsgleisanschlusses wird zudem die 

ohnehin unbedenkliche schalltechnische Situation der Einwender im Ergebnis gegenüber dem 

Bestand noch weiter verbessert. 

 

Zu den Einwendungen hinsichtlich der BaumschutzV ist festzustellen, dass diese erst im Rah-

men der Anhörung zur Tektur A im Januar 2026 vorgebracht wurden, obwohl im Rahmen der 

Tektur A keine zusätzlichen Baumfällungen im Vergleich zur ursprünglichen Planung vorgese-

hen waren, also rund 10 Monate nach Ende der Einwendungsfrist des Art. 73 Abs. 4 Satz 1 

BayVwVfG zur ursprünglichen Planung am 17.03.2025, auf die gemäß Art. 73 Abs. 4 Satz 4 

BayVwVfG in der Bekanntmachung der Auslegung der Planunterlagen durch die Landeshaupt-

stadt München ordnungsgemäß hingewiesen worden war. Die vorgebrachte Einwendung unter-

liegt somit dem Einwendungsausschluss des Art. 73 Abs. 4 Satz 3 BayVwVfG, da sie erst am 

16.01.2026 bei der Regierung von Oberbayern einging, somit nach Ablauf der Frist. Auch eine 

individuelle Betroffenheit der Einwender ist im Hinblick auf die in diesem Zusammenhang vorge-

tragenen Belange nicht erkennbar. Allerdings erscheint es geboten, sich im Rahmen der Abwä-

gung dennoch mit den vorgebrachten Belangen zu befassen. 

Zur Befreiung von den Verboten der BaumschutzV wird hierbei auf die obigen Ausführungen un-

ter F.6 verwiesen. Das Vorbringen der Einwender lässt hier keine neuen, bisher nicht berück-

sichtigten inhaltlichen Aspekte erkennen.  

 

 

H. Gesamtergebnis 

 

In der im Planfeststellungsverfahren zu leistenden Abwägung der öffentlichen Belange in be-

trieblicher, baulicher, verkehrlicher und wirtschaftlicher Hinsicht sowie der öffentlichen und priva-

ten Belange untereinander überwiegen die öffentlichen Belange zugunsten des Vorhabens. 

Die Inanspruchnahme von Grundstücken von privaten Anwohnern erfolgt nur vorübergehend 

und nur in völlig untergeordnetem Umfang.  

Es findet zwar eine Beeinträchtigung naher Anlieger durch Bau- und Betriebslärm statt. Dieser 

kann jedoch durch Vorsorgemaßnahmen und passive Schallschutzmaßnahmen auf ein erträgli-

ches Minimum reduziert werden. 

Geringfügige Eingriffe in Natur und Landschaft sind insbesondere im Zusammenhang mit der 

Fällung von 6 Bäumen gegeben. Als Ersatzmaßnahme werden jedoch 10 Bäume nachgepflanzt. 

Durch die großflächige Entsiegelung von Flächen insbesondere im Zusammenhang mit der An-

legung des Rasengleises ergeben sich dafür günstige Auswirkungen auf den Naturhaushalt und 

die Entwässerungssituation, so dass insgesamt die positiven Aspekte in dieser Hinsicht überwie-

gen. 

Die Situation für den motorisierten Individualverkehr verschlechtert sich an einigen Knotenpunk-

ten im Bereich der Zulaufstrecke geringfügig, ohne aber zu einer völligen Überlastung dieser zu 

führen. Demgegenüber ist der Bau der Zulaufstrecke von hoher Bedeutung für den von der An-

tragstellerin durchgeführten öffentlichen Personennahverkehr, da eine leistungsfähige Anbin-

dung an ein Werkstatt- und Betriebsgelände elementare Voraussetzung für eine leistungsfähige 

Personenbeförderung mit Straßenbahnen ist. Langfristig kann zudem durch eine Verstärkung 
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der individuellen Nutzung des öffentlichen Personennahverkehrs eine Abnahme des motorisier-

ten Individualverkehrs mit der Folge verbesserter Leistungsfähigkeit der Verkehrswege und zu-

sätzlichen positiven Auswirkungen auf Luft und Klima erreicht werden. 

Außerdem ist die neue Zulaufstrecke wesentlich kürzer als die bisherige und daher für die An-

tragstellerin wirtschaftlicher im Unterhalt.  

Die Beeinträchtigungen der Anwohner sowie die geringfügigen Beeinträchtigungen von Natur 

und Landschaft sind im Hinblick auf die in den Nebenbestimmungen dieses Beschlusses vorge-

sehenen Schutz-, Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen hinnehmbar. Auch die Beein-

trächtigungen der Leichtigkeit des Straßenverkehrs stellen sich als hinnehmbar dar. 

Demgegenüber besteht ein hohes öffentliches Interesse an der Realisierung der neuen Zulauf-

strecke. Die Neubaustrecke trägt in nicht unerheblichem Maße zur Stärkung des öffentlichen 

Personennahverkehrs in der Stadt München bei.  

Die Pläne können somit unter den aufgeführten Nebenbestimmungen festgestellt werden. 

  

 

I. Kosten 

 

Die Entscheidung unter 4. beruht auf § 56 Satz 1, Satz 2 PBefG i. V. m. § 13 Abs. 1 Nr. 1 des 

Verwaltungskostengesetzes (VwKostG). 

 

 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diesen Planfeststellungsbeschluss kann Klage erhoben werden. Die Klage muss schrift-

lich innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe dieses Beschlusses beim Bayerischen Ver-

waltungsgerichtshof in München, Ludwigstraße 23, 80539 München (Postanschrift: Postfach 34 

01 48, 80098 München), erhoben werden. Die Klage kann beim Bayerischen Verwaltungsge-

richtshof auch elektronisch nach Maßgabe der der Internetpräsenz der Verwaltungsgerichts-

barkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmenden Bedingungen erhoben werden. In der Klage 

muss der Kläger, der Beklagte (Freistaat Bayern) und der Gegenstand des Klagebegehrens 

bezeichnet werden, ferner soll ein bestimmter Antrag gestellt werden und die zur Begründung 

dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben werden. Der Klageschrift soll dieser 

Planfeststellungsbeschluss beigefügt werden (in Urschrift, in Abschrift oder in Ablichtung), ferner 

zwei Abschriften oder Ablichtungen der Klageschrift für die übrigen Beteiligten.  

 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 

- Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet 

keine rechtlichen Wirkungen! 

- Seit 01.01.2022 muss der in § 55d der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) genannte Perso-

nenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.  

- Nähere Informationen zur elektronischen Klageerhebung sind der Internetpräsenz der Bayeri-

schen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmen. 

- Kraft Bundesrechts ist bei Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten seit 01.07.2004 

grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu entrichten. 

 

Hinweise zur sofortigen Vollziehung: 

Die Anfechtungsklage gegen diesen Planfeststellungsbeschluss hat keine aufschiebende Wir-

kung, § 29 Abs. 6 Satz 2 PBefG. Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung der 

Anfechtungsklage gegen den vorstehenden Planfeststellungsbeschluss nach § 80 Abs. 5 VwGO 
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kann nur innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Beschlusses bei dem oben genannten 

Gericht gestellt und begründet werden. Treten später Tatsachen ein, die die Anordnung der auf-

schiebenden Wirkung rechtfertigen, so kann der durch diesen Planfeststellungsbeschluss Be-

schwerte einen hierauf gestützten Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO innerhalb einer Frist von ei-

nem Monat stellen. Die Frist beginnt in dem Zeitpunkt, in dem der Beschwerte Kenntnis von den 

Tatsachen erlangt (§ 29 Abs. 6 PBefG). 

 

 

Possart 

Regierungsdirektor 


